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Zusammenfassung 

Der Bericht der Kommission „Zukunft der Verkehrsinfrastrukturfinanzierung“ geht 

von der grundsätzlichen Feststellung der Verkehrsministerkonferenz aus, dass der 

Wirtschaftsstandort Deutschland wie auch die Mobilität der Bürgerinnen und Bür-

ger durch einen fortschreitenden Substanzverzehr der Verkehrsinfrastruktur ernst-

haft gefährdet sind. Dies wird für alle Verkehrsträger in der Baulast des Bundes, der 

Länder, der Landkreise und der Gemeinden festgestellt. Da diesem Problembe-

wusstsein der Fachöffentlichkeit bislang keine adäquate gesellschaftliche Wahr-

nehmung folgte, wird es für erforderlich gehalten, eine ergebnisorientierte Debatte 

zur Bedeutung einer leistungsfähigen Verkehrsinfrastruktur als einen wesentlichen 

Teil der staatlichen Daseinsvorsorge und ihrer bedarfsgerechten Finanzierung anzu-

stoßen. 

Der Bericht folgt dem Ziel, für den erforderlichen politischen und gesellschaftlichen 

Diskussionsprozess eine qualifizierte Basis zur Versachlichung der Debatte zu schaf-

fen. „Gefühlte“ Wahrnehmungen sollen eine reale Grundlage erhalten. Das ermit-

telte Defizit von mind. 7,2 Mrd. € pro Jahr für die Verkehrsträger Straße, Schiene 

und Wasserstraße zeigt mehr als deutlich den Handlungsbedarf, um weitere volks-

wirtschaftliche Schäden zu vermeiden und den Wirtschaftsstandort Deutschland 

nicht zu gefährden.  

Um den für eine Debatte erforderlichen Raum zu belassen, enthält sich der Bericht 

einer Fokussierung auf einzelne Lösungen. 

Durch eine Erörterung von Grundsätzen und Leitlinien in der Verkehrsministerkon-

ferenz erfährt die Kommissionsarbeit über die direkte Finanzierungsfrage hinaus 

zunächst eine Einordnung in die aktuellen Herausforderungen an die Verkehrspoli-

tik, wie gesellschaftliche Veränderungen, verstärkte Umweltanforderungen und die 

finanziellen Rahmenbedingungen. 

Der vorliegende Abschlussbericht selbst geht von einer fundierten Analyse des der-

zeitigen Systems und einer fachlichen Zustandsbeschreibung der Verkehrsinfra-

struktur aus.  

Anknüpfend an die verkehrspolitische Zielbestimmung und den aktuellen Hand-

lungsbedarf für den Erhalt und den Betrieb der Bestandsnetze, geht der Bericht 

davon aus, dass die finanziellen Ressourcen zunächst vorrangig in diesem Bereich 

einzusetzen sind. Neubauvorhaben bedürfen hiernach weiterhin einer eindeutigen 

politischen Entscheidung einschließlich der projektbezogenen Finanzierung.  

Bei den Instrumenten der Finanzierung ruft der Bericht die zunächst naheliegenden 

Änderungsmöglichkeiten auf, wie die Hebung von Einsparpotenzialen im gegenwär-

tigen System, eine Erhöhung des Anteils für den Verkehrssektor aus den Einnahmen 

der Mineralölsteuer sowie eine bedarfsgerechtere Erhöhung der Haushaltsansätze 

für den Verkehr. 

Der Bericht erörtert auch unter Auswertung ausländischer Beispiele Formen der 

Finanzierung und Steuerung, die u.a. eine flexible und überjährige Nutzung der 

finanziellen Ressourcen ermöglichen. Dabei werden Fonds-Lösungen vertieft be-
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trachtet. In diesem Zusammenhang wird festgestellt, dass es für eine dauerhafte 

Akzeptanz des Finanzbedarfs der Verkehrsinfrastruktur transparenter und perio-

disch anzufertigender Infrastrukturzustands- und -leistungsberichte bedarf.  

Ausgehend von national bereits bestehenden Elementen der Nutzerfinanzierung, 

wie Maut für schwere Lkw und Trassengebühr für Schienenwege, werden in Anleh-

nung an die einschlägigen Vorgaben der EU weitere denkbare Instrumente erörtert. 

Diese werden mit ihren rechtlichen, finanziellen und gesellschaftlichen, darunter 

auch sozialen Auswirkungen - ggf. Kompensationsnotwendigkeiten - dargestellt, 

sowie mit ihren Vor- und Nachteilen summarisch beschrieben. Dabei wurde auch 

ermittelt, welchem Baulastträger bei welcher Maßnahme ein Rechtsanspruch auf 

etwaige Mehreinnahmen entsteht. 

Aus der Darstellung der Instrumente ist auch erkennbar, dass sie jeweils einzeln als 

auch nach einem Stufenverfahren genutzt werden können. Daraus folgt auch die 

Möglichkeit von Kombinationen einzelner Instrumente.  

In einer abschließenden Bewertung geht die Kommission davon aus, dass mit dem 

Bericht eine geeignete Grundlage für die Diskussion in Politik und Öffentlichkeit 

gegeben ist. 
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1 Motivation 

Gesellschaft und Politik in Deutschland gehen davon aus, dass eine moderne und 

leistungsfähige Infrastruktur Grundlage für die Mobilität von Menschen und den 

Transport von Gütern und somit einer der wichtigsten Standortfaktoren im globalen 

Wettbewerb ist. Für eine erfolgreiche und nachhaltige Entwicklung gilt es, das im 

Vergleich zu vielen Ländern große und leistungsfähige Netz in unserem Land in den 

kommenden Jahren zu erhalten, zu sanieren und weiter zu modernisieren. 

Die deutsche Volkswirtschaft mit ihrem hohen Grad an Arbeitsteilung und den 

dadurch ausgelösten erheblichen Austauschbeziehungen ist in besonderem Maße 

auf eine leistungsfähige Verkehrsinfrastruktur angewiesen. Dieses Erfordernis ver-

stärkt sich noch durch die hohe Exportorientierung und die zentrale Lage Deutsch-

lands in Europa. Die Verkehrsinfrastruktur in Deutschland bildet mit ihrem Nettoan-

lagevermögen von 603 Mrd. €
1
 ein wesentliches Rückgrat der Volkswirtschaft und 

Gesellschaft. 

Einerseits besteht in der Fachöffentlichkeit seit Jahren ein durchgängiges Problem-

bewusstsein, dass die Verkehrsinfrastrukturen
2
 aller Aufgabenträger für Straße, 

Schiene und Wasserwege, einschließlich der Infrastruktur für den ÖPNV, permanent 

unterfinanziert sind. Seit Jahrzehnten wird zu wenig in die Erhaltung der Verkehrs-

infrastruktur, d.h. Erhalt und Betrieb sowie Erneuerung und Weiterentwicklung 

investiert, was bereits zu einem beträchtlichen Nachholbedarf geführt hat. Diese 

Entwicklung ist umso dramatischer als die Verkehrsinfrastruktur einen wesentlichen 

Teil der staatlichen Daseinsvorsorge darstellt. In diesem Zusammenhang werden 

sogar Forderungen nach einer verfassungsrechtlichen Verankerung der staatlichen 

Infrastrukturverantwortung für den Bereich Straße, wie für den Bereich Schiene 

und Wasserstraße bereits vorhanden, erhoben. 

Andererseits ist die gesellschaftliche Wahrnehmung dieser Unterfinanzierung eher 

punktuell, wenn z.B. die persönliche Mobilität gestört ist oder die verladende Wirt-

schaft über staubedingte Verluste klagt. Im Neubaubereich wird zwar die schon 

„traditionelle“ Unterfinanzierung des Bundesverkehrswegeplans mit ihren daraus 

immer wieder resultierenden zeitlichen Verschiebungen für Projektrealisierungen 

zur Kenntnis genommen, größere öffentliche Aufmerksamkeit erfahren aber publi-

kumswirksame Spatenstiche und Verkehrsfreigaben, wenn Einzelprojekte trotz aller 

Widrigkeiten zum Abschluss geführt werden können. Einen wichtigen Versuch, die 

Probleme einer über Jahre hinweg unterfinanzierten Verkehrsinfrastruktur stärker 

in das öffentliches Bewusstsein zu rücken, hat die Bundesregierung im Herbst 1999 

mit der Berufung der „Kommission Verkehrsinfrastrukturfinanzierung“ („Pällmann-

Kommission“) unternommen.  

In deren Abschlussbericht wurde der laufende Substanzverzehr als „Instandhal-

tungskrise“ gekennzeichnet. Es wurde zudem darauf hingewiesen, dass eine weite-

re Verzögerung beim Abbau der entstandenen Erhaltungsdefizite und eine gleich-

                                                           
1
 Berichtsjahr 2010; zu Preisen von 2000; Quelle: Verkehr in Zahlen 2011/2012 

2
 vgl. Anlage C: Bestandsnetz der Verkehrsinfrastruktur 
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zeitig weitere Verschlechterung der Qualität der Verkehrsinfrastruktur zu einer 

dynamisch zunehmenden Verteuerung der Erhaltung führen würden. 

Aus dem Umgang und der zögerlichen Umsetzung von Vorschlägen der „Pällmann-

Kommission“ wurde allerdings deutlich, dass solche fachlichen Erkenntnisse weder 

zu einem grundlegenden gesellschaftlichen Bewusstseinswandel zur Bedeutung von 

Erhalt und Entwicklung der Verkehrsinfrastrukturen noch zu den notwendigen poli-

tischen Entscheidungen geführt haben.  

Im Rahmen ihrer fachlichen Zuständigkeit hat die Verkehrsministerkonferenz der 

Länder gegenüber der Öffentlichkeit regelmäßig auf die Unterfinanzierungsproble-

me hingewiesen und wiederholt Forderungen nach einer bedarfsgerechten Ausstat-

tung der Verkehrshaushalte gestellt. Dabei wurden auch Argumente namhafter 

Verbände berücksichtigt, im Hinblick auf die aus dem Verkehr generierten Steuern 

sei es angemessen, die Statik des Haushalts zugunsten des Verkehrs als wichtigem 

Element der Daseinsvorsorge zu verschieben. 

Aus der Tatsache, dass alle Aktivitäten, für den Verkehr einen höheren Anteil aus 

den Haushalten zu sichern, ins Leere gelaufen sind, hat die Verkehrsministerkonfe-

renz abgeleitet, dass es für eine gesellschaftliche Bereitschaft zur bedarfsgerechten 

Finanzierung der Verkehrsinfrastruktur zwingend erforderlich ist, hierzu eine öffent-

liche Debatte anzustoßen. Dabei geht es nicht allein um die Forderung nach zusätz-

lichem Geld sondern auch um eine bessere und kostengünstigere Bewirtschaftung 

der Verkehrsinfrastruktur. 

Da sich die Finanzierungs- und Bewirtschaftungsprobleme sowohl beim Bund als 

auch bei den Ländern und Kommunen stellen, gilt es, einerseits, die Kosten gegen-

über der Öffentlichkeit transparent zu machen, aber andererseits auch, die bisheri-

gen Organisationsformen und das Erhaltungsmanagement auf den Prüfstand zu 

stellen, um so Akzeptanz für eine sachgerechte Finanzausstattung zu erzielen. 

Die Dringlichkeit, in einem solchen Prozess zu Ergebnissen zu kommen, besteht 

neben dem Bund besonders auch für die Länder und Kommunen, da diese in ab-

sehbarer Zeit zusätzlich durch Vorfestlegungen, wie z.B. dem Auslaufen der Über-

gangsregelungen für die Gemeindeverkehrsfinanzierung und für Finanzierungen 

nach dem Regionalisierungsgesetz, der Schuldenbremse sowie verstärkten Anforde-

rungen aus dem Umweltrecht stark betroffen sein werden. Für die gesellschaftliche 

Debatte wird es erforderlich sein, aus der Entwicklung der Vergangenheit Schluss-

folgerungen zu ziehen. Danach ist die Ursache für die Vernachlässigung der Erhal-

tungsinvestitionen u.a. die fehlende Vorsorge für Ersatzinvestitionen beim jahr-

zehntelangen Neu- und Ausbau des Netzes bei gleichzeitig real abnehmenden fi-

nanziellen Ressourcen für Verkehrsinvestitionen in den öffentlichen Haushalten.  

Vor allem im Straßenbau wurden auch durch politische Entscheidungen immer wie-

der Sanierungsmittel zu Gunsten von Neu- und Ausbauprojekten eingesetzt. So ist 

die Verkehrsinfrastrukturpolitik gekennzeichnet von vielfältigen Plänen und Hand-

lungsversprechen, die jahrzehntelang immer wieder angekündigt wurden, aber 

dann nicht eingelöst werden konnten. Darunter fallen dringliche und wichtige Vor-

haben wie auch sehr kostspielige Großprojekte. 
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Die aktuelle Situation aus Unterfinanzierung und Nachholbedarf verlangt eine neue 

zukunftsfähige Vision von Mobilität. Es macht keinen Sinn, nur mehr Mittel in die 

Infrastruktur zu investieren, ohne damit eine neue verkehrspolitische Konzeption zu 

verbinden, die sich an der Nachhaltigkeit orientiert und daraus den Mittelbedarf 

transparent ableitet. 

Es ist davon auszugehen, dass Priorisierungen nicht sachgerecht ohne eine realisti-

sche Einschätzung der finanziellen Ressourcen, der Machbarkeit sowie Sinnhaf-

tigkeit und Verträglichkeit von Projekten, auch unter Beachtung von Demografie 

und Nachhaltigkeit, vorgenommen werden können. Dabei werden die Vernetzung 

verschiedener Verkehrsträger (intermodaler Ansatz), klima- und umweltfreundliche 

Systeme, Ressourcen- und Naturschonung sowie Sozialverträglichkeit und Wirt-

schaftlichkeit einen höheren Stellenwert erhalten müssen, um die notwendige dau-

erhafte gesellschaftliche Akzeptanz neuer Finanzierungsmethoden und -elemente 

einschließlich einer Zweckbindung zu erzielen. 
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2 Arbeit der Kommission und Grundsätze  

Die Verkehrsministerkonferenz setzte zum 1. Dezember 2011 auf Anregung des 

Vorsitzenden Herrn Minister Jörg Vogelsänger und Herrn Staatssekretär Rainer 

Bomba (BMVBS) eine parteiübergreifende Kommission der Länder unter Beteiligung 

des Bundes zur „Zukunft der Verkehrsinfrastrukturfinanzierung“
3
 ein.  

Zum Vorsitzenden der Kommission wurde Herr Minister a.D. Dr. Karl-Heinz Daehre 

bestellt. Aufgabe der Kommission war, Vorschläge für eine zukünftige Finanzierung 

der Verkehrsinfrastruktur, auf der Ebene von Bund, den Ländern und der Kommu-

nen, zu unterbreiten. Hierzu sollte die Kommission die bestehenden Finanzie-

rungsmodelle und –formen für die Verkehrsinfrastruktur in den Bereichen Straße, 

Schiene und Wasserstraßen, der verschiedenen Gebietskörperschaften analysie-

ren
4
. Auf Grundlage dieser Analyse sollte die Kommission unter Berücksichtigung 

der finanziellen Rahmenbedingungen neue Ansätze für alternative Finanzierungsin-

strumente zur Deckung des bestehenden hohen Investitionsbedarfs aufzeigen. Der 

Einsetzungsbeschluss wurde durch weitere Beschlüsse der VMK vom 18./19. April 

und vom 4./5. Oktober formal präzisiert
5
. 

Die Kommission befasste sich im Rahmen umfassender Würdigung aller Finanzie-

rungsquellen in gewisser Weise über den ursprünglichen Auftrag hinausgehend 

auch mit Elementen der Haushaltsfinanzierung und diesbezüglich denkbaren Ver-

änderungen. Hintergrund der Einsetzung der Kommission war das verbreitete Un-

behagen über die bisherige als unzulänglich empfundene Finanzierung der Ver-

kehrsinfrastruktur und deren offensichtliche Defizite im Bereich von Erhalt und 

Ausbau, die zu einem beachtlichen Nachholbedarf geführt haben. Dieses Phänomen 

beschäftigt bekanntlich seit einiger Zeit auch die Parteienlandschaft
6
. 

Ausgehend von dem Beschluss vom 1. Dezember 2011, bildete die Kommission eine 

Arbeitsgruppe und bestellte externe Gutachter zur laufenden Mitarbeit.  

Besonders zu erwähnen sind in diesem Zusammenhang die konstruktiven Gesprä-

che und Erörterungen mit Bundesminister Dr. Peter Ramsauer, den Verkehrsminis-

tern bzw. Senatoren der Länder und dem Generaldirektor der Generaldirektion 

Mobilität und Verkehr (GD MOVE) der EU, Herrn Dr. Ruete.  

Weiterhin wurden durch die Arbeitsgruppe zahlreiche Anhörungen von dem Ver-

kehrsbereich verbundenen Verbänden und Institutionen durchgeführt sowie 

schriftliche Stellungnahmen der beteiligten Kreise eingeholt.  

Eine ausführliche Darstellung dieser Aktivitäten sowie eine Übersicht über die be-

teiligten Wissenschaftler und die Mitglieder der Arbeitsgruppe, ist diesem Bericht 

als Anlage beigefügt. Eine Rückkopplung der Arbeitsergebnisse der Arbeitsgruppe 

erfolgte in fünf Kommissionssitzungen. Außerdem wurde bei zwei Verkehrsminis-

ter-Konferenzen Bericht erstattet. 

                                                           
3
 siehe Beschluss der VMK vom 01.12.2012 (Anlage A) 

4
 siehe Beschluss der VMK vom 01.12.2012 (Anlage A) 

5
 siehe Beschluss der VMK vom 18./19.04.2012 sowie vom 04./05.10.2012 (Anlage A) 

6
 siehe Literaturverzeichnis 
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Auf die Leit- und Grundsätze zur vierten Kommissionssitzung (Anlage B) darf in die-

sem Zusammenhang besonders hingewiesen werden. 

Es galt aber zunächst, bezogen auf das Jahr 2012, eine qualifizierte Bestandserfas-

sung des aktuellen Zustands der verschiedenen Verkehrsträger sowie ihrer jeweili-

gen Defizite und des Nachholbedarfs zu leisten. Die Basisdaten dafür wurden in 

Kooperation mit den Fachgremien der Verkehrsministerkonferenz (Arbeitskreis 

Straßenbaupolitik und Arbeitskreis Bahnpolitik) sowie für die Bundeswasserstraßen 

mit dem BMVBS ermittelt. Zusätzlich waren auch Prognosen für die weitere Ver-

kehrsentwicklung und ihre Auswirkung auf die unterschiedlichen Verkehrsträger zu 

beachten sowie demographische Veränderungen, verschärfte Anforderungen aus 

dem Naturschutz und Umweltbereich und fiskalische Bedingungen, wie die Schul-

denbremse, zu berücksichtigen. 

In Anbetracht der massiven Defizite der Verkehrsinfrastruktur bestand allgemeiner 

Konsens darüber, dass Maßnahmen des Erhalts eindeutiger Vorrang vor Neubau 

einzuräumen sei. 

Zusätzliche Mittel sind grundsätzlich im Bestandsnetz der Baulastträger (für Erhal-

tung und Betrieb sowie zum Abbau des entstandenen Nachholbedarfs) einzusetzen. 

Kapazitätssteigernde Neu- und Ausbauten bedürfen regelmäßig einer politischen 

Entscheidung mit entsprechender Finanzausstattung. 

Das Netz seinerseits und seine Qualität werden schwerpunktmäßig unter Berück-

sichtigung der wirtschaftlichen und demographischen Rahmenbedingungen zu de-

finieren sein. 

Für die gesellschaftliche Akzeptanz dieser Strategie wird allgemein eine transparen-

te Kostenermittlung als Bestandteil eines aufgabenträgerbezogenen periodisch zu 

erstellenden Infrastrukturzustands- und Leistungsberichts für erforderlich gehalten. 

Wesentliche Basis hierfür können die ohnehin erhobenen Daten bilden. Diese re-

gelmäßige Berichterstattung, bildet die Steuerung von Erhalt und Ausbau der Ver-

kehrsinfrastruktur, sowie die Abarbeitung des Nachholbedarfs ab (Controlling). Dies 

ermöglicht auch eine periodische, sich verändernden Bedürfnissen anpassende 

Steuerung des Mittelbedarfs. 

Bei der Bewertung der gegenwärtigen Finanzierungssituation waren naturgemäß 

auch denkbare Einsparpotentiale zu untersuchen, was zu Überlegungen bezüglich 

veränderter Priorisierungen bei verstärkter Betrachtung des Gesamtsystems Ver-

kehr führte. Hierbei sind die Interdependenzen der Verkehrsträger und Korridorbil-

dungen verstärkt zu berücksichtigen. Weiterhin sind auch Effizienzsteigerungen 

durch verfahrensmäßige Veränderungen und geänderte Bewirtschaftungsformen 

sowie alternative Finanzierungselemente und die Verkehrslenkung durch Telematik 

zu betrachten. 

Die Analyse der bisherigen, weitgehend traditionellen, Haushaltsfinanzierung zeigte 

weiterhin eine nicht problemadäquate Ausstattung. Das betrifft insbesondere den 

geringen Anteil des im Verkehrsbereich generierten Steueraufkommens, der für 

den Verkehrsbereich verwandt wird. 
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Diese Erkenntnis förderte zunächst Betrachtungen zur Verankerung einer eindeuti-

gen Zweckbindung vorhandener Mittel für den Verkehrsbereich bzw. eine Erhöhung 

der diesbezüglichen Haushaltsmittel. Diese Anforderung löste Überlegungen zur 

Verankerung einer haushaltsunabhängigen, verselbständigten Organisationsform 

wie z.B. Fonds-Lösungen aus. In diesem Zusammenhang ist aber darauf hinzuwei-

sen, dass solche infrastrukturbezogenen Fonds-Lösungen im Gegensatz zu ander-

weitig genutzten Fonds außerhalb der Verkehrsinfrastruktur nicht eine bloße Um-

schichtung von Haushaltsmitteln darstellen, sondern sich auch aus wesentlichen 

Elementen der Nutzerfinanzierung speisen. 

Der Fonds-Gedanke wurde in der Folge durch die Analyse verschiedener Elemente 

der Nutzerfinanzierung vertieft, da dessen Akzeptanz sehr wesentlich von einer 

verlässlichen Zweckbindung beeinflusst ist.  

Flexiblere, mehrjährige Verfügbarkeit von Finanzmitteln ohne kurzfristige, perma-

nente Eingriffsmöglichkeiten des Haushaltsgesetzgebers wurde zu einem dominie-

renden Leitthema für die Erhaltung des Bestandsnetzes. Diese Betrachtung lehnt 

sich zudem an die von der EU favorisierte Lösung einer Verkehrsinfrastrukturfinan-

zierung unter Beteiligung der Nutzer an. 

Bei den verschiedenen Formen der Fonds-Lösungen waren auch die sozialen Aus-

wirkungen auf einkommensschwächere Bevölkerungskreise und berufsbedingte 

Pendler sowie das Transportgewerbe bis hin zu Verbrauchern zu betrachten. 

Die an diesen Grundsätzen, einschließlich der auftragsgemäß wichtigen Berücksich-

tigung aller Baulastträger orientierte Betrachtung, führte zur Erarbeitung eines „In-

strumentenkastens“ denkbarer Maßnahmen. Dieser ist bei der gegebenen Aufga-

benstellung unter besonderer Betrachtung von Finanzierungsalternativen nicht 

überraschend in gewisser Weise „nutzerfinanzierungslastig“. 

Der „Instrumentenkasten“ beschränkt sich nicht auf die Generierung neuer Ein-

nahmequellen sondern untersucht neben der Aufkommensergiebigkeit die rechtli-

chen Rahmenbedingungen, die Auswirkungen auf das Verkehrsgeschehen, insbes. 

auch soziale, ökonomische und ökologische Effekte – Lenkungswirkung – mit einer 

spezifischen Darstellung der Vor- und Nachteile der jeweiligen Maßnahmen. 

Vor dem Hintergrund der festgestellten Finanzierungsdefizite und der möglichen 

Instrumente für deren Behebung wurden zwei alternative Konzeptionen erarbeitet. 

Beide basieren auf einer Fondsstruktur, wobei das erste Konzept primär auf der 

Haushaltsfinanzierung basiert, während das zweite Konzept die Möglichkeiten der 

Nutzerfinanzierung stärker ausschöpft. 

Die abschließende Ergebnisdarstellung bereitet eine politische Entscheidungsfin-

dung vor, die auch in einer Kompromisslösung für die herausgearbeiteten alternati-

ven Konzepte und einer entsprechenden Kombination und Gewichtung der enthal-

tenen Instrumente bestehen kann. 

In der fünften und abschließenden Sitzung der Kommission wurde für die Ver-

kehrsministerkonferenz eine Beschlussempfehlung verabschiedet, durch die ange-

regt wird, die gesellschaftliche Diskussion zum Bericht und der Instrumente im 

Rahmen einer weiteren Verkehrsministerkonferenz fortzusetzen. 
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3 Analyse des derzeitigen Systems 

3.1 Bedeutung des Verkehrssystems und künftige 
Herausforderungen 

3.1.1 Leistungsfähige Infrastrukturen für Mobilität und Logistik  

Die soziale und wirtschaftliche Vernetzung und die zentrale Lage der Bundesrepub-

lik im Zentrum der Europäischen Gemeinschaft verlangen leistungsfähige Infra-

strukturen für Verkehr, Energie und Kommunikation. 

Die Bedeutung dieser Infrastrukturen tritt häufig erst in das öffentliche Bewusst-

sein, wenn einzelne Systeme nicht oder nur eingeschränkt funktionieren und damit 

individuelle Aktivitäten nicht realisiert werden können. In der Regel ist eine Beseiti-

gung von Funktionseinschränkungen nicht kurzfristig möglich, sonders verlangt eine 

vorausschauende Analyse des Zustandes und der Leistungsfähigkeit der Infrastruk-

tur und daraus abgeleitet eine langfristig angelegte Ausbau- und Modernisierungs-

strategie. Daher ist es die Aufgabe einer vorausschauenden Verkehrspolitik, die 

Infrastrukturen in einem leistungsfähigen Zustand zu halten, selbst wenn dies tem-

porär in der aktuellen Präferenzskala der Wählerinnen und Wähler einen nachge-

ordneten Stellenwert hat.  

Mobilität ist mit praktisch allen Bedürfnissen der Menschen verbunden, sie wird für 

die Überwindung der Distanz zum Arbeitsplatz benötigt, für die Vorbereitung von 

Geschäften, für Einkäufe und Besorgungen, für Besuche von Verwandten oder Be-

kannten und nicht zuletzt für die Erfüllung der vielfältigen Freizeit- oder Urlaubs-

wünsche. In Deutschland gibt der Durchschnittsbürger rund 15% seines Einkom-

mens für Mobilität aus und verbringt etwa 1,5 Stunden des Tages mobil.
7
 Während 

die Anzahl der Reisen pro Tag in der Zeit annähernd gleich bleibt, sind die Reisewei-

ten kräftig gestiegen, allerdings mit abnehmender Tendenz in den letzten Jahren. 

Dies liegt nicht allein an steigenden Reiseaktivitäten für Freizeit- und Urlaubszwe-

cke, sondern auch an der Dynamik geschäftsbedingter Reisen. Auch führt der de-

mographische Wandel zu einer Veränderung der Häufigkeit von Verkehrsbewegun-

gen und ist mit einer anderen tageszeitlichen Nutzung der Verkehrswege verbun-

den. 

Die Produktion von Hochtechnologie und die Sicherung ihrer Exportfähigkeit ver-

langen immer höhere Qualifikationen der Beschäftigten. So liegt zum Beispiel der 

Anteil Hochqualifizierter in den deutschen High-Tech-Schlüsselindustrien weit über 

dem Durchschnitt der Industriesektoren. Mit höherer Qualifikation der Beschäftig-

ten wachsen auch die Mobilitätsansprüche – sowohl für berufliche und geschäftli-

che wie auch für private Reisen. Investitionen in Bildung und Infrastruktur sind da-

mit keine konkurrierenden Alternativen, sondern gleichrangig notwendig, um die 

Wettbewerbsfähigkeit zu erhalten und zu verbessern. 

                                                           
7
 siehe Infas et al., Mobilität in Deutschland. 2008. 
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Mit wachsendem Grad der Arbeitsteilung in der Wirtschaft wächst auch die Bedeu-

tung des Güterverkehrs und dessen Organisation durch die Logistik. Etwa 7% des 

BIP und der Beschäftigung lassen sich diesem Wirtschaftsbereich zuordnen.
8
 Die 

Wettbewerbsfähigkeit der Wirtschaft steht in enger Verbindung zur Effizienz von 

Güterverkehr und Logistik. Es ist nicht zuletzt der Leistungsfähigkeit der Logistik in 

Deutschland zuzuschreiben – Deutschland rangiert nach dem Logistics Performance 

Index der Weltbank hier derzeit auf Platz 4, nach Platz 1 im Jahr 2010 – dass 

Deutschland als ein Gewinnerland der Globalisierung gilt und auch die Wirtschafts-

krise vergleichsweise gut gemeistert hat. Die Qualität von Mobilität und Logistik ist 

von mehreren Faktoren abhängig: Fahrzeug- und Umschlagtechnik, Kommunikati-

onstechnik, Organisation, Wissen und Infrastruktur. Bildet die Infrastruktur den 

Engpass, so bewirken Verbesserungen in den anderen Bereichen nur begrenzten 

Fortschritt. Insofern kommt es darauf an, Qualität und Quantität der Infrastruktu-

ren zumindest im Gleichtakt mit den anderen Faktoren zu entwickeln. 

3.1.2 Herausforderungen durch gesellschaftliche Veränderungen 

Die Entwicklung der Verkehrsinfrastrukturen war in der Vergangenheit vor allem 

durch die Anpassung der Kapazitäten an die steigende Verkehrsnachfrage geprägt. 

In der Zukunft werden dagegen die nachstehenden Anforderungen die Verkehrsinf-

rastrukturen bestimmen: 

x Demographische Entwicklung und Lebensstile, 

x Fortschreitender Globalisierungsprozess, 

x Verknappung fossiler Energieressourcen und höhere Energiepreise, 

x Klimaschutz, Ressourcenschonung und Umweltverträglichkeit, 

x Leistungsfähigkeit der öffentlichen Haushalte und Schuldenbremse 

x sowie strukturelle Änderungen. 

Die Verlässlichkeit logistischer Prozesse und sich verändernder räumlicher Produk-

tionsmuster stellen vermehrt erhöhte Anforderungen an Effizienz und Flexibilität 

der Verkehrssysteme. Da davon auszugehen ist, dass die quantitative Entwicklung 

der Kapazitäten an Grenzen stößt, wird die störungsfreie Nutzung der Infrastruktur 

u.a. von einer baulastträgerübergreifenden effektiven Verkehrslenkung abhängen. 

Die dafür notwendigen Investitionen und deren Erhalt sind künftig verstärkt zu be-

rücksichtigen. 

Die Bevölkerung in Deutschland wird mittelfristig konstant bleiben und langfristig 

abnehmen, wenn es nicht zu massiven Zuwanderungen kommt. Der Prozess der 

Alterung der deutschen Bevölkerung wird sich in der Zeit beschleunigt fortsetzen, 

bedingt durch steigende Lebenserwartung und sinkende Geburtenzahlen. Bis 2020 

wird die Altersgruppe der über 50-jährigen 50 % der Bevölkerung Deutschlands 

ausmachen. Außerdem zeichnet sich ein Trend zu größeren regionalen Unterschie-

den der Bevölkerungsentwicklung ab, d.h. es wird Wachstums- und Schrumpfungs-

regionen geben.  

                                                           
8
 vgl. Klaus und Kille, 2011 
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Die qualitativen und quantitativen Anforderungen an das Verkehrssystem erwach-

sen u.a. auch aus einem solchen Trend wie dem zum Radfahren, der sich in den 

letzten Jahren durch die Markteinführung der Elektrobikes nochmals verstärkt hat. 

Der Nationale Radverkehrsplan (NRVP) hat die Bedeutung eines Radwegesystems 

als weitere Verkehrsinfrastruktur unterstrichen. 

Der Trend zur Individualisierung und zur Ausprägung persönlicher Lebensstile wird 

sich verstärken, wobei sich deutliche altersbezogene Differenzierungen zeigen.  

Das betrifft sowohl die Wahl der Verkehrsmittel, das individuelle Fahrverhalten als 

auch Ansprüche an Assistenzsysteme. Die Internet-Ökonomie sorgt für eine grund-

legende Umstellung der Besorgungsverkehre
9
 98% der Haushalte mit Kindern und 

Jugendlichen haben Zugang zum Internet und im Jahr 2011 haben bereits 69% der 

deutschen Bevölkerung zwischen 14 und 64 Jahren Online-Einkäufe getätigt. Ent-

sprechend stark ist das Wachstum bei den KEP-Diensten (Kurier, Express, Paket), 

das im Jahr 2010 über 6% betrug und für die Folgejahre in einer ähnlichen Größen-

ordnung erwartet wird. 

In der Logistik gibt es verstärkt Anzeichen dafür, dass die Anforderungen an Quali-

tät, Zuverlässigkeit und Flexibilität anwachsen werden, möglicherweise begleitet 

von Veränderungen der räumlichen Produktionsmuster, so dass bei den Verkehrsin-

frastrukturen weniger die quantitative Entwicklung der Kapazitäten als die weitge-

hend störungsfreie Nutzung für getaktete Logistik-Prozesse im Vordergrund stehen 

wird. 

Verkehr ist noch in hohem Maße von der Ressource Erdöl abhängig. Dies gilt EU-

weit für 71% des Gesamtverkehrs und 96% des Straßenverkehrs. Eine Verminde-

rung der Erdölabhängigkeit verlangt technische und organisatorische Strukturände-

rungen. Dies steht in engem Zusammenhang mit den ambitionierten Klimaschutz-

zielen von EU und Bundesregierung, die zu einer Reduzierung der CO2-Emissionen 

in Deutschland um 30% bis zum Jahr 2020 und EU-weit um 80% bis zum Jahr 2050 

gegenüber 1990 führen müssen, wobei der Verkehrssektor eine Einsparung von 

60% zu leisten hat (Weißbuch der EU Kommission, 2011). Ein Teil dieser Herausfor-

derung muss durch die Förderung umwelt- und energiesparender Verkehrsträger 

erreicht werden, deren Infrastrukturen entsprechend auszubauen sind, um die 

Qualitätsanforderungen für eine Marktakzeptanz zu erreichen und die verlagerten 

Verkehrsmengen aufzunehmen.  

Darüber hinaus wachsen die Anforderungen an die Umweltverträglichkeit des Ver-

kehrs. Dies bezieht sich zunächst auf die Einhaltung von Grenzwerten zur Minde-

rung von Belastungen durch Schadstoff-Emissionen und Lärm. Zweitens spielen die 

Strategische Umweltprüfung auf der Netzebene und die Umweltrisiko-Einschätzung 

auf der Projektebene eine zunehmende Rolle bei der Planung von Neu- und Aus-

bauprojekten. Die negativen Folgen des Verkehrs, wie Lärm, Abgase aber auch der 

Verbrauch von Flächen und die Beeinträchtigung der Bio-Diversität müssen mini-

miert werden. 

                                                           
9
 vgl. dazu Acatech, 2012 
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Große Verkehrsinfrastrukturprojekte, wie Flughafenerweiterungen, Hochgeschwin-

digkeitstrassen, Bahnhöfe oder Güterverkehrszentren, stoßen immer weniger auf 

Akzeptanz bei den Betroffenen und sind oft nur unter größerer Berücksichtigung 

von Lärm- und Umweltschutzmaßnahmen realisierbar. Vor allem der von Güterzü-

gen emittierte Lärm kann eine dynamische Entwicklung des Bahngütertransports 

hemmen. 

Neben Maßnahmen, die an den Fahrzeugen (aktiver Lärmschutz an der Quelle) 

erfolgen, ist es erforderlich, die Lärmausbreitung an den Bahntrassen einzuschrän-

ken, was hohe Infrastrukturkosten für Lärmschutzwände oder Lärm-Absorber, 

eventuell auch Tunnellösungen, erfordert. Dies alles stellt bei der Planung von Neu- 

und Ausbauprojekten erhöhte Anforderungen an eine frühzeitige Bürgerbeteili-

gung. 

Während auf der Seite der Verkehrsinfrastruktur hohe Bedarfe zur Substanzerhal-

tung, Qualitätsverbesserung und Umweltschutz erkennbar sind, gibt es deutliche 

Anzeichen dafür, dass die öffentlichen Haushalte diese Herausforderungen nicht 

allein bewältigen können. Die von der Föderalismus-Kommission vorgeschlagene 

und seit 2009 verfassungsrechtlich verankerte Schuldenbremse für die öffentlichen 

Haushalte in Deutschland soll das strukturelle Defizit beim Bund auf maximal 0,35% 

des BIP ab 2016 (mit Übergangsregelungen) begrenzen. Für die Länder tritt ein Ver-

bot der Nettokreditaufnahme im Jahr 2020 in Kraft. Der Fiskalpakt vom Dezember 

2011 bildet hierzu das Pendant auf EU-Ebene. Aufgrund ähnlicher fiskalpolitischer 

Regeln (hier: max. 0,5% des BIP als Nettokreditaufnahme) wird versucht, die nach 

der Krise stark angewachsenen Schuldenpositionen der EU-Staaten zu konsolidieren 

und ein finanzielles Krisenmanagement mit Hilfe des ESM (Europäischer Stabili-

tätsmechanismus) zu betreiben. 

Die neuen fiskalpolitischen Regeln bewirken, dass die über einen langen Zeitraum 

vorherrschende Praxis, die Nettokreditaufnahme bis zur Obergrenze der staatlichen 

Investitionen auszuweiten (Art. 115 GG), nicht mehr weiter geführt werden kann, 

wenn nicht Gründe der Störung des gesamtwirtschaftlichen Gleichgewichts vorge-

bracht werden können. Da somit in Zeiten normaler und guter Konjunkturlage die 

Kreditfinanzierung weitgehend ausscheidet, bleiben Steuern und Gebühren als Eck-

pfeiler der Finanzierung übrig. 

3.2 Vorhandene Verkehrsinfrastruktur: Drohender 
Substanzverzehr 

Deutschland verfügt im internationalen Vergleich über eine gut ausgebaute Ver-

kehrsinfrastruktur (vgl. Infrastructure Report, Ernst&Young, 2010). So sind 12.800 

km Autobahnen und über 2.000 km autobahnähnlich ausgebaute Bundesstraßen 

verfügbar, gleichfalls gut 33.000 km Bundesschienenstrecken, von denen der größte 

Teil der Fernverkehrsstrecken mit einer Geschwindigkeit von 160 km/h und mehr 

befahren werden kann, darunter 1.300 km Hochgeschwindigkeitsstrecken. Rund 

10.000 km Binnenwasserstraßen (davon 7.300 km Bundeswasserstraßen) stehen 

zur Verfügung, von denen rund 5.000 km von internationaler Bedeutung sind und 

die Befahrung durch große Binnenschiffe der ECMT Klassen IV-VIc (von 85 bis 280 m 
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Länge und 2.50 bis 4.50 m Tiefgang) zulassen. Dabei werden etwa 70% der Güter-

verkehrsleistungen der deutschen Binnenschifffahrt auf dem Rhein, der leistungs-

fähigsten Binnenwasserstraße Europas, transportiert. Die Streckenlänge des ÖPNV-

Netzes der Stadtschnellbahnen/Straßenbahnen und O-Busse beträgt rund 5.100 

km. 

Dieser positive Eindruck relativiert sich, aber wenn man die unzureichenden An-

strengungen, diese hochwertigen Verkehrsnetze zu erhalten und in ihrer Qualität 

den wachsenden Anforderungen anzupassen, dagegen hält. Unter diesem Aspekt 

zeichnet sich klar das Bild eines schleichenden und sich bereits beschleunigenden 

Substanzverzehrs ab. Die Bruttoinvestitionen für den Verkehr sind in Deutschland 

seit etwa 20 Jahren stagnierend, in jeweiligen Preisen gemessen. Real sind sie aber 

rückläufig, denn wenn man den Preisindex des Bruttoinlandsprodukts heranzieht, 

beträgt der reale Rückgang 24 %. Der Anteil der Verkehrsinvestitionen am BIP be-

trug 1992 noch rund 1% und ist seither auf 0,7% zurückgegangen.
10

 In diesem Zeit-

raum haben sich die Verkehrsleistungen im Personenverkehr um ein Viertel erhöht 

und diejenigen im Güterverkehr verdreifacht. 

Der Vergleich zwischen der rückläufigen Investitionsquote im Verkehr mit den kräf-

tig gestiegenen Belastungen der Netze bewirkt, dass die Qualität der Infrastruktur-

netze deutlich abgenommen hat. Dafür sprechen einige Indikatoren, wie der gesun-

kene Modernitätsgrad des gesamten Verkehrsnetzes seit 1990 (DIW, Verkehr in 

Zahlen 2011/2012) oder die sinkenden Zustandsnoten für die Bundesfernstraßen. 

So weisen zum Beispiel 19,6 % der Autobahnstrecken, 41,4% der Bundesstraßenab-

schnitte haben den „Warnwert“ 3,5 erreicht bzw. überschritten
11

. Die Warnwert-

überschreitung gilt auch für 46,1% der Brücken an Bundesfernstraßen, wobei der 

dort mit 2,5 angesetzt ist. Dies deutet auf eine gravierende Vernachlässigung der 

Erhaltungsmaßnahmen hin. Im Schienennetz ist ein Drittel aller Eisenbahnbrücken 

bereits älter als 100 Jahre. Auch in diesem Bereich muss man sich auf stetig stei-

gende Erhaltungsbedarfe einstellen. Wenn diese Erhaltungsbedarfe nicht sach- und 

zeitgerecht gedeckt werden, so wird es mit einem Zeitversatz – die durchschnittli-

che Lebensdauer von Verkehrsanlagen liegt zwischen 40 und 45 Jahren – entweder 

zu einem massiven Ausfall von Infrastrukturkomponenten kommen oder zu einer 

abrupten Steigerung der Reparaturnotwendigkeiten im Netz mit der Konsequenz 

erheblich höherer Kosten und Störungen der Verkehrsabläufe. Hinzu kommt der 

Bedarf an Qualitätsanpassungen: Wählt man im Bereich der Eisenbahnen den Anteil 

elektrifizierter Strecken am Gesamtnetz als Qualitätsindikator, so liegt Deutschland 

mit 58,8% am unteren Ende der europäischen Skala (Schweiz 99,3%, Niederlande 

76,1%, Österreich 68%). 

Eine besondere Problemlage besteht bei der nichtbundeseigenen Schieneninfra-

struktur. Aus betriebswirtschaftlichen Gründen hat die DB-Netz AG in einem über 

Jahre andauernden Prozess eine Reihe von Strecken zum Teil an nichtbundeseigene 

Schieneninfrastrukturunternehmen abgegeben. Obwohl einige davon weiterhin für 

Personen- und Güterverkehre genutzt werden, sind damit auch die bis dahin beste-

                                                           
10

 Daten aus Verkehr in Zahlen und ITF/OECD Statistics 
11

 Verkehrsinvestitionsbericht 2008; an diesen Werten haben sich auch im Anschluss an das Konjunk    

     turprogramm keine grundlegenden Änderungen ergeben, vgl. Verkehrsinvestitionsbericht 2010. 
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henden Finanzierungsmöglichkeiten einer bundeseigenen Infrastruktur über die 

Leistungs- und Finanzierungsvereinbarungen (LuFV) entfallen. Trotz der bestehen-

den verkehrlichen Bedeutung dieser Infrastruktur ist hier ein besonders hoher Sub-

stanzverzehr festzustellen.  

Die Maßnahmen des Bundesverkehrswegeplans (BVWP) sind „traditionell“ unterfi-

nanziert. Dabei ist allerdings festzustellen, dass der BVWP ein Rahmenprogramm 

und ein Planungsinstrument ist und kein Finanzierungsprogramm darstellt. So wird 

ein erheblicher Teil der bis zum Jahr 2015 geplanten Maßnahmen erst zu Ende des 

kommenden Jahrzehnts realisiert sein. Gleichfalls ist der sachgerechte Trend er-

kennbar, dass der Anteil der Erhaltungsinvestitionen von Plan zu Plan ansteigt. Im 

aktuellen BVWP 2003 liegt dieser Anteil im Durchschnitt über die Verkehrsträger 

bei 55,5% (Bundeseisenbahnen: 60,1%; Bundesfernstraßen: 48,6%; Bundeswasser-

straßen; 88%). Damit hat sich die Erhaltung des bestehenden Netzes zur Hauptauf-

gabe der Finanzierung entwickelt und es gilt, einerseits den Rückstand an Erhal-

tungsinvestitionen aufzuholen (Nachholbedarf) und andererseits ein langfristig 

angelegtes Lebenszyklus-Konzept für die Erhaltung aufzubauen und stabil durch zu 

finanzieren (laufender Ersatzbedarf).  

Der Erhaltungsaufwand für Landes-, Kreis- und Gemeindestraßen liegt bei mehr als 

dem Doppelten des Bedarfs für die Bundesfernstraßen. Dies ist in Anbetracht der 

Netzlänge (rund 180.000 km Landes- und Kreisstraßen, rund 450.000 km
12

 Gemein-

destraßen) und der anteiligen Fahrleistungen (rund 60% der gesamten Fahrleistun-

gen) gut begründet. Zum Erhaltungszustand gibt es im Gegensatz zu den Bundes-

fernstraßen keine zusammenfassenden Statistiken, aber man kann aus den verfüg-

baren Materialien schließen, dass der Erhaltungszustand gerade bei den Gemein-

destraßen deutlich schlechter ist als bei den Bundesfernstraßen.  

3.3 Derzeitige Belastung der Nutzer 

Verkehrsnetze sind, zu realen Kosten über den gesamten Lebenszyklus betrachtet, 

erheblich teurer als dies aus den Ausgabenpositionen für Verkehrsinvestitionen in 

den öffentlichen Haushalten hervorgeht. Zum Zeitpunkt von Neuinvestitionen wird 

bei der öffentlichen Haushaltsfinanzierung gern übersehen, dass in größeren zeitli-

chen Abständen Instandhaltungs-, Erhaltungs-, Ersatz- oder Ausbaumaßnahmen 

vorzunehmen sind, um technischen Verschleiß, weiter entwickelte Sicherheitsvor-

schriften oder wirtschaftliche Überholung zu berücksichtigen. Summiert man die 

aus Unterlassungen der Vergangenheit resultierenden Nachholbedarfe und die in 

Zukunft anfallenden Erhaltungs- und Ersatzinvestitionen so entsteht ein Betrag, der 

deutlich über die bisherigen Haushaltsansätze hinausgeht.  

In der Konsequenz entsteht die Frage, wer für diesen Mehrbedarf aufkommen soll, 

der Nutzer und/oder der Steuerzahler. Wenn man annimmt, dass der Nutzer in 

Zukunft verstärkt auf direkte Weise zur Finanzierung der Verkehrsinfrastruktur her-

angezogen werden soll, so ist als nächstes zu prüfen, ob der Nutzer solche zusätzli-

                                                           
12

 vgl. Lippold, C.: Der Elsner – Handbuch für Straßen- und Verkehrswesen – 2013, Berlin, 2012. 
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chen Lasten überhaupt tragen könnte.
13

 Ob Belastungen tragbar sind oder nicht 

kann nicht absolut sondern nur im Vergleich beurteilt werden. Ein solcher Vergleich 

für verschiedene Länder Europas ergibt: 

Bei den Pro-Kopf-Ausgaben für Verkehr liegt Deutschland hinter Luxemburg gleich-

auf mit Frankreich, Irland, Österreich, Großbritannien, Zypern, Dänemark und Ita-

lien. Bei den durchschnittlichen jährlichen Abgaben für einen Pkw liegt Deutschland 

im europäischen Mittelfeld (siehe Abbildung 1). 

Die Einführung einer Jahresvignette/Infrastrukturabgabe in einer EU-kompatiblen 

Größenordnung würde die durchschnittliche jährliche Gesamtbelastung (unter An-

rechnung von Beschaffungskosten und Abgaben sowie Betriebskosten) selbst dann 

lediglich geringfügig erhöhen, wenn keine Kompensation auf Seiten der verkehrsbe-

zogenen Steuern erfolgt. Gleichwohl kann es bei einkommensschwachen Schichten 

zu nur schwer zu tragenden Zusatzbelastungen kommen, so dass auch soziale Kom-

pensationsmaßnahmen zu betrachten sind. 

 

 

Abbildung 1: Abgaben auf Pkw im europäischen Vergleich 2005 [Quelle DIW]

                                                           
13

 Die Alternative, den Steuerzahler allgemein heranzuziehen, würde im Endeffekt keine fundament-      

     alen Verschiebungen bei der Verteilung der Lasten auf die steuerlich leistungsfähigen Personen- 

     gruppen bedeuten. 
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4 Aktuelle Situation 

4.1 Straßen des überörtlichen Verkehrs 

Die „öffentlichen Straßen des überörtlichen Verkehrs“ bzw. „klassifizierte Straßen“ 

werden nach Trägerschaft/Baulast unterschieden in: 

� Bundesfernstraßen im Eigentum der Bundesrepublik Deutschland; sie wer-

den im Auftrag des Bundes durch die Länder verwaltet; bei Ortsdurchfahr-

ten in Gemeinden mit mehr als 80.000 Einwohnern liegt die Baulast bei den 

Gemeinden; bei Ortsdurchfahrten in Gemeinden mit weniger als 80.000 

Einwohnern (vor allem 50.000 – 80.000 Einwohner) kann die Baulast unter 

bestimmten Bedingungen ebenfalls den Gemeinden übertragen werden. 

Die Bundesfernstraßen sind untergliedert in Bundesautobahnen (BAB) und 

Bundesstraßen (B).  

Bundesstraßen und Bundesautobahnen sind zwar in der Baulastträgerschaft 

des Bundes, werden jedoch gleichwohl von den Bundesländern, in denen 

sie verortet sind, geplant, gebaut, erhalten und betrieben (Bundesauftrags-

verwaltung nach Artikel 85 des Grundgesetzes). Die Verwaltung der Bunde-

sautobahnen und sonstiger Bundesfernstraßen folgt dabei Art. 90 Absatz 2 

GG. Rechtliche Grundlage der Bundesfernstraßen (Bundesautobahnen und 

Bundesstraßen mit Ortsdurchfahrten) ist das Bundesfernstraßengesetz.  

� Landes-/Staatsstraßen im Eigentum der Bundesländer; sie werden durch 

die jeweiligen Bundesländer verwaltet; Rechtsgrundlage sind landesrechtli-

che Vorschriften. 

� Kreisstraßen im Eigentum der Landkreise; sie werden durch die jeweiligen 

Landkreise verwaltet. Rechtsgrundlage sind landesrechtliche Vorschriften. 

4.1.1 Vorhandene Verkehrsinfrastruktur  

Für das Jahr 2010 werden in „Verkehr in Zahlen“ (2011/2012) die folgenden Stre-

ckenlängen für die Bundesfernstraßen (einschließlich Ortsdurchfahrten) angege-

ben: 

� Bundesautobahnen:  12.819 km 

� Bundesstraßen:  39.700 km  

 52.519 km 

Seit dem Datum vom 01.01.2005 wird auf nahezu dem gesamten Streckennetz der 

Bundesautobahnen eine Benutzungsgebühr von schweren Lastkraftwagen mit ei-

nem zulässigen Gesamtgewicht von 12 Tonnen und höher erhoben. Ab 01.01.2007 

wurde die Mautpflicht auf einige Bundesstraßen ausgeweitet, die in größerem Um-

fang für Ausweichverkehre zur Vermeidung der Entrichtung von Mautgebühren 

benutzt wurden; mit Wirkung vom 01.08.2012 sind 1.135 km autobahnähnlich aus-

gebaute vierstreifige Bundesstraßen mit Anbindung an das Netz der Bundesautob-

ahnen in die Mautpflicht einbezogen.  
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Die Gesamtstreckenlängen der Landes-/ Staatstraßen und Kreisstraßen (einschließ-

lich Ortsdurchfahrten) sind angegeben mit (vgl. Abbildung 2): 

� Landes-/Staatsstraßen:    86.600 km 

� Kreisstraßen:          91.700 km  

178.300 km 

� Gemeindestraßen:  450.000 km 

 

 

Abbildung 2: Gesamtstreckenlänge [nach Der Elsner (2012)]14  

4.1.2 Nutzung im motorisierten Verkehr 

Personenverkehr 

Für das Jahr 2010 sind in „Verkehr in Zahlen“ (2011/2012) für den „motorisierten 

Individualverkehr“ insgesamt (einschließlich Gemeindestraßen) und seinen Anteil 

an allen „Verkehrsbereichen“ (Modal-Split-Anteil) angegeben: 

� Verkehrsaufkommen:  68.316 Mio. beförderte Personen; 82,7 % 

� Verkehrsleistungen:  904,7 Mrd. Personenkilometer; 80,2 % 

Darin nicht enthalten sind das Verkehrsaufkommen und die Verkehrsleistungen im 

straßengebundenen Öffentlichen Personenverkehr (siehe Sektor ÖSPV). 

 

Güterverkehr 

Für das Jahr 2010 sind in „Verkehr in Zahlen“ für den „Straßengüterverkehr“ insge-

samt angegeben: 

� Verkehrsaufkommen: 3.120,3 Mio. Tonnen; das sind 83,2 % des 

    gesamten binnenländischen Verkehrs 

                                                           
14

 zusätzlich 450.000 km Gemeindestraßen (Schätzung nach: Der Elsner 2012) 
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davon  

¾ deutsche Lkw:  2.717,3 Mio. Tonnen; 71,6 % 

¾ ausländische Lkw: 403,0 Mio. Tonnen; 10,6 % 

 

� Verkehrsleistungen: 434,1 Mrd. tkm; das sind 70 % des gesam-

    ten binnenländischen Verkehrs 

� davon 

¾ deutsche Lkw:  281,9 Mrd. tkm; 45,5 % 

¾ ausländische Lkw: 151,2 Mrd. tkm; 24,6 %. 

 

Die aktuellsten in „Verkehr in Zahlen“ (2011/2012) angegebenen durchschnittlichen 

täglichen Verkehrsstärken (DTV in Kfz je 24 Stunden - davon Anteil Personenverkehr 

und Güterverkehr in %) für alle klassifizierten Straßenkategorien stammen aus dem 

Jahr 1990: 

� BAB: 41.967 (85,4 %, 14,6 %) 

� B:   9.005 (90,7 %,   9,3 %) 

� L/St:   3.527 (92,1 %,   7,9 %) 

� K:   1.655 (91,7 %,   8,3 %) 

Zum Vergleich: Für das Berichtsjahr 2010 sind die Verkehrsbelastungen der Bundes-

fernstraßen angegeben mit: 

� BAB:  49.100 Kfz/24 h  

� B:      9.180 Kfz/24 h 

4.1.3 Finanzierung der Infrastruktur 

Im Berichtsjahr 2010 gab der Bund insgesamt 22,0 Mrd. € für den Verkehrssektor 

aus. Davon entfielen 56 % auf Investitionen. Für Bundesfernstraßen gab dabei der 

Bund 6,3 Mrd. € aus
15

. Davon entfielen laut Einzelplan 12, Kapitel 1210/1202  

� 0,98 Mrd. € für die betriebliche Unterhaltung 

� 2,69 Mrd. € für Erhaltung, Um- und Ausbau von Betriebsstrecken 

� 0,73 Mrd. € für Erweiterung 

� 1,31 Mrd. € für Neubau 

Für das Berichtsjahr 2007
16

 verteilen sich die Investitionen im Straßenbau wie folgt:  

� Bund: 4,9 Mrd. € (43 % bezogen auf Straßenbauinvestitionen aller        

Ebenen) 

                                                           
15

 Verkehr in Zahlen, a.a.O. 
16

 Quelle: Der Elsner 2012 
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� Länder: 1,7 Mrd. € (14 % bezogen auf Straßenbauinvestitionen aller Ebe-

nen) 

� Gemeinden: 5,0 Mrd. € (43 % bezogen auf Straßenbauinvestitionen aller 

Ebenen)  

Von Bedeutung für die Einordnung des Ausmaßes der Unterfinanzierung im Stra-

ßensektor ist die Berücksichtigung der Preisindizes für Neubau und Instandhaltung 

von Straßen. Für Neubau und Instandsetzung von Straßen ergab sich aus den Anga-

ben im Statistischen Jahrbuch 2011 (Berichtsjahr 2010) allein zwischen 2005 und 

2010 eine Steigerung von knapp 19%.  

4.1.4 Finanzierungsbedarf/-defizit 

In Zusammenarbeit mit dem AK Straßenbaupolitik wurde erarbeitet, wie sich bauli-

cher Erhalt sowie betriebliche Unterhaltsleistungen der Straßennetze auf Bundes- 

und Länderebene darstellen. Die angegebenen Daten beziehen sich darüber hinaus 

auf die Rückmeldungen der Länder aus entsprechenden Erhebungsbögen, die im 

Zuge der Kommission erarbeitet und ausgereicht worden sind. Der Arbeitskreis 

Straßenbaupolitik hat dabei folgende Darstellung der Defizitsituation erarbeitet 

(vgl. Abbildung 3): 

 

Abbildung 3: Finanzierung der Bundesfernstraßen [Quelle: AK Straßenbaupolitik Stand: 03.08.2012] 

 

In der Abbildung 3 wird deutlich, dass 

� die Bestandserhaltung ein sehr hohes Volumen aufweist, 

� neben der laufenden Bestandserhaltung ein Nachholbedarf besteht, 

� laufende Bestandserhaltung und Nachholbedarf in jährlichen Kosten aus-

gewiesen werden.  

Das Finanzierungsdefizit bei den Landes- und Staatsstraßen ist in folgender Abbil-

dung 4 dargestellt: 
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Abbildung 4: Finanzierung der Landes-/Staatsstraßen [Quelle: AK Straßenbaupolitik, Stand 
03.08.2012] 

 

Im Kontext der Diskussion um neue Ansätze eines effizienten Erhalts und Betriebs 

der Bestandsinfrastruktur der Straßen sind die vom AK Straßenbaupolitik erarbeite-

ten Darstellungen in der Kommission diskutiert und entwickelt worden. Im Vorder-

grund standen dabei 

� die Schwerpunktsetzung: Erhalt des Bestandsnetzes, 

� die Erkenntnis der Hebung von Effizienzpotenzialen bei einer Orientierung 

hin zur Mittelverwendung statt Mittelherkunft (Beachtung von Lebenszyk-

len der einzelnen Bestandteile der Straßenverkehrsinfrastruktur, Orientie-

rung an optimalen Losgrößen bei Instandhaltung und Instandsetzung),  

� die avisierte Verwendung von validen Instrumenten der Dokumentation 

und Steuerung wie Bauwerksmanagementsystemen (BMS), Pavement Ma-

nagement System (PMS) und Financial Management System (FMS). 

Entsprechend sind in der folgenden Darstellung der Bedarfe 

� bauliche Erhaltung und Betrieb getrennt worden, auch von nachholenden 

Investitionen, 

� Kosten als jährliche Durchschnittswerte angenommen und 

� Kosten weder absolut noch pro km Streckenlänge, sondern pro qm angege-

ben worden. 

 

Die aus den erhobenen Werten der Länder ermittelten Kostenarten stellen sich 

entsprechend wie folgt (Tabelle 1) dar (für die Kreisstraßen liegen aus dem AK Stra-

ßenbaupolitik keine hinreichenden Angaben vor): 

 



Kommission „Zukunft der Verkehrsinfrastrukturfinanzierung“                                                        | Kapitel 4 

Seite | 19  

Tabelle 1: Kostenarten je Straßentyp, Quelle: AK Straßenbaupolitik,  
eigene Berechnung und Darstellung 

 

 

Für den „Betrieb“ gilt dabei: „Bei der Bedarfsermittlung für den Kernbereich Betrieb 

sind alle Kosten, die in der Gesamtbetrachtung dort anfallen, wie z.B. die Kfz- und 

Gerätebeschaffung, die Hochbauten und der Winterdienst, zu berücksichtigen. 

Nachdem bei den Ländern die investiven Kosten in den Fragebögen nicht berück-

sichtigt worden sind, erscheint eine Erhöhung der ermittelten Durchschnittskosten 

um ca. 10% zweckmäßig“ (AK Straßenbaupolitik, 12.07.2012). 

Zusammenfassend stellt sich die Unterfinanzierung der überörtlichen Straßen, hier 

wiederum in absoluten Zahlen, wie folgt dar (Abbildung 5): 

 

 

Abbildung 5: Bedarf und Unterfinanzierung der Straßeninfrastruktur [eigene Berechnung und Dar-
stellung, Datengrundlage: AK Straßenbaupolitik] 

Autobahnen
Kostenart / Wert (€/qm/a) Wert
Bauliche Erhaltung 2,88 €

Betrieb 1,27 €

Summe 4,15 €

Bundesstraßen
Kostenart / Wert (€/qm/a) Wert
Bauliche Erhaltung 2,76 €

Betrieb 1,09 €

Summe 3,85 €

Landesstraßen
Kostenart / Wert (€/qm/a) Wert
Bauliche Erhaltung 1,16 €

Betrieb 0,93 €

Summe 2,10 €



Kommission „Zukunft der Verkehrsinfrastrukturfinanzierung“                                                        | Kapitel 4 

Seite | 20  

4.2 Schiene: Bundesschienenwege und NE-Bahnen 

Bei der Infrastruktur der „Eisenbahnen“ wird unterschieden nach  

x Schienenwegen des öffentlichen Verkehrs und  

x Schienenwegen des nicht öffentlichen Verkehrs (das sind „Anschlussbahnen“ 

darunter Hafenbahnen). 

 

Die Schienenwege des öffentlichen Verkehrs sind untergliedert in: 

x Bundesschienenwege; Baulastträger ist die Deutsche Bahn AG als ein privat-

wirtschaftlich geführtes Wirtschaftsunternehmen, das im Eigentum des Bun-

des steht. 

x Schienenwege „nicht bundeseigener Betreiber“ (NE-Bahnen); Baulastträger 

sind die Eigentümer, i.d.R. die NE-Bahnen oder einzelne Bundesländer/ 

kommunale Körperschaften. 

Integraler Bestandteil der Schienenwege sind die Personen- und Güter (Rangier-) 

Bahnhöfe und die Gleisanschlüsse. Nach dem Entwurf zum Eisenbahnregulierungs-

gesetz (ERegG) und den ergänzenden Bestimmungen zu den EU-Richtlinien 

2001/12-14 (Recast 1st Railway Package) werden auch bestimmte Service-

Einrichtungen hinzu gezählt, die für die Benutzung der Netze unabdingbar erforder-

lich sind, wie zum Beispiel Abstellanlagen oder Tankanlagen für Diesel-

Lokomotiven. Rechtsgrundlagen sind insbesondere das Allgemeine Eisenbahngesetz 

(AEG) und die Eisenbahnbau- und Betriebsordnung (EBO), die durch das ERegG neu 

gefasst werden sollen. 

4.2.1 Bundesschienenwege 

Bestehende Infrastruktur und ihre Nutzung 

(a) Bestehende Infrastruktur 

Nach aktuellen Daten der Bundesnetzagentur beträgt die Streckenlänge der Schie-

nenwege des öffentlichen Verkehrs 37.700 km; die Deutsche Bahn gibt für das Ge-

schäftsjahr 2011 eine Betriebslänge von 33.378 km (davon elektrifiziert 19.826 km) 

und eine Gleislänge von 61.330 km an. Rund 4.300 km Streckenlänge entfallen auf 

etwa 120 nicht bundeseigene Betreiber von Schienenwegen des öffentlichen Ver-

kehrs, davon werden rd. 65 % ausschließlich im Güterverkehr genutzt. Hinzu kom-

men 3.600 km Gleisanlagen für See- und Binnenhäfen sowie für Werks- und Indust-

riebahnen (je zur Hälfte), so dass sich für das Jahr 2010 eine Gesamtbetriebslänge 

im Schienenverkehr von etwa 41.300 km ergibt.  

Die „DB Station & Service AG“ betreibt deutschlandweit 5.400 Personenbahnhöfe – 

davon rd. 3.500 ohne Personenbesetzung. Die Anzahl der Güterbahnhöfe beträgt 

insgesamt rund 2.000, wobei die meisten der statistisch erfassten Güterbahnhöfe 

kleinere Aufkommenspunkte sind. Die DB AG will die Anzahl der für den Ferngüter-

verkehr eingesetzten Zugbildungsanlagen im Zuge von Rationalisierungsmaßnah-

men auf 9 reduzieren sowie auch das Netz der Knotenbahnhöfe erheblich straffen. 



Kommission „Zukunft der Verkehrsinfrastrukturfinanzierung“                                                        | Kapitel 4 

Seite | 21  

Die letzte Angabe zur Anzahl der Gleisanschlüsse insgesamt mit 5.065 stammt aus 

dem Jahr 2003 (Verkehr in Zahlen), darunter Deutsche Bahn: 4.020; die Anzahl der 

Gleisanschlüsse der Deutschen Bahn ist bis 2010 auf 3.732 gesunken. Einige Gleis-

anschlüsse wurden von NE-Bahnen übernommen. Die Gleisanschlussförderung hat 

in den vergangenen Jahren etwa 120 Projekte realisiert. 

(b) Nutzung der Schienen 

Personenverkehr 

Für das Jahr 2010 verzeichnete der Eisenbahnbereich die folgenden Leistungszah-

len:
17

 

x Verkehrsaufkommen: 2.425 Mio. beförderte Personen; das sind 3,5 % des 

Gesamtaufkommens, darunter  

- Schienennahverkehr: 2.299 Mio. beförderte Personen  

- Schienenfernverkehr:    126 Mio. beförderte Personen 

x Verkehrsleistungen:   84,0 Mrd. Personenkilometer; das sind 7,5 % der 

Gesamtleistungen, darunter 

- Schienennahverkehr:   47,9 Mrd. Personenkilometer 

- Schienenfernverkehr:   36,1 Mrd. Personenkilometer 

Darin nicht enthalten sind das Verkehrsaufkommen und die Verkehrsleistungen im 

„Öffentlichen Straßenpersonenverkehr“, zu dem auch der Verkehr mit städtischen 

Schienenbahnen zählt (U-Bahnen, Stadtbahnen, Straßenbahnen – siehe Kap. 4.4). 

Güterverkehr 

Für das Jahr 2010 sind für den „Güterverkehr der Eisenbahnen“ und seinen „Anteil 

am Binnenländischen Verkehr“ (Modal-Split-Anteil) folgende Angaben zu verzeich-

nen
18

: 

x Verkehrsaufkommen: 355,7 Mio. Tonnen; 9,4 %  

x Verkehrsleistungen: 107,3 Mrd. tkm; 17,3 %  

 

Während der Personenverkehr durch die Finanz- und Wirtschaftskrise wenig beein-

flusst wurde, hat der Güterverkehr auf der Schiene (ebenso wie Straße und Air Car-

go) im Jahr 2008 einen starken Rückschlag bis auf das Niveau von 2005 herunter 

erlitten, der wahrscheinlich erst mit dem Jahr 2012 wieder aufgeholt sein wird. Die 

weitere Entwicklung des Gütertransports auf der Schiene wird wesentlich davon 

abhängig sein, in wieweit die Anforderungen der Logistik (etwa: Qualität, Pünktlich-

keit, Einhaltung von Taktplänen und laufende Prozesskontrolle) erfüllt werden kön-

nen. Dies setzt neben dem Abbau von Engstellen besonders in überlasteten Korri-

doren vor allem die Erhaltung der Infrastruktur zur Minimierung von Betriebsstö-

rungen voraus. Eine Analyse von KCW (2010) zeigt, dass sich im optimistischen Fall 

die Verkehrsleistungen auf der Schiene in Deutschland bis 2030 gegenüber 2010 

verdoppeln werden. Da die Güterzugzahlen pro Tag derzeit bereits in Größenord-

nungen von 300 (Korridor Köln-Mannheim), 250 (Korridor Hannover-Fulda) oder 

                                                           
17

 aus: Verkehr in Zahlen, 2011 
18

 ebenda 
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200 (Hamburg-Hannover; Karlsruhe-Basel) liegen, bedeutet ein zusätzliches Wachs-

tum auch eine erhebliche Mehrbelastung der betroffenen Bevölkerung durch 

Schienenlärm. Hieraus folgen große Herausforderungen für die Schieneninfrastruk-

tur:  

x Es sind nach wie vor Ausbaumaßnahmen zum Abbau von Engpässen unter 

Berücksichtigung des Zusammenwirkens von Instandhaltung/Ersatz, Aus- und 

Neubau zur Erhöhung der Leistungsqualität erforderlich. Hierbei ist auch die 

Verknüpfung der einzelnen Verkehrsträger zu optimaler Nutzung zu beach-

ten.  

x Mit einer höheren Nutzung der Schienenstrecken durch Güterzüge wachsen 

die Erhaltungsaufwendungen. 

x Ein weiteres Wachstum des Schienenverkehrs wird von der Bevölkerung nur 

akzeptiert, wenn erhebliche Reduktionen des Schienenlärms, vor allem im 

Güterverkehr, erreicht werden können. Dies verlangt neben Maßnahmen an 

den Fahrzeugen auch höhere Investitionen für den passiven Lärmschutz. 

x Die Abschaffung des Schienenbonus und ein lärmabhängiges Trassenpreissys-

tem (Bonusregelung) können einen wirksamen Beitrag zum Lärmschutz leis-

ten. 

x Anzustreben ist auch ein fairer Wettbewerb von Schienendienstleistungen 

durch Vorabgenehmigungen für Entgelte und Entgeltgrundsätze einschließ-

lich Energiebezug. 

(c) Finanzierungssituation und Defizite 

(i) Finanzierungsverantwortung 

Die Eisenbahnen des Bundes werden seit der Bahnreform 1994 als privatrechtliches 

Wirtschaftsunternehmen DB AG geführt. Die Tochterunternehmen DB Netz AG und 

DB Station und Service sind für Netze und Bahnhöfe zuständig. Die DB Netz AG als 

Eisenbahninfrastruktur-Unternehmen (EIU) erhebt Trassengebühren von den Ei-

senbahn-Verkehrsunternehmen (EVU), welche die Kosten für Betriebsführung und 

Instandhaltung des Netzes finanzieren. Darüber hinaus nimmt der Bund seine Ver-

antwortung im Rahmen des Art. 87 GG wahr und beteiligt sich maßgeblich an den 

Investitionen für die Bundesschienenwege.  

Neubau- und Ausbaumaßnahmen werden überwiegend vom Bund mit Baukosten-

zuschüssen und Bundesdarlehen nach dem Bundesschienenwegeausbaugesetz 

(BSchWAG) finanziert. Weiterhin gibt es für Netzteile von europäischer Bedeutung 

(Bestandteile transeuropäischer Netze) die Möglichkeit einer Ko-finanzierung durch 

die EU, vor allem im Bereich grenzüberschreitender Eisenbahnkorridore. Auch die 

Länder beteiligen sich in geringem Umfang. Die DB AG beteiligt sich an der Finanzie-

rung von Investitionen, die in ihrem unternehmerischen Interesse liegen. In diesem 

Falle werden die eigenfinanzierten Anteile bilanziert und abgeschrieben.  

Der Bund übernimmt weiterhin den größten Teil der Kosten für Ersatzinvestitionen 

in das Bestandsnetz (siehe Unterpunkt „Ersatzinvestitionen“). Abbildung 6 zeigt die 

Aufteilung der Finanzierung zwischen Staat und DB AG. 
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Abbildung 6: Aufteilung der Finanzierung der Eisenbahninfrastruktur in Mio. € 2010 [Quelle: Positi-
onspapier DB AG, 2011: Die Finanzierung der Eisenbahn des Bundes, AK Bahnpolitik] 

 

(ii) Finanzierungspositionen für die Bundesschienenwege 

x Instandhaltung Netz, Personenbahnhöfe, Energie 

Die Geschäftsfelder DB Netze Fahrweg, DB Netze Personenbahnhöfe und DB Netze 

Energie erwirtschafteten in den Jahren 2010 und 2011 die folgenden Ergebnisse: 

 

Tabelle 2: Wirtschaftsergebnisse der DB Netz- Geschäftsfelder in Mio. € [Geschäftsbericht DB AG, 
2011] 

Geschäftsfeld Umsatz 2010 Umsatz 2011 EBIT 2010 EBIT 2011 
DB Netze Fahrweg 
 

 

4.580 

 

4.642 

 

601 

 

715 

DB Netze Perso-
nenbahnhöfe 

 

1.044 

 

1.077 

 

217 

 

226 

DB Netze Energie 
 

 

2.501 

 

2.853 

 

82 

 

80 

DB Konzern 
 

 

34.410 

 

37.901 

 

1.866 

 

2.309 

 

Tabelle 2 weist aus, dass die Geschäftsfelder der DB Netz AG zu den positiven Wirt-

schaftsergebnissen 2010 und 2011 beigetragen haben. Diese finanzieren sich aus 

Trassen- und Bahnhofsgebühren sowie Energielieferungen an die EVU. Nach wie vor 

sind konzerneigene EVU die Hauptnachfrager, gleichwohl ist der Anteil der kon-

zernexternen Bahnen an der Trassennachfrage auf knapp 21% (gemessen in Tras-

sen-km) angestiegen. 

Die Tatsache, dass die Geschäftsbereiche der DB Netz einen Überschuss der Erlöse 

über die Kosten vor Zinsen und Steuern erwirtschaftet haben, hat bei Ländern und 

Schienenverkehrsunternehmen die Forderung nach einem vollständigen Rückfluss 

der Trasseneinnahmen in die Infrastruktur ausgelöst. 
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Unabhängig von der Frage der Verwendung der Gewinnbestandteile aus Abfüh-

rungsverträgen innerhalb der DB Holding ist festzuhalten, dass die Gesellschaft pro 

Jahr 0,5 Mrd. € als Festdividende an den Bund abführt. Hier ist durchaus vorstellbar, 

dass der Bund die Festdividende zweckorientiert für die Stärkung von Schienenin-

vestitionen verwendet. Diesbezüglich haben die Länder eine Änderung zum Eisen-

bahnregulierungsgesetz am 23.11.2012 mit dem Ziel der Beendigung der Gewinn-

abführung im Bundesrat verabschiedet (siehe Drucksache BR 559/1/12, Ziffer 30). 

x Ersatzinvestitionen 

Ersatzinvestitionen in das Bestandsnetz werden vom Bund in Höhe von 2,5 Mrd. € 

pro Jahr (2,3 Mrd. € + 0,2 Mrd. € nach Anlage 8.7 Maßnahmen) für die Jahre 2009 

bis 2013 ko-finanziert. Der Eigenbeitrag der DB AG liegt bei 0,5 Mrd. € p.a., so dass 

ein Gesamtvolumen von 3 Mrd. p.a. entsteht. Diese Finanzierungsbeiträge sind in 

der Leistungs- und Finanzierungsvereinbarung (LuFV) festgeschrieben. Ursprünglich 

war eine Laufzeit von 10 Jahren angedacht, die aber auf 5 Jahre verkürzt wurde, so 

dass die Verhandlungen über eine Fortschreibung bzw. Revision bereits bald aufge-

nommen werden müssen; tatsächlich laufen dazu bereits auf beiden Seiten Vorbe-

reitungen. Dabei gilt: 

x Die LuFV gilt bisher nur für die Bundesschienenwege, also nicht für die nicht-

bundeseigenen Bahnen und den Schienenverkehr des ÖSPV, wobei auch für 

diese Bereiche eine gesamtstaatliche Verantwortung des Bundes mit einer 

gesonderten LuFV für NE-Bahnen gesehen wird. In diesem Zusammenhang 

wäre auch sicher zu stellen, dass für die von NE-Bahnen übernommenen 

Strecken der DB Netz der anteilige darauf bezogene Betrag aus der LuFV 

Bund DB dem neuen Betreiber zur Verfügung gestellt wird. 

x Von den Zuwendungen des Bundes (nicht rückzahlbarer Zuschuss) entfallen 

88% auf die DB Netz AG, 10% auf die DB Station & Service AG und 2% auf die 

DB Energie GmbH. 

x Es ist ein Verwendungsnachweis in Form eines „Nachzuweisenden Mindest-

instandhaltungsvolumens“ zu führen, das einen uneingeschränkt nutzbaren 

Zustand der Infrastruktur sicherstellt (Qualitätssicherung). Die Prüfung wird 

von einem „Infrastruktur-Wirtschaftsprüfer“ vorgenommen. 

Für die nächste Periode der LuFV geht die Bahn von einem erhöhten Mittelbedarf 

aus, der aufgrund der laufenden Verhandlungen mit dem Bund nicht zahlenmäßig 

beziffert wird. Schätzungen des Arbeitskreises Bahnpolitik ergeben überschlägig 

einen zusätzlichen Ersatzbedarf (ohne Nachholbedarf) für die Bundesschienenwege 

in Höhe von rund 1,0 Mrd. €. 

(iii) Nachholbedarf 
Beim Nachholbedarf geht es primär um den in der Vergangenheit unterlassenen 

Ersatz veralteter Infrastrukturen, wie Brücken, Tunnelausrüstungen oder Stellwer-

ke. So beträgt der Anteil von Brücken mit einem Alter von über 100 Jahren im Bun-

desschienennetz etwa 30%. Neuere Schätzungen des Nachholbedarfs liegen in der 

Größenordnung von 3 Mrd. €, die über 15 Jahre abgebaut einen Jahresbetrag von 

0,2 Mrd. € erfordern würden. 
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(iv)  Neubau und Ausbau 
Derzeit werden Neu- und Ausbauinvestitionen in die Schiene überwiegend vom 

Bund nach dem Bundesschienenwegeausbaugesetz (BSchWAG) finanziert. Hinzu 

kommen relativ geringe Beiträge der EU und der Bundesländer, sowie Ko-

Finanzierungen der DB AG (DB Netz AG) aus Eigenmitteln für Projekte, die im un-

ternehmerischen Interesse liegen. Der Finanzierungsanteil der öffentlichen Hände 

an der Eisenbahninfrastruktur-Investitionen des Bundes lag im Jahr 2010 bei 4,2 

Mrd. €, das sind rund drei Viertel der gesamten Investitionen. Die DB AG hat rund 

1,4 Mrd. €, also ein Viertel der Gesamtinvestitionen, aus Eigenmitteln beigesteuert. 

Beim Ausbau der Schienenwege und deren Finanzierung durch das BSchwAG gibt es 

Finanzierungsengpässe. Die DB AG schätzt den jährlichen Mittelbedarf auf ca. 1,8-

2,0 Mrd. €, während aktuell etwa 1,2 Mrd. € zur Verfügung stehen. Sollen wichtige 

Projekte, wie zum Beispiel die Rheintalstrecke Karlsruhe-Basel oder die Y-Trasse 

Hannover-Bremen/Hamburg, in einem überschaubaren Zeitraum fertig gestellt 

werden, so sind für einen Zeitraum von zwei Jahrzehnten erheblich höhere Mittel-

zuweisungen nötig.  

Die jährliche Finanzierungslücke für Neu- und Ausbau der Bundesschienenwege 

wird auf 0,6 bis 0,8 Mrd. € geschätzt. 

Im Bereich des SPNV wird Infrastrukturneu- und ausbau teilweise auch aus Mitteln 

des Regionalisierungsgesetzes (Reg-G) sowie vor allem aus Mitteln des 

GFVG/Entflecht-G finanziert. Insbesondere S-Bahn-Infrastruktur wird aus dem 

GFVG-Bundesprogramm finanziert.  

Insgesamt sind zusätzlich zu den BSchWAG-Mitteln für SPNV-Projekte von etwa 25 

Mio. € p.a. weitere Mittel für Neu- und Ausbau im Zeitraum 2008-2025 in Höhe von 

10,62 Mrd. € (zu Preisen von 2008) oder jährlich ca. 630 Mio. € erforderlich. 

Im Anschluss an die Föderalismusreform und das Entflechtungsgesetz von 2006 

stellte der Bund den Ländern Mittel als Ersatz für die wegfallenden GVFG-Mittel 

(„Bundes-GVFG“) zur Verfügung, die sich in den Jahren 2010 bis 2014 jährlich auf 

333 Mio. € belaufen werden. Die Verbände gehen davon aus, dass diese Summe bis 

zum Auslaufen des GVFG Ende 2019 beibehalten wird. Anschließend ist eine Nach-

folgeregelung zu schaffen. 

Die besonderen Finanzierungsprobleme im SPNV werden wie folgt gesehen
19

: 

x Die Höhe der Regionalisierungsmittel ist für den Zeitraum nach 2014 noch 

nicht gesetzlich geregelt. Eventuell drohen Kürzungen. Da daraus bisher 

etwa 7% in die Infrastruktur flossen, verschärft dies die Situation im SPNV 

zusätzlich.  

x Die Nachfolgeregelung für das Bundes-GVFG ab 2019 ist unklar. 

x Ab 2014 entfällt die gruppenspezifische Zweckbindung, also hier für den 

Verkehr. Daher werden landesgesetzliche Regelungen erwartet. 

                                                           
19

 siehe auch Studie „Finanzierungsbedarf des ÖPNV bis 2025“, Verband Deutscher Verkehrs- 

      unternehmen (VDV) 
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x Der Nachholbedarf aus unterlassenen Reinvestitionen im Bereich U-, Stadt- 

und Straßenbahnen wird laut VDV auf 330 Mio. € geschätzt (siehe Abschnitt 

4.4). 

x Die Realisierung eines Deutschland-Takts würde die Attraktivität des SPNV 

deutlich erhöhen (es läuft derzeit eine Machbarkeitsstudie). Hierzu werden 

zusätzliche Mittel erforderlich sein. 

x Zusätzliche Anforderungen an die Infrastruktur durch den demographi-

schen Wandel im Sinnen einer Anpassung an die Forderung der Barriere-

freiheit und das „Design für Alle“ sind in den Abschätzungen noch nicht 

enthalten. 

(v) Ergänzende Finanzierungsoptionen 

Ergänzend zur staatlichen und zur Nutzerfinanzierung in Form von Trassengebühren 

(die aufgrund der zugrunde liegenden EU Richtlinie nicht beliebig steigerbar sind) 

gibt es folgende Optionen: 

x PPP Finanzierung 

Die Beteiligung von Investoren an Bau, Projektmanagement und Betrieb von Eisen-

bahn-Neubaustrecken ist bisher in Deutschland nicht erprobt. Aufgrund mangeln-

der Aussicht auf sichere und ergiebige Rückflüsse aus der Vermarktung der Infra-

struktur scheinen die Aussichten von PPP Modellen begrenzt, allerdings liegen dies-

bezüglich keine belastbaren Erfahrungen vor. Da die Mittelverwendung für Schie-

neninvestitionen nach privatwirtschaftlichen Regeln erfolgt und – etwa im Falle der 

LuFV – gutachterlich geprüft und durch Wirtschaftsprüfung testiert wird, ist die 

Vermutung von Effizienzvorteilen für PPP nur schwer zu begründen. Darüber hinaus 

würden zusätzliche Schnittstellenprobleme und weitere Transaktionskosten entste-

hen. 

x Beteiligung der Wirtschaft 

Internationale Erfahrungen und erste Ansätze in Deutschland regen an, die Potenti-

ale der begünstigten regionalen Wirtschaft verstärkt zu erschließen. Die durch die 

Nutzungsmöglichkeit von Schieneninfrastruktur begünstigte regionale Wirtschaft 

könnte zur Finanzierungsbeteiligung motiviert werden. Dies ist praktisch auf Neu-

bauinvestitionen beschränkt. 

x Nutzung der DB Energie- und Kommunikations-Infrastruktur für Dritte 

Im Zuge der Energiewende und den dabei zu lösenden Energietransportproblemen 

gewinnt die deutschlandweite bundeseigene DB Infrastruktur an Bedeutung.  

Zum einen könnte das Stromnetz der DB z.B. für die Weiterleitung von Strom aus 

Offshore Anlagen genutzt werden. Des Weiteren kann die Infrastruktur allgemein 

für andere Medien (Telekommunikation und andere Leitungssysteme) nutzbar ge-

macht werden. Diese Nutzungen können zusätzliche Einnahmequellen durch Dritte 

generieren. Voraussetzung ist eine Lösung der Kompatibilitätsprobleme. 
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x Vermarktung von Flächen  

Im Zusammenwirken mit der Stadtentwicklung bestehen für Bahnliegenschaften 

erhebliche Wertsteigerungspotentiale. Die bisherigen Erfahrungen und auch das 

Beispiel Flughäfen zeigen, dass die Erweiterung der Dienstleistungsangebote eine 

zusätzliche Einnahmequelle darstellen kann. 

4.2.2  Schieneninfrastruktur der nicht-bundeseigenen Eisenbahnen    
(NE-Bahnen) 

Die NE-Bahnen verfügen über ein Schienennetz mit einer Länge von 4.300km
20

. 

Hierfür wird ein Reinvestitionsbedarf in Höhe von 300 Mio. € p. a. geltend gemacht. 

Die NE-Bahnen tragen heute etwa 50% der Reinvestitionen selbst (Einnahmen aus 

Trassenerlösen) bzw. aus Mitteln ihrer Eigentümer (Länderhaushalte). Dies ergibt 

einen ungedeckten Reinvestitionsbedarf von 150 Mio. € je Jahr.  

Die Bundesregierung hat hierfür erstmalig einen Haushaltstitel geschaffen und für 

das Jahr 2013 diesen mit einem Betrag von 25 Mio. € ausgestattet. 

4.2.3 Zusammenfassung des Finanzbedarfs für Bundesschienenwege 
und NE-Bahnen 

 

Abbildung 7: Finanzbedarfe für Schienenwege für Bund und NE-Bahnen21 

Abbildung 7 fasst die Finanzbedarfe für Ersatzinvestitionen und Nachholbedarf für 

Bundesschienenwege und NE-Bahnen zusammen. 

Zu den ausgewiesenen Bedarfen für Bundesschienenwege und NE-Bahnen in Höhe 

von 1,4 Mrd. € p.a. kommen Bedarfe aus dem kommunalen Bereich für die Erhal-

tung des ÖSPV hinzu (siehe Abschnitt 4.4), so dass sich der Gesamtbedarf für den 

Schienensektor über alle Baulastträger für Erhaltung und Nachholbedarf auf etwa 2 

Mrd. € p.a. addiert. 

                                                           
20

 Bundesnetzagentur, Marktuntersuchung Eisenbahnen 2011, S. 21 
21

 AK Bahnpolitik und eigene Berechnungen 
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4.3 Wasserstraße 

Nach der Trägerschaft werden unterschieden: 

• Bundeswasserstraßen im Eigentum der Bundesrepublik Deutschland; diese 

werden durch die Wasser- und Schifffahrtsverwaltung des Bundes (WSV) 

verwaltet; Ausnahmen sind die so genannten „Delegationsstrecken“, deren 

Verwaltung an Bundesländer übertragen ist. 

• Landeswasserstraßen/„schiffbare Landesgewässer“; sie werden durch die je-

weiligen Bundesländer (ggf. nach geordnete Behörden) verwaltet. 

 

Praktisch alle verkehrlich bedeutsamen Wasserstraßen in der Bundesrepublik sind 

Bundeswasserstraßen. Nach dem Wasserwegerecht sind diese untergliedert in: 

• Binnenwasserstraßen und  

• Seewasserstraßen/Seewärtige Zufahrten. 

 

Die Unterläufe der Binnenwasserstraßen Warnow, Trave, Elbe, Weser und Ems 

dienen überwiegend der Seeschifffahrt, werden aber auch von der Binnenschiff-

fahrt genutzt. Sie haben im Sinne des Wasserwegerechts in der Praxis einen Dop-

pelcharakter. 

4.3.1 Bundeswasserstraßen 

Bestehende Infrastruktur und ihre Nutzung 

Von der WSV sind für die Binnenwasserstraßen des Bundes folgende Längen ange-

geben (Stand Dezember 2011): 

• Nach Bundeswasserstraßengesetz  6.663 km 

• Delegationsstrecke Elbe (FHH)                     47 km 

• Sonstige Binnenwasserstraßen des Bundes    572 km 

• Delegationsstrecke Ems-Jade-Kanal (Nds.)        6 km 

     7.288 km 

Davon entfallen rd. 75 % auf Flussstrecken und 25 % auf Kanäle. Die Länge der 

„Seeschifffahrtstraßen“ nach Schifffahrtsrecht (ohne Delegationsstrecken) ist für 

den Stand Dezember 2011 von der WSV angegeben mit: 

• Nach Bundeswasserstraßengesetz     638 km 

• Sonstige Binnenwasserstraßen des Bundes      47 km   

               685 km  

In Einklang mit dem europäischen Klassifizierungssystem sind die Binnenwasser-

straßen des Bundes bisher entsprechend ihrer Bedeutung und Funktion eingestuft. 

Nach „Verkehr in Zahlen“ galten mit Stand 31. Dezember 2010: 

• 5.074 km (69,5 %) als klassifizierte „Wasserstraßen mit internationaler Be-

deutung“ (Wasserstraßenklassen IV bis VIc.)  

• 1.257 km (17,2 %) als klassifizierte „Wasserstraßen mit nationaler Bedeu-

tung“ (Wasserstraßenklassen I – III) 
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• 975 km (13,3 %) als nicht klassifizierte „Sonstige Binnenwasserstraßen“, die 

nicht dem allgemeinen Verkehr dienen.  

 

Die Güterverkehrsleistung der Binnenschifffahrt im deutschen „Binnenländischen 

Verkehr“ wird in „Verkehr in Zahlen“ für das Jahr 2010 mit 62,3 Mrd. tkm angege-

ben; davon wurden 42,9 Mrd. tkm (rd. 69 %) durch ausländische Schiffe erbracht. 

Der Anteil an den gesamten binnenländischen Güterverkehrsleistungen in der Bun-

desrepublik (ohne Luftverkehr, Seeverkehr und Straßentransporten mit Fahrzeugen 

unter 3,5 t zulässiger Nutzlast) betrug in 2010 rd. 10,0%.  

Knapp 70 % aller Güterverkehrsleistungen auf deutschen Binnenwasserstraßen 

werden auf dem Rhein erbracht. Aufgrund der „Mannheimer Akte“ von 1868 sind 

diese Transporte von Gebühren befreit. Die Donauschifffahrt wird durch die „Bel-

grader Konvention“ von 1948 reguliert. Die Konvention lässt im Prinzip die Erhe-

bung von Benutzungsgebühren zu; dies wird beispielsweise in Rumänien praktiziert 

(sogar orientiert an Vollkostendeckung). In anderen Donaustaaten ist die Donau-

schifffahrt dagegen gebührenfrei. 

 

Finanzierungssituation und Defizite 

Im Bundeshaushalt 2011 (Kapitel 1203) sind die Gesamt-Aufwendungen des Bundes 

für die Bundeswasserstraßen (Haushaltsansatz) mit rd. 1.850 Mio. € ausgewiesen; 

davon entfallen auf: 

• Binnenwasserstraßen 1.300 Mio. €  

• Seeschifffahrtsstraßen   550 Mio. € 

 

Die Einnahmen des Bundes aus direkten Schifffahrts- und Befahrungsabgaben be-

laufen sich derzeit auf ca. 80 Mio. €/Jahr. Die Verbände der Freizeit- und Sport-

schifffahrt entrichten darüber hinaus eine Jahrespauschale in Höhe von 0,051 Mio. 

€/Jahr. Die betreffenden Einnahmen machen weniger als 5 % der Gesamt-

Aufwendungen aus; sie machen selbst bezüglich der abgabepflichtigen Komponen-

ten lediglich einen Bruchteil der diesen zuzurechnenden direkten Kosten aus. Nach 

Angaben der WSV bestand im Dezember 1998 Abgabepflicht auf einer Streckenlän-

ge von 3.830 km Bundeswasserstraßen. 

Die aktuelle Situation der Finanzierung der verkehrlichen Infrastruktur der Bun-

deswasserstraßen stellt sich wie folgt dar: 

• In der mittelfristigen Finanzplanung des Bundes sind für Investitionen in den 

Bereich der Bundeswasserstraßen (Investitionen in die Infrastruktur, Erhal-

tung und Sonstiges (Hochbau, Lotswesen, Fahrzeuge, etc.)) nach der gültigen 

Haushaltssystematik bis zum Jahr 2016 konstant rd. 880 Mio. €/Jahr vorgese-

hen;  

• davon sind für Um-, Aus-, Neu- und Ersatzmaßnahmen ab 2012 rd. 600 Mio. € 

pro Jahr angesetzt;  

• abzüglich erforderlicher Umschichtungen für Betrieb und Unterhaltung ver-

bleibt real verfügbar für Ausbau und Ersatz der verkehrlichen Infrastruktur 

ein Volumen von maximal 550 Mio. €/Jahr.  
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Bemerkung: Nicht berücksichtigt ist darin das „Infrastrukturbeschleunigungspro-

gramm“; es beinhaltet im Bereich der Bundeswasserstraßen ausschließlich einen 

Ansatz von insgesamt 300 Mio. € für den Bau der 5. Schleusenkammer in Brunsbüt-

tel am Nord-Ostsee-Kanal (NOK). 

• Im Entwurf zum „Investitionsrahmenplan 2011-2015 für die Verkehrsinfra-

struktur des Bundes (IRP)“ ist für den Investitionszeitraum 2011 bis 2015 ein 

„Mehrbedarf“ von „1,7 – 1, 9 Mrd. €“ ausgewiesen, also durchschnittlich 

knapp 400 Mio. €/Jahr.  

• Der tatsächliche Bedarf für Infrastrukturinvestitionen im Bereich der Bun-

deswasserstraßen bei Umsetzung der gültigen Bundesverkehrswegeplanung 

in „normalen“ Zeiträumen, wird mit 1.100 Mio. €/Jahr angesetzt.  

 

Die Differenz zwischen tatsächlichem Bedarf und nach gültiger Haushaltsplanung 

real verfügbaren Mitteln (unter Abzug der Ansätze für Betrieb und Unterhaltung – 

siehe oben) beträgt somit rechnerisch rd. 550 Mio. €/Jahr. Soweit erkennbar sind 

darin nicht/oder nicht in vollem Umfang enthalten: 

• die absehbaren Kostensteigerungen (konstante Budgetansätze sind gleichbe-

deutend mit einem real degressiven Finanzvolumen); 

• die Kostensteigerungen bei den in den Bundesverkehrswegeplan eingestell-

ten Maßnahmen gegenüber dem Planungsstand; 

• die Kompensierung des bereits langfristig kumulierten beträchtlichen In-

standhaltungsrückstaus und der tatsächliche Zustand der vorhandenen Anla-

gen; 

• Maßnahmen, die nicht im aktuellen Bundesverkehrswegeplan berücksichtigt 

sind, wie das am 24.02.2012 vorgestellte „Konzept zur Durchgängigkeit von 

Wasserstraßen für Fische“ mit einem Kostenvolumen lt. Investitionsrahmen-

plan von mindestens 800 Mio. €; im Zuge der Konkretisierung der Planungen 

auf der Basis verschärfter Anforderungen der Länder, ist dafür voraussichtlich 

mit einem deutlich höheren Kostenvolumen zu rechnen. 
 

Die eklatante Differenz zwischen Investitionsbedarf und Mittelverfügbarkeit – allein 

schon ohne Berücksichtigung der vorgenannten Komponenten - hat das Bundesver-

kehrsministerium zum Anlass genommen, ein Konzept für eine „Neue Netzstruktur“ 

zu entwickeln; sie soll als Grundlage für eine veränderte Investitionspolitik mit einer 

Konzentration/Priorisierung des Ressourceneinsatzes dienen. Parallel dazu wird 

eine Reform der Wasser- und Schifffahrtsverwaltung des Bundes mit dem Ziel einer 

weiteren Effizienzsteigerung und ggf. Anpassung an die „Neue Netzstruktur“ und 

die veränderte Investitionspolitik betrieben. Die bisher veröffentlichten Vorschläge 

in diesem Zusammenhang werden von den „Stakeholdern“ und den Ländern über-

wiegend kritisch beurteilt bzw. abgelehnt; das gilt auch für die zum Zeitpunkt der 

Abfassung dieses Berichts aktuelle Version (5. Bericht des BMVBS an den deutschen 

Bundestag zur Reform der Wasser- und Schifffahrtsverwaltung des Bundes (WSV) 

vom 27. Juni 2010). 
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4.3.2 Landeswasserstraßen 

Infrastruktur und Nutzung 

Die Landeswasserstraßen haben in der Regel nur geringe oder gar keine Bedeutung 

für den kommerziellen Güterverkehr. Sie werden in erster Linie für Wassertouris-

mus, Wassersport, Fahrgastschifffahrt und von Fährdiensten genutzt, haben dar-

über hinaus aber vielfach maßgebliche Funktionen im Zusammenhang mit der Re-

gulierung des Wasserhaushalts. Für die Instandhaltung und ggf. den Ausbau sind die 

jeweiligen Bundesländer zuständig.  

Landeswasserstraßen spielen insbesondere in den Bundesländern Brandenburg und 

Mecklenburg-Vorpommern eine beträchtliche (ökonomische) Rolle in der Touris-

mus- und Freizeitwirtschaft – in der Regel in enger Verbindung/Verknüpfung mit 

den Bundeswasserstraßen.  

• Im Brandenburg umfasst das „Verzeichnis der schiffbaren Landesgewässer“ 

160 definierte Abschnitte mit einer Gesamtlänge von rd. 565 km mit 20 

Schleusen (bei rd. 30.000 km Fließgewässern, von denen 6.500 km als für 

touristische Zwecke geeignet eingestuft sind).  

• In Mecklenburg-Vorpommern beträgt die Länge der schiffbaren Landesge-

wässer über 400 km (bei rd. 26.000 km Fließgewässern und 2.000 Binnen-

seen).  

• Zum Vergleich: In Nordrhein-Westfalen ist lediglich ein Abschnitt der Ruhr 

mit einer Länge von 35,6 km (sogar nur 26,2 km nach der gültigen „Verord-

nung über die Schiffbarkeit von Gewässern“) sowie ein Abschnitt des „Flüre-

ner Altrheins“ von 15 m Länge der Kategorie der schiffbaren Landesgewässer 

zugeordnet. 

 
Finanzierungssituation und Defizite 

Vom Land Brandenburg sind die aktuellen jährlichen Kosten/Aufwendungen für die 

Unterhaltung der schiffbaren Landesgewässer mit 2,5 Mio. € angegeben. Dazu 

kommen rd. 0,25 Mio. € jährlich für „kleinere Maßnahmen“ an Schleusenbauwer-

ken sowie rd. 0,5 Mio. € für „Kleinere Maßnahmen“ im Zusammenhang mit der 

„Instandsetzung der Wasserstraßen (freie Strecke)“. Als derzeit „nicht gesichert“ 

und hinsichtlich der zeitlichen Umsetzung „offen“ sind „größere Maßnahmen“ der 

Instandsetzung ausgewiesen; das Investitionsvolumen in diesem Zusammenhang ist 

mit 63,45 Mio. € angegeben. Eine differenziertere Darstellung einschließlich des 

tatsächlichen Finanzierungsbedarfs konnte wegen der dafür als erforderlich geltend 

gemachten „umfangreichen Abstimmungen“ zum Zeitpunkt der Abfassung dieses 

Abschnitts nicht zur Verfügung gestellt werden. 

 

Aus Nordrhein-Westfalen wurden für die „laufende Unterhaltung/Wartung“ im 

Bereich der „Ruhr als Landeswasserstraße“ ein jährlicher Aufwand von 1,5 Mio. € 

angegeben (davon 1,1 Mio. € Personalkosten und 0,4 Mio. € Sachkosten); „nicht 

enthalten sind investive Maßnahmen wie Erneuerungen von Schleusen o.ä“. 
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Der tatsächliche Finanzierungsbedarf im Bereich der Schiffbaren Landesgewässer je 

Bundesland war in diesem Zusammenhang nicht feststellbar. Das ist nicht zuletzt 

auch auf die unterschiedlichen/sich teilweise überlappenden Zuständigkeiten sowie 

auf Defizite bei den Daten-Grundlagen zurückzuführen. Gerade die Bundesländer, 

in denen der Wassertourismus eine bedeutende Rolle spielt, befürchten beträchtli-

che Nachteile im Falle der Umsetzung der neuen Investitionsstrategie des Bundes. 

Inwieweit die Befürchtungen berechtigt sind, sollte im Zusammenhang mit der Ana-

lyse der Konsequenzen der betreffenden Strategie hinsichtlich der künftigen Infra-

strukturfinanzierung auf Bundes- und Länderebene zeitnah geprüft werden. 

4.4 Verkehrsinfrastruktur in den Gemeinden – Gemeindestraßen 
und ÖSPV 

4.4.1 Gemeindestraßen 

Bei der Infrastruktur der „Kommunalen Straßen“ werden unterschieden: 

x Ortsdurchfahrten von Bundesstraßen und Landes-/Staatsstraßen in der 

Baulast der Städte/Gemeinden (Städte mit mehr als 80.000 Einwohnern, ja 

nach gesetzlichen Regelungen der Länder auch darunter), 

x Hauptverkehrs- und Verkehrsstraßen mit dominanter innerörtlicher und 

zwischenörtlicher Verbindungsfunktion, 

x Erschließungs-, Anlieger- und Sammelstraßen mit dominanter Erschlie-

ßungs- und Aufenthaltsfunktion. 

Gemeindestraßen stehen in einem engen Leistungs- und Substitutionsverhältnis mit 

dem ÖPNV sowie dem Radfahrer- und Fußgängerverkehr (das trifft im Übrigen in 

Teilen auch für Straßen anderer Baulastträger zu). Sie sind Voraussetzung für den 

Betrieb des straßengebundenen kommunalen ÖPNV (ÖSPV; Busverkehre, Straßen-

bahnen) und schließen Anlagen des nicht motorisierten Verkehrs ein.  

Rechtsgrundlagen für Planung, Bau und Betrieb sind die Straßen-, Bau- und Wege-

gesetze der Länder (und des Bundes; BFStrG), die Straßenverkehrsordnung (STVO) 

und die Bau- und Betriebsordnung für die Straßen- und Stadtbahnen (BOStrab). 

Darüber hinaus sind die Richtlinien für die integrierte Netzgestaltung (RIN), sowie 

die Richtlinien für die Anlage von Stadtstraßen (kurz RASt) bestimmend. Rechtliche 

Grundlage für den Bau können neben Planfeststellungsbeschlüssen nach den Stra-

ßen- und Wegegesetzen auch Bebauungspläne nach dem Baugesetzbuch (BauGB) 

sein.  

Insbesondere als Anlieger-, Erschließungs- und Sammelstraßen dienen sie auch dem 

ruhenden Verkehr, also dem zeitlich befristeten und zum Teil gegen Gebühr erfol-

gendem Abstellen von Fahrzeugen (Parkgebühren-Verordnung, Kommunalsatzun-

gen). 

Bestehende Infrastruktur 

Für die Länge der Gemeindestraßen (ohne Ortsdurchfahrten im Zuge von Straßen 

des überörtlichen Verkehrs) liegen lediglich Schätzungen von Anfang der 1990er 

Jahre vor. Die letzte konkrete Angabe bezieht sich auf das Jahr 1992 mit 413.000 
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km. Andere Quellen geben die aktuelle Gesamtlänge der Gemeindestraßen mit bis 

zu 450.000 km (DER ELSNER 2012) an. Die letzte Angabe mit einer Differenzierung 

nach „innerorts“ und „außerorts“ aus dem Jahr 1990 weist den Innerortsstraßen 

einen Anteil von rd. 60 % der Streckenlänge zu. Bezogen auf die reine Streckenlänge 

aller Straßen in der Bundesrepublik beträgt der Anteil der Gemeindestraße 60-65 %. 

Die Verkehrsfläche der Gemeindestraßen wird mit 2.050 Mio. qm angegeben. 

Nutzung der Gemeindestraßen  

Nach Schätzungen der Bundesanstalt für Straßenwesen BASt (2012) entfielen im 

Jahr 2006 37% der gesamten Kfz-Fahrleistungen im Personen- und Güterverkehr auf 

innerörtliche Gemeindestraßen.  

Finanzierung/Finanzierungsdefizit 

Die Finanzierung von Instandhaltung und Betrieb der Straßen in den Gemeinden 

leisten die kommunalen Haushalte. Typische Aufgaben dieser Straßenunterhaltung 

sind: 

� Winterdienst  

� Instandsetzungsmaßnahmen  

� Grün- und Gehölzpflege in straßenbegleitenden Nebenflächen 

� Anbringung, Erneuerung oder Entfernung des Straßenzubehörs (Lichtsig-

nalanlagen, Wegweiser, Verkehrszeichen, Schutzplanken, Leitpfosten) 

� Wartung und Reinigung der Straßen und des Straßenzubehörs. 

Problematisch bei der Finanzierung der Gemeindestraßen (das heißt das eigentliche 

Finanzierungsdefizit) ist aber weniger die Straßenunterhaltung, sondern vielmehr 

die Erneuerung der Straßeninfrastruktur. Entsprechend folgt der technischen wie 

finanziellen Abschreibung des entsprechenden Vermögenswertes der Gemein-

destraßeninfrastruktur nicht die wirtschaftliche gebotene Konsequenz, d.h. die 

entsprechend des Lebenszyklus der Anlagen notwendige Erneuerung unterbleibt. 

Mit Einführung der DOPPIK kam es immerhin zu einer Sichtbarmachung des Verlus-

tes an Vermögenswert bei den Gemeindestraßen.  

In der Kommission ist stets die Bedeutsamkeit einer Kostenbezifferung pro qm der 

Bestandsverkehrsinfrastruktur hervorgehoben worden. Entsprechend stellt sich die 

Unterfinanzierung der Erneuerung nach derzeitigem Sachstand wie folgt dar 

(Tabelle 3). 

 

Tabelle 3: Unterfinanzierung Gemeindestraßen22 

Straßenkatego-
rie 

Verkehrsfläche 
(qm) 

Kosten/qm/a 
(€) 

Finanzbe-
darf/a (€) 

Unterde-
ckung/a (€) 

Unterde-
ckung/qm/a (€) 

Gemeindestraße 2,05 Mrd. 2,40 4,95 Mrd. 0,95 Mrd. 0,46 

 

                                                           
22

 Erhebungen der Schmid Mobility Solutions GmbH 
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Da dieses Defizit chronisch ist - laut DIfU (2008) blieben, bei erheblich zunehmen-

den (Schwer-) Verkehren, die Ausgaben für den Straßenunterhalt der Gemein-

destraßen konstant – kommt es zu einer stetigen Verschlechterung des Zustands 

und damit auch der Leistungsfähigkeit im Sinne der Gebrauchsqualität.  

Der kumulierte Nachholbedarf beträgt nach Ermittlung des DIfU (2011 und 2012) 

ca. 22-23 Mrd. €. Soll dieser in 15 Jahren abgebaut werden, sind pro Jahr mindes-

tens 1,2 Mrd. € (nach DIfU -Schätzung 1,5 Mrd. €) erforderlich. 

 

Aus- und Neubau 

Die über das Entflechtungsgesetz bis 2019 geregelte Ko-Finanzierung für Aus- und 

Neubau in einer derzeitigen Höhe von 1,33 Mrd. € p.a. bedarf einer geeigneten 

Anschlussregelung um die notwendigen Investitionen nachhaltig sicherstellen zu 

können.  

4.4.2 Öffentlicher Straßenpersonenverkehr  

Der Begriff „Öffentlicher Straßenpersonenverkehr“ (ÖSPV) steht für den Verkehr 

mit städtischen Schnellbahnen (U-Bahnen), Stadtbahnen, Straßenbahnen,  

O-Bussen- und Kraftomnibussen kommunaler, gemischtwirtschaftlicher und priva-

ter Unternehmen; er umfasst also 

x den kommunalen Schienenpersonennahverkehr auf eigenem/besonderem 

Bahnkörper (U-Bahnen, Stadtbahnen, U-Straßenbahnen), 

x den straßengebundenen kommunalen Schienenpersonennahverkehr ohne 

besonderen Bahnkörper (Straßenbahnen) sowie  

x den straßengebundenen Personenverkehr als Busverkehr, der überwiegend 

den öffentlichen Straßenraum nutzt.  

 

Bestehende Infrastrukturen  

Die Streckenlänge der nach der Betriebsordnung für Straßenbahnen (BOStrab) be-

triebenen Strecken beträgt 3.269 km (1.081 km eingleisig, 2.188 km zweigleisig). 

Die Streckenlänge der U-Bahnnetze (Berlin, Hamburg, München, Nürnberg) beträgt 

ca. 370 km, die der Stadt- und Straßenbahnstrecken 2.844 km, davon 200 km als 

Tunnelstrecken. Das Brutto-Anlagevermögen der Verkehrswege des ÖSPV beträgt 

nach „Verkehr in Zahlen“ (2011/2012) 71,5 Mrd. € (Berichtsjahr 2009). Der Moder-

nitätsgrad (ausgedrückt als Verhältnis des Netto-Anlagenvermögens zum Brutto-

Anlagevermögen) liegt bei 66,5 %.  

O-Bus-Linien (Trolley-Bus) gibt es derzeit in 3 Städten (Esslingen, Solingen, Ebers-

walde). 
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Nutzung  

Im Jahr 2005 wurden im ÖSPV rd. 8,7 Mrd. Fahrgäste befördert; die Personenver-

kehrsleistung betrug 50,3 Mrd. Personenkilometer. Bis zum Jahr 2011 stieg die Zahl 

der Fahrgäste auf etwa 9 Mrd./Jahr.  

Jeder Einwohner nutzt in Deutschland im statistischen Mittel den ÖPNV 134 Mal im 

Jahr, davon sind etwa 110 Fahrten im ÖSPV. In Städten werden bis zu 25 % der täg-

lichen Wege mit dem ÖSPV zurückgelegt. Zwischen 2002 und 2008 ist die Nutzung 

des ÖPNV insbesondere in der Altersklasse der 18- bis 44-jährigen deutlich gestie-

gen (+25 % bei 18-24-jährigen; +16,7 % bei 25-44-jährigen), dagegen bei den Älte-

ren – insbesondere auch infolge der steigenden Motorisierung von Frauen – deut-

lich zurückgegangen (-16,7 % der 60-64-jährigen; -11,1% bei den 65-jährigen und 

älteren). 

Diese Entwicklung ist bemerkenswert, da sie vor dem Hintergrund geringerer öf-

fentlicher Mittel und mit über der allgemeinen Inflationsrate gestiegenen Fahrprei-

sen erreicht wurde. Das DIW weist auf Basis von Angaben des Statistischen Bundes-

amtes Preissteigerungen für die Nutzer der „kombinierten Personenbeförderung“, 

die im Wesentlichen die Verkehre in den Verkehrsverbünden umfasst, in den ver-

gangenen 20 Jahren von annähernd 140 % aus. Die reale Preissteigerung beträgt 

über 50 %.
23

 

Wegen der steigenden Kraftstoff- und Energiepreise sind die Kosten der Personen-

beförderung in den letzten Jahren gestiegen. Da gleichzeitig die Ausgleichsleistun-

gen für Schüler-/Ausbildungsverkehre und für die Beförderung von Menschen mit 

Behinderung abgesenkt worden sind, sind die Fahrpreise seit 2005 um 30% und 

mehr gestiegen. 

Insgesamt konnte der Kostendeckungsgrad im ÖSPV bis 2010 auf im Mittel 77,1 % 

gesteigert werden – gegenüber 2001 war das ein Plus um 10 %-Punkte.  

 

Finanzierung/Finanzierungslücke 

Der Neubau und der Ausbau des ÖSPV wird – in Abhängigkeit von den landesspezi-

fischen Förderbedingungen – mit bis zu 60/-70%, zum Teil sogar 85% aus Mitteln 

des Entflechtungsgesetzes („Entflechtungsmittel“) oder bei großen Projekten (grö-

ßer 50 Mio. €) aus dem GVFG-Bundesprogramm sowie Landesmitteln finanziert. 

Dies betrifft U-Bahnen, Stadt- und Straßenbahnen, gegebenenfalls auch Sonderan-

lagen wie Betriebshöfe oder Busbahnhöfe.  

Die auf der Grundlage der Ergebnisse der Föderalismusreform über das Entflech-

tungsgesetz auf die Länder übertragenen („Entflechtungs“-)Mittel, ehem. GVFG-

Mittel („Landesprogramme“) unterliegen ab 2014 nicht mehr der Zweckbindung für 

Verkehr. Einige Länder – z.B. Nordrhein-Westfalen – haben gesetzlich eine bis 2019 

fort geltende Zweckbindung für diese Entflechtungsmittel gesichert. Da allerdings 

das Mittelvolumen einer Überprüfung hinsichtlich Erfordernis und Angemessenheit 

unterzogen werden soll, sind Absenkungen von 2014 bis 2019 nicht auszuschließen. 

Dies berücksichtigt nicht den für einen energiesparenden postfossilen und belas-
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tungsreduzierten Stadtverkehr notwendigen Neu- und Ausbau des kommunalen 

ÖSPV und den mit dem Baualter unabweisbar auftretenden Bedarf an Grunderneu-

erung – mit besonders hohen Kosten und hoher Dringlichkeit für Ingenieurbauwer-

ke (Tunnel, Brücken usw.).  

Aus den Betriebserträgen können ohne entsprechende Förderung durch die Länder 

(und auch indirekt durch den Bund) die Kommunen und deren Verkehrsbetriebe 

diese Erneuerungsmaßnahmen nicht finanzieren. Für die Finanzierung der Reinves-

titionen in die Verkehrsanlagen des ÖSPV besteht darüber hinaus auch keine ge-

setzliche Grundlage im Sinne eines Fördertatbestandes.  

Der zukünftige Erweiterungsbedarf im Bereich des ÖSPV (ohne SPNV) wird vom 

VDV (2009) auf ca. 12 Mrd. € bis 2025 geschätzt. (Preisstand 2007).  

Für turnusmäßige Reinvestitionen in die Fahrwege und Bahnhöfe der U-Bahnen, 

Stadt- und Straßenbahnen werden laut VDV (2009) jährlich 550 Mio. € benötigt (vgl. 

Tabelle 4). Hiervon können zurzeit aus Eigenmitteln der Aufgabenträger und Infra-

strukturbetreiber jährlich 220 Mio. € finanziert werden. Es verbleibt somit ein lau-

fendes Defizit von 330 Mio. € pro Jahr.  

 

Tabelle 4: Turnusgemäßer Reinvestitionsbedarf in ortsfeste Infrastruktur bei einer wirtschaftlichen 
Nutzungsdauer von 30 Jahren [Quelle VDV 2009] 

 
 

Insgesamt belief sich der Nachholbedarf im Jahr 2007 für die Infrastruktur im ÖSPV 

auf 2.35 Mrd. €. Da jährlich durch Alterung und Beanspruchung ein zusätzlicher 

Nachholbedarf von ca. 550 Mio. € entsteht, den die Verkehrsbetriebe unter den 

derzeitigen Gegebenheiten in einer Höhe von nur 220 Mio. € selbst decken können, 

hat sich entsprechend der jährliche zusätzliche Nachholbedarf von 330 Mio. € pro 

Jahr auf den 2007 festgestellten Nachholbedarf aufaddiert. Er liegt daher entspre-

chend bei ca. 4 Mrd. €. Auf einen Zeitraum von 15 Jahren verteilt ergibt sich ein 

durchschnittlicher Jahresbetrag von 267 Mio. € (vgl. Tabelle 5). 
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Tabelle 5: Nachholbedarf bei den Reinvestitionen in die Verkehrsanlagen des ÖSPV [Quelle: VDV 
2009) 

 
 

4.5 Gesamtbedarf und Defizit der Verkehrsträger  

Die Finanzierungsbedarfe und Finanzierungsdefizite aller Baulastträger (vgl. Tabelle 

6) stellen sich wie folgt dar (Nachholbedarf berechnet auf 15 Jahre): 

 

Tabelle 6: Ersatz- und Nachholbedarf für alle Baulastträger (in Mrd. € p.a., Stand 2012) 

Bereich Erhaltung Nachholbedarf Summe 

Straße, davon:  

  - Bund 

  - Land 

  - Kreis 

        1,55 

          0,8 

          0,45 

          0,3 

1,0 

0,5 

0,3 

0,2 

        2,55 

        1,3 

        0,75 

        0,5 

Schiene, davon: 

 - Bund incl. SPNV 

-  NE-Bahnen 

1,2 

1,0 

0,2 

0,2 

0,2 

k.A. 

1,4 

1,2 

0,2 

Wasser* 

- Bundeswasserstraßen 

- Landeswasserstraßen 

0,5 

0,5 

k.A. 

 

k.A. 

k.A. 

0,5 

0,5 

Gem.str./ÖSPV, davon: 

- Gemeindestraßen 

- ÖSPV 

1,3 

  0,95 

  0,35 

1,45 

1,2 

  0,25 

2,75 

2,15 

       0,6 

   4,55 2,65 7,20 
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*Ersatz- und Nachholbedarf zusammengefasst (nähere Erläuterungen siehe Kapitel 

4.3.1) 

Erste Schätzung auf Grundlage vorläufiger Daten 

Damit ergibt sich ein überschlägig geschätzter Bedarf an zusätzlichen jährlichen 

Investitionen für die Erhaltung der Verkehrsinfrastruktur von mind. 7,2 Mrd. €. 

Nach Abdeckung des Nachhofbedarfs in Höhe von 2,65 Mrd. € jährlich über 15 Jah-

re, verbleiben langfristig 4,55 Mrd. € zum Stand 2012, die pro Jahr zusätzlich ge-

genüber dem heutigen Stand für den Erhaltungsbedarf aller Baulastträger zu inves-

tieren sind. 

4.6 Möglichkeiten und Grenzen der Haushaltsfinanzierung  

4.6.1 Möglichkeiten der Haushaltsfinanzierung 

Der öffentliche Haushalt finanziert sich prinzipiell über Steuern, Gebühren, Beiträge 

und Sonderabgaben, gegebenenfalls darüber hinaus durch Kredite. Gebühren sollen 

einen Aufwand decken, der für eine Leistung entsteht, die den Gebührenpflichtigen 

direkt zugerechnet werden kann. Beiträge können für die Nutzung bzw. die Mög-

lichkeit der Nutzung von Gemeinschaftseinrichtungen erhoben werden, wie etwa 

Anliegerbeiträge für kommunale Verkehrswege. Sonderabgaben finanzieren Sach-

aufgaben, die außerhalb des Staatshaushalts organisiert werden und für die der 

Staat eine „Inkasso-Funktion“ übernimmt. Während der Ausgabezweck für Sonder-

ausgaben von vornherein außerhalb des Staatshaushalts liegt, lässt sich dies im 

Falle von Gebühren und Beiträgen durch organisatorische Einrichtungen erreichen. 

Dies bedeutet, dass die durch Gebühren/Beiträge finanzierte Leistung klar abge-

grenzte Gruppen von Leistungsempfängern betrifft und von Gesellschaften (öffent-

lich oder privat) ohne den Weg über die öffentliche Verwaltung dargestellt werden 

kann. Im Bereich des Verkehrs lassen sich zum Beispiel die Denkmodelle „Verkehr 

finanziert Verkehr“ oder „Straße finanziert Straße“ über Organisationen außerhalb 

des öffentlichen Haushalts realisieren.  

Damit ist im Folgenden der Begriff der Haushaltsfinanzierung eng auf die Steuern 

und gegebenenfalls Kredite beschränkt. Aus den im Kap. 3 erwähnten Anforderun-

gen der Haushaltskonsolidierung und Kreditbeschränkung folgt, dass in der Zukunft 

die Kreditaufnahme nur eine ganz untergeordnete Rolle bei der Verkehrinfrastruk-

turfinanzierung spielen kann. Somit werden Haushalts- und Steuerfinanzierung 

deckungsgleich. Steuern sind einmalige oder laufende Geldleistungen, die dem Leis-

tenden hoheitlich auferlegt sind, an die öffentlichen Gebietskörperschaften fließen 

und zur Finanzierung von deren Ausgabelasten dienen. Sie sind im Rahmen der 

öffentlichen Haushalte strengen Verwendungsprinzipien unterworfen, die im Haus-

haltsgrundsätzegesetz und der Bundeshaushaltsordnung verankert sind. Hierzu 

zählen unter anderem: 

x Prinzip der Jährlichkeit: Ein Haushalt ist für jedes Kalenderjahr aufzustellen 

(in manchen Ländern u. Städten: für jedes Doppeljahr). 

x Prinzip der Spezialität: Die Ausgaben im Haushalt müssen qualitativ, quanti-

tativ und zeitlich den Haushaltsplandaten entsprechen.  
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x Prinzip der Non-Affektation: Steuereinnahmen sind unabhängig von der 

Einnahmequelle zu verwenden. Die Gesamtheit der Einnahmen finanziert 

die Gesamtheit der Ausgaben. Zweckbindungen sind grundsätzlich ausge-

schlossen. 

Weil solche Prinzipien öffentliche Entscheidungen in bestimmten Fällen einengen, 

sind Abweichungen möglich, die aber an strenge Ausnahmetatbestände geknüpft 

sind. Dies betrifft zum Beispiel Verpflichtungsermächtigungen, die für öffentliche 

Ausgabeverpflichtungen gelten, die über mehrere Jahre unabweisbar anfallen (vor 

allem im Verteidigungsetat zu finden). Deckungs- und Übertragungsklauseln sollen 

die Starrheit des Prinzips der Spezialität auflockern. Sie sind wie die Verpflichtungs-

ermächtigungen parlamentarisch zu verabschieden. Auch zum Prinzip der Non-

Affektation sind Ausnahmeregelungen möglich und in der Vergangenheit beschlos-

sen worden, doch haben sich hier die Haushälter besonders intensiv gegen eine 

Aufweichung des Prinzips gewehrt (siehe die folgenden Abschnitte 4.6.2 und 4.6.3).  

Die Möglichkeiten einer Haushaltsfinanzierung für einen zusätzlichen Finanzie-

rungsbedarf im Verkehr bestehen damit in  

x einer Umstrukturierung der Staatsausgaben zugunsten des Verkehrsetats, 

x einer Erhöhung der allg. Steuern und Zuweisung der Zusatzeinnahmen zum 

Verkehrsetat durch jährliche Parlamentsentscheidung, 

x einer Erhöhung der Verkehrssteuern und Zuweisung der zusätzlichen Ein-

nahmen zweckgebunden für den Verkehrsetat. 

Die Verkehrssteuern tragen erheblich zu den öffentlichen Einnahmen bei, so die 

Mineralölsteuer mit rund 33 Mrd. € und die Kfz-Steuer mit rund 8 Mrd. € pro Jahr 

(2010). Die von Verbänden und insbesondere vom ADAC über lange Zeit erhobene 

Forderung, die in der Vergangenheit beschlossenen, aber haushaltstechnisch nicht 

oder anders vollzogenen Zweckbindungen von Teilen der Verkehrssteuern
24

 für 

Straßeninvestitionen zu verwenden, führen in Konsequenz entweder zu einer Um-

strukturierung (Entzug aus anderen Haushalts- oder Verkehrsbereichen) oder zu 

Erhöhungen der Verkehrssteuern. 

4.6.2 Wirkungsweise und Grenzen gesetzlicher Zweckbindung 

In der verkehrspolitischen Erörterung von Ansätzen zur Verstetigung der Finanzie-

rungsmöglichkeiten für die Verkehrsinfrastruktur wurde in der Vergangenheit im-

mer wieder die Frage diskutiert, ob eine nachhaltige Zweckbindung von Steuermit-

teln für die planbare Bereitstellung von Infrastruktur auf gesetzlichem Wege er-

reicht werden kann. Im Mittelpunkt dieser Fragestellung steht dabei die jährlich seit 

1973 wiederkehrende Außerkraftsetzung der in Art. 1 des Straßenbaufinanzie-

rungsgesetzes beschlossenen teilweisen Zweckbindung des Aufkommens der Mine-

ralölsteuer, heute Energiesteuer, für Zwecke des Straßenwesens durch das jeweili-

ge Haushaltsgesetz. So bestimmt beispielsweise §6 Abs. 8 des Haushaltsgesetzes 

2012, „...das nach Artikel 1 des Straßenbaufinanzierungsgesetzes …für Zwecke des 

                                                           
24

 seit 1960 wurden in verschiedenen Gesetzen Teile der Mineralölsteuereinnahmen einer Zweck- 

     bindung unterworfen, aber nie die gesamten Einnahmen, siehe Abschnitt 4.6.3. 
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Straßenwesens gebundene Aufkommen an Mineralölsteuer ist auch für sonstige 

verkehrspolitische Zwecke im Bereich des Bundesministeriums für Verkehr, Bau und 

Stadtentwicklung zu verwenden.“ 

Die seit 1973 gleichlautenden Regelungen heben die Zweckbindung der Mineralöl-

steuer (heute Energiesteueraufkommen) nicht vollständig auf, sondern weiten sie 

auf weitere verkehrspolitische Zwecke im Zuständigkeitsbereich des BMVBS aus 

(zum Beispiel für den SNPV gemäß Regionalisierungsgesetz oder das Gemeindever-

kehrsfinanzierungsgesetz). Im Ergebnis ist daher festzuhalten, dass der Haushalts-

gesetzgeber die fachgesetzlich begründete Zweckbindung und damit auch die ur-

sprüngliche gesetzgeberische Intention der Straßenverkehrsfinanzierung nicht gänz-

lich aufhebt und das Aufkommen aus der Energiesteuer daher nicht völlig frei zur 

Haushaltsdisposition gestellt wird. Gleichzeitig hat diese Verfahrensweise des 

Haushaltsgesetzgebers aber dazu geführt, dass in der öffentlichen und politischen 

Diskussion diese weitergehende Verwendung des Energiesteueraufkommens als 

Aufhebung der ursprünglichen Intention des Sachgesetzgebers wahrgenommen 

wird.  

Im Gegensatz zur verkehrspolitischen Zweckbestimmung der Mineralölsteu-

er/Energiesteuer hat der Gesetzgeber durch das Gesetzespaket für die Lkw-Maut 

(BFStrMG, VIFGG) eine bewusste Entscheidung für das Gestaltungsziel Nutzerfinan-

zierung getroffen und durch die Formulierung in § 11 BFStrMG, nach der nunmehr 

das Belastungs- und Finanzierungskonzept „von der Straße für die Straße“ gilt. Dies 

hat zur Folge, dass die Zweckbindung des Aufkommens der Lkw-Maut erheblich 

haushaltsfester ist. Eine Aufhebung der Zweckbindung der Mittel aus der Lkw-Maut 

kann daher nur durch den Sachgesetzgeber im Rahmen einer Veränderung oder 

Aufgabe des Gestaltungsziels Nutzerfinanzierung geändert werden. 

Vor diesem Hintergrund stellt sich die Frage, ob eine gesetzliche Zweckbindung 

grundsätzlich geeignet ist, die seitens der Verkehrspolitik geforderte nachhaltige 

Verstetigung von Teilen des Steueraufkommens für verkehrspolitische Zwecke zu 

erreichen. Das Beispiel der Mineralölsteuer zeigt, dass die langfristige und planbare 

Sicherstellung einer nachhaltigen und insbesondere am Bedarf orientierten Finan-

zierung nicht durch eine an den verfügbaren Einnahmen orientierte Zweckbindung 

erreichbar ist. Denn eine solche inputorientierte Betrachtung der Zweckbindung 

von Steuern lässt die Frage außer Acht, wie eine dynamische Verknüpfung mit dem 

durch politische Entscheidungen des Gesetzgebers ausgelösten tatsächlichen und 

sich über die Lebensdauer der Infrastruktur verändernden Finanzbedarf erreicht 

werden kann. 

Eine sehr viel stärkere Zweckbestimmung lässt sich durch eine vertraglich begrün-

dete Finanzierung über Fondsstrukturen erreichen, wie sie beispielsweise im Be-

reich der Bundesschienenwege über eine Leistungs- und Finanzierungsvereinbarung 

(LuFV) in ersten Ansätzen schon umgesetzt wird. Anhand einer Finanzierungsver-

einbarung kann der Sachgesetzgeber die Zweckbindung der vorgesehenen Finanz-

mittel auch für den Haushaltsgesetzgeber verbindlich machen. 
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4.6.3 Geschichtliche Entwicklung der Zweckbindung der 
Mineralölsteuereinnahmen 

Die Geschichte der Zweckbindung von Mineralölsteuereinnahmen hat in der Ver-

gangenheit die Forderung von Verbänden beflügelt, die Widmung höherer Anteile 

aus den Mineralölsteuereinnahmen (Teil der Energiesteuereinnahmen) für den 

Straßenverkehr zu fordern, zumal diese Einnahmen ganz überwiegend vom Stra-

ßenverkehr generiert werden. Daher ist es angebracht, einen kurzen geschichtli-

chen Abriss zur Klarstellung im Sinne der Ausführungen von Abschnitt 4.6.2 zu ge-

ben. 

 

(a) Gesetzliche Grundlagen 

Die Grundlagen für die Zweckbindung im Straßenbau sind im Straßenfinanzierungs-

gesetz und im Verkehrsfinanzgesetz festgelegt: 

Straßenfinanzierungsgesetz §1: „Das Aufkommen an Mineralölsteuer, ausgenom-

men das Aufkommen aus der Besteuerung der Schweröle und Reinigungsextrakte 

nach § 8 Abs. 2 des Mineralölsteuergesetzes, ist im Rechnungsjahr 1964 in Höhe 

von 46 vom Hundert, im Rechnungsjahr 1965 in Höhe von 48 vom Hundert und in 

den folgenden Rechnungsjahren in Höhe von 50 vom Hundert für Zwecke des Stra-

ßenwesens zu verwenden. Dies gilt nicht für das Mehraufkommen an Mineralöl-

steuer, das sich infolge der Änderung von §§ 2, 8 Abs. 2 und § 15b des Mineralöl-

steuergesetzes durch Artikel 1 Nr. 2, 8 und 19 des Verbrauchsteueränderungsgeset-

zes 1988 vom 20. Dezember 1988 (BGBl. I S. 2270) und der Änderung von §§ 2, 8 

Abs. 2 und § 15b des Mineralölsteuergesetzes durch Artikel 3 Nr. 1, 2 und 5 des 

Gesetzes vom 24. Juni 1991 (BGBl. I S. 1318) ergibt.“ (Zuletzt geändert durch Art. 

285 V v. 31.10.2006, I 2407). 

Verkehrsfinanzgesetz 1971 Art. 3 (zuletzt geändert durch Art. 99 G v. 8.12.2010 I 

1864): „Das Mehraufkommen an Mineralölsteuer, das sich infolge der Änderung 

des §2 Abs. 1 des Mineralölsteuergesetzes durch Artikel 1 §1 dieses Gesetzes 

ergibt, ist in Höhe von einem Viertel zusätzlich zu den Mitteln nach Artikel 1 des 

Straßenbaufinanzierungsgesetzes in der Fassung des Gesetzes über die Umstellung 

der Abgaben auf Mineralöl vom 20. Dezember 1963 (Bundesgesetzblatt I S.995) für 

Zwecke des Straßenwesens zu verwenden. Das Mehraufkommen ist im Übrigen, 

soweit es – mit Ausnahme der Betriebsbeihilfen für Fahrzeuge der Deutschen Bun-

desbahn und der Deutschen Bundespost - bei Verbrauch  

1. bis zum 30. Juni 1981 einen Anteil von 43,65 Deutsche Mark je 100 Kilogramm 

Gasöl und 61,25 Deutsche Mark je 100 Kilogramm Flüssiggas oder Erdgas, 

2. bis zum 30. Juni 1982 einen Anteil von 33,10 Deutsche Mark je 100 Kilogramm 

Gasöl und 40,80 Deutsche Mark je 100 Kilogramm Flüssiggas oder Erdgas, 

3. bis zum 30. Juni 1983 einen Anteil von 16,55 Deutsche Mark je 100 Kilogramm 

Gasöl und 20,40 Deutsche Mark je 100 Kilogramm Flüssiggas oder Erdgas 

der nach Artikel 2 § 1 Abs. 1 zu leistenden Betriebsbeihilfen sowie 
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4. bis zum 31. Dezember 1982 einen Anteil von 20,90 Deutsche Mark und 

5. bis zum 31. Dezember 1983 einen Anteil von 16,55 Deutsche Mark 

je 100 Kilogramm Gasöl der Betriebsbeihilfen für schienengebundene Fahrzeuge 

des öffentlichen Personennahverkehrs übersteigt, zusätzlich zu den nach § 10 Abs. 

1 des Gemeindeverkehrsfinanzierungsgesetzes in der Fassung der Bekanntmachung 

vom 13. März 1972 (BGBl. I S. 501), zuletzt geändert durch Artikel 35 des Haushalts-

strukturgesetzes vom 18. Dezember 1975 (BGBl. I S. 3091), bereitgestellten Mitteln 

nach den Bestimmungen des Gemeindefinanzierungsgesetzes zu verwenden.“ 

 

(b) Steuereinnahmen durch die Mineralölsteuer und „Aufhebung der 
Zweckbindung“  

Die Höhe der Steuereinnahmen wird laut BMF
25

 im Jahr 2012 für die Energiesteuer 

35.672.000 T € und davon für die Mineralölsteuer 32.865.000 T € betragen. Obwohl 

das Energiesteuergesetz das Mineralölsteuergesetz im Jahr 2006 ablöste, ist in vie-

len Gesetzen jedoch immer noch die Rede vom Mineralölsteuergesetz. Eine Anpas-

sung der Gesetzestexte erfolgte bisher noch nicht. Artikel 106 des Grundgesetzes 

regelt, dass die Energiesteuer, mit der Mineralölsteuer, als indirekte Verbrauchs-

steuer dem Bundeshaushalt zufließt.  

Die Zweckbindung der Mineralölsteuer wird seit 1973 jährlich durch das Haushalts-

gesetz aufgehoben und die Verwendung des Aufkommens wird auf weitere ver-

kehrspolitische Zwecke ausgedehnt: 

Gesetz über die Feststellung des Bundeshaushaltsplans für das Haushaltsjahr 2012 

(Haushaltsgesetz) §6 Abs. 8
26

: „Das nach Artikel 1 des Straßenbaufinanzierungsge-

setzes in der im Bundesgesetzblatt Teil III, Gliederungsnummer 912-3, veröffentlich-

ten bereinigten Fassung, das zuletzt durch Artikel 285 der Verordnung vom 31. Ok-

tober 2006 (BGBl. I S. 2407) geändert worden ist, und nach Artikel 3 des Verkehrsfi-

nanzgesetzes 1971 vom 28. Februar 1972 (BGBl. I S. 201), das zuletzt durch Artikel 

99 des Gesetzes vom 8. Dezember 2010 (BGBl. I S. 1864) geändert worden ist, für 

Zwecke des Straßenwesens gebundene Aufkommen an Mineralölsteuer ist auch für 

sonstige verkehrspolitische Zwecke im Bereich des Bundesministeriums für Ver-

kehr, Bau und Stadtentwicklung zu verwenden.“ 

Gesetz über die Feststellung des Bundeshaushaltsplans für das Haushaltsjahr 2005 

(Haushaltsgesetz) §6 Abs. 8
27

: „Mit der Vorschrift wird die Zweckbindung eines Teils 

des Mineralölsteueraufkommens auch auf sonstige verkehrspolitische Zwecke im 

Bereich des Bundesministers für Verkehr, Bau- und Wohnungswesen ausgedehnt.“ 

4.7 Alternative Finanzierungsinstrumente  

Die beiden maßgeblichen Ressourcen der Finanzierung der Verkehrsinfrastruktur 

sind die allgemeinen Haushalte der Aufgabenträger und die Nutzer.  

                                                           
25

 http://www.bundeshaushalt-info.de/startseite/#/einnahmen/gruppe/031.html 
26

 Gesetz über die Feststellung des Bundeshaushaltsplans für das Haushaltsjahr 2012  
27

 Gesetz über die Feststellung des Bundeshaushaltsplans für das Haushaltsjahr 2005) 

http://www.bundeshaushalt-info.de/startseite/#/einnahmen/gruppe/031.html
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Die allgemeinen Haushalte werden aus Steuern und Abgaben gespeist. Darin ent-

halten sind in nicht unbeträchtlichen Umfang verkehrsbezogene Steuern und Abga-

ben; diese unterliegen grundsätzlich dem Non-Affektationsprinzip; Zweckbindung 

von Teilen davon für die Verkehrsinfrastruktur ist möglich, kann jedoch jederzeit 

per Haushaltsgesetz modifiziert werden (siehe Abschnitt 4.6). 

Die weitgehend einvernehmliche Definition der Nutzerfinanzierung lautet: „Finan-

zierung durch den (direkten) Nutzer, den Nutznießer (indirekter Nutzer) und/ oder 

Veranlasser, soweit das unter den Rahmenbedingungen der einzelnen Verkehrssek-

toren möglich ist.“ Grundprinzip der Nutzerfinanzierung ist es, dass die Einnahmen 

für den Sektor verwendet werden, für dessen Nutzung (im Sinne der vorstehenden 

Definition) sie erhoben werden; Abweichungen davon im Sinne von „Querfinanzie-

rungen“ von Infrastrukturen anderer Verkehrssektoren müssen klar definierten 

Ausnahmetatbeständen vorbehalten bleiben. Bei der Infrastruktur des überörtli-

chen Verkehrs sind die Ausnahmetatbestände grundsätzlich eng zu fassen; inner-

orts sind sie aufgrund der vielfältigen engen Funktionsverflechtungen weiter zu 

fassen und können ggf. sogar die Regel sein. 

In der Bundesrepublik erfolgt die Finanzierung der Verkehrsinfrastruktur bisher/ 

gegenwärtig wie folgt: 

x Straße: Haushaltsmittel der einzelnen Aufgabenträger (einschließlich kommu-

nale Gebührenhaushalte) sowie (formal) Einnahmen aus den Gebühren für die 

Benutzung von Bundesautobahnen und einige Bundesstraßen durch Lkw mit 

einem zulässigen Gesamtgewicht von 12t und mehr. 

x Schiene: Einnahmen aus Benutzungsgebühren (Trassenentgelte, Stationsprei-

se), Subventionen (EU-Definition: „Kompensationen… für Leistungen im einzel-

staatlichen Interesse“) und allgemeine Haushaltsmittel. 

x Wasserstraßen: Weit überwiegend allgemeine Haushaltsmittel, sehr geringe 

Anteile Schifffahrts- und Befahrungsabgaben sowie Nutzungspauschalen (Nut-

zer). 

x ÖPNV: Einnahmen aus Nutzerentgelten (Fahrgeld – direkte Nutzungsgebüh-

ren), öffentliche Leistungen im Sinne der „Veranlasser-Finanzierung“/Aus-

gleichszahlungen (z.B. „Fahrgeldsurrogate“) und Haushaltsmittel (ggf. auch als 

Veranlasser - Finanzierung interpretierbar). 

 

Die bisherige Konstellation der Finanzierung hat zu beträchtlichen Defiziten in der 

Erhaltung („Instandhaltungskrise“) sowie dem notwendigen Ausbau der Verkehrsin-

frastruktur geführt und ist mit erheblichen Mängeln hinsichtlich der Effizienz des 

Mitteleinsatzes sowie der verkehrlichen und ökologischen Lenkungswirkung behaf-

tet. Das gilt nicht nur für die Bedingungen in der Bundesrepublik. Die EU – Kommis-

sion hat aufgrund dessen bereits mit dem Grünbuch „Faire und effiziente Preise im 

Verkehr“ (direkte Übersetzung des Originaltitels: „Hin zu fairer und effizienter Be-

preisung im Verkehr“) von 1995 und nachfolgend den Weißbüchern Verkehr von 

2001 und 2011 die Mitgliedsstaaten zu einer Neuorientierung in der Finanzierung 

der Verkehrsinfrastruktur aufgefordert und drängt auf deren Umsetzung mit zu-

nehmend konkreteren Direktiven/Richtlinien. Die Schlüsselformulierungen in die-

sem Zusammenhang sind im Weißbuch von 2011 verankert: 
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x „Die Maßnahmen der Gemeinschaft müssen darauf abzielen, die derzeit dem 

Verkehrssystem auferlegten Steuern schrittweise durch Instrumente zu er-

setzen, welche die Infrastrukturkosten und die externen Kosten am wirk-

samsten internalisieren. 

x Bei diesen Instrumenten handelt es sich zum einen um die Tarifierung der 

Infrastrukturnutzung, die besonders wirksam zur Regelung der Stauprobleme 

und Verringerung der anderen Umweltbelastungen beiträgt, und zum ande-

ren um die Kraftstoffbesteuerung, die sich gut dazu eignet, die Kohlendioxi-

demissionen zu vermindern. 

x Diese beiden Instrumente, die auf eine stärkere Differenzierung und Modu-

lierung der Steuern und Nutzungsgebühren hin ausgerichtet sind, müssen 

aufeinander abgestimmt eingesetzt werden, da das erste Instrument durch 

das zweite ergänzt wird.“ 

 

Als Kernziele der Entwicklung/Veränderung gelten explizit: Effizienz, Fair-

ness/Gerechtigkeit und Nachhaltigkeit. Im Mittelpunkt steht die maximale/optimale 

direkte Nutzerfinanzierung – bezogen auf die direkten/internen und indirekten/ 

externen Kosten. Eine vollständige direkte Nutzerfinanzierung kommt in erster Linie 

bei der Straßeninfrastruktur in Frage bzw. ist dort möglich. Als maßgebliche Vorteile 

gegenüber der Haushaltsfinanzierung gelten: 

x Deckung des tatsächlichen Mittelbedarfs 

x Unabhängigkeit von den wechselnden Einflüssen auf die öffentlichen Haus-

halte 

x Direkter Zusammenhang zwischen Nutzung/Kosten-Verursachung, Bezahlung 

für die Nutzung und Einsatz der Mittel für die benutzte Infrastruktur 

x Alle Nutzer (einschließlich nicht in Deutschland zugelassener Fahrzeuge) zah-

len nach denselben Kriterien 

x Beträchtliches Potential der Verkehrslenkung/Effizienzsteigerung durch örtli-

che und zeitliche Variation der Gebührenhöhe 

x Beträchtliches Potential ökologischer Lenkung durch Differenzierung der Ge-

bührenhöhe nach Emissionsstandards/Umweltwirkungen.  

 

Trotz unterschiedlicher Rahmenbedingungen in den verschiedenen Ländern kom-

men alle hochrangigen Kommissionen/Gremien, die sich in den vergangenen Jahren 

mit der Thematik beschäftigt haben (einschließlich „Pällmann-Kommission“ und 

Wissenschaftlicher Beirat für Verkehr
28

) zu denselben Ergebnissen und Grund-

Empfehlungen. Die US „National Surface Transportation Infrastructure Finance 

Commission“ hat in 2009 ihre Erkenntnisse exemplarisch wie folgt zusammenge-

fasst: „Direkte Gebühren in Form entfernungsabhängiger Benutzungsgebühren sind 

die langfristig wirkungsvollste und nachhaltigste Option […] für die Finanzierung des 

Systems […] Sowohl die praktischen Beispiele als auch die wissenschaftliche For-

schung zeigen, dass entfernungsbasierte Gebührensysteme es nicht nur ermögli-

chen, die erforderlichen Einnahmen zu erzielen, sondern auch zusätzliche Vorteile 

bieten, wie eine effizientere Nutzung der Verkehrsinfrastrukturen, verringerte Be-

                                                           
28

 Wissenschaftlicher Beirat für Verkehr, u.a.: Strategieplanung „Mobilität und Transport“ – Folger- 

     ungen für die Bundesverkehrswegeplanung“, 
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lastungen der Umwelt und Reduzierung anderer nachteiliger externer Wirkungen 

sowie Mehrwerte für die Nutzer. Entscheidend aber ist, dass entfernungsabhängige 

Benutzungsgebühren die einzige aller Optionen sind, durch die neben der Erzielung 

von Einnahmen auch der Umfang zusätzlich erforderlicher Kapazitäten dadurch 

vermindert werden kann, dass die verfügbaren Kapazitäten effizienter genutzt wer-

den können.“ 

Dieser Befund steht in vollem Einklang mit der Position der EU. Gleichwohl bleiben 

Mittel aus den allgemeinen Haushalten aller Aufgabenträger in allen Verkehrssekto-

ren sowie die Gestaltung der verkehrsbezogenen Steuern wichtige Komplementär-

Instrumente der Finanzierung der Verkehrsinfrastruktur mit beträchtlichem ord-

nungs-, verkehrs- und umweltpolitischem Lenkungspotential und sollten gezielt in 

diesem Sinne gehandhabt werden.  
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5 Fonds-Lösungen zur Finanzierung von 
Verkehrsinfrastruktur 

5.1  Möglichkeiten für die Einrichtung von Fonds für die 
Infrastrukturfinanzierung 

Die derzeitige Haushaltslage, die Grundsätze der Haushaltsführung sowie das Rech-

nungslegungssystem der Kameralistik führen dazu, dass die Infrastrukturfinanzie-

rung mittels des Haushalts an ihre Grenzen stößt. Der Konsolidierungsdruck in den 

öffentlichen Haushalten und die im Grundgesetz neu verankerte „Schuldenbremse“ 

werden dieses Problem weiter verschärfen.  

Vor diesem Hintergrund wird in der verkehrspolitischen Diskussion zunehmend die 

Möglichkeit der Einrichtung von Infrastrukturfonds zur Finanzierung der Verkehrsin-

frastruktur diskutiert. Die Einrichtung von Fonds stellt im Rahmen der staatlichen 

Infrastrukturverantwortung, ein politisches Instrument dar, mit dem Mittel in be-

sonderer Weise für diese Aufgaben reserviert werden können.  

Rechtlich existiert für den staatlichen Fondsbegriff keine Legaldefinition. Der Begriff 

„Fonds“ ist zunächst als Kapitalsammelstelle zu verstehen. In Deutschland werden 

die Begriffe „Fonds“ und „Sondervermögen“ synonym verwendet.  

Inhaltliche Orientierung bietet die Sonderabgabenrechtsordnung, die eine grup-

pennützige Verwendung der vereinnahmten Mittel von Sonderabgaben zwingend 

und damit außerhalb des Haushaltes erfordert. Damit werden im Rahmen des Son-

derabgabenrechtes nicht nur die Einnahmeerzielung und die Verwendung der Ein-

nahmen in einen korrespondierenden Zusammenhang gestellt, sondern auch eine 

umfassende Zweckbindung der Mittel gewährleistet. Eine solche umfassende 

Zweckbindung sieht die Finanzverfassung weder für Steuereinnahmen noch für 

Gebühren vor.  

Bei den für einen Infrastrukturfonds zur Finanzierung der Verkehrsinfrastruktur in 

Frage kommenden Mitteln handelt es sich zum einen um Teile des Steueraufkom-

mens und zum anderen um das aktuelle und künftige Gebührenaufkommen. Vor 

diesem Hintergrund empfiehlt es sich, bei der Konstruktion von Infrastrukturfonds 

die gesetzliche und organisatorische Zuordnung von Aufgaben, Befugnissen und 

Verantwortung am beschriebenen parafiskalischen Gedanken der Sonderabgaben-

rechtsprechung auszurichten. Die sich darin ausdrückende Idee einer besonderen 

Verantwortungsübernahme findet sich beispielsweise auch in den Überlegungen 

zur Gründung der VIFG und der Konstruktion der LuFV-Schiene wieder. 

Nur bei Beachtung dieser Anforderungen kann die Einrichtung von Infrastruk-

turfonds zur Finanzierung von Verkehrsinfrastrukturen zu einem leistungsfähigen 

Modell der Infrastrukturfinanzierung entwickelt werden, mit dem ein optimaler 

Einsatz knapper Mittel und damit eine nachhaltige Finanzwirksamkeit im Finanzie-

rungssystem erreicht werden kann. Die Fondsfinanzierung ist somit kein Element zu 

einer etwaigen Umgehung der Schuldenbremse. Vielmehr soll sie eine verlässliche 
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Finanzierung der Verkehrsinfrastruktur dauerhaft sichern, bzw. eine Durchfinanzie-

rung gewährleisten. 

Die Errichtung der Infrastrukturfonds sollte sich an folgendem Zielsystem orientie-

ren: 

x Eine nachhaltige Sicherstellung des Finanzbedarfs durch die Zweckbindung 

von Nutzerentgelten und sonstigen dem Fonds zugeführten verkehrsbezoge-

nen Steuermitteln. 

x Die Ausrichtung des Finanzbedarfes auf Basis einer verbindlichen Kosten- und 

Leistungsrechnung, um eine dauerhafte und nachhaltige Verbindung zwi-

schen Leistungs- und Kostenseite und der Finanzierungsseite zu schaffen. 

x Ein hohes Maß an Transparenz über die Verwendung der Mittel.  

x Eine Verstetigung des Investitions- und Finanzierungsprozesses durch die 

Entkoppelung der Finanzierung vom Jährlichkeitsprinzip des Haushaltes. 

x Die Verbindung zwischen Einnahme- und Ausgabenseite im Sinne einer Effizi-

enzbrücke, die damit Effizienzsteigerungen durch Planungssicherheit bei der 

Finanzierung ermöglicht. 

x Die zügige und effiziente Realisierung der Maßnahmen nach Wirtschaftlich-

keitskriterien und Kosten-Nutzenanalysen. 

x Ein optimaler Einsatz der zur Verfügung stehenden Mittel durch eine Kombi-

nation von öffentlicher und privater Finanzierung. 

Die Infrastrukturfonds sollen die Daseinsverantwortung der staatlichen Eben finan-

ziell absichern. Sie sind keinesfalls eine Vorbereitung einer etwaigen Privatisierung 

der Straßeninfrastruktur in Deutschland.  

5.2 Vorschläge aus der Literatur und internationale Beispiele 

5.2.1 Vorschläge aus der Literatur 

(a) Straße 

Organisation und Finanzierung der Verkehrsinfrastruktur in Deutschland stehen seit 

langem in der wissenschaftlichen Diskussion und der gutachterlichen Beratung. 

Abbildung 8 zeigt einen Ausschnitt aus den Beiträgen zum Thema “Fernstraßenfi-

nanzierung“ in den letzten 1 1/2 Jahrzehnten seit 1995.  
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Abbildung 8: Ausgewählte Beispiele aus der Literatur zur Thema Fernstraßenfinanzierung 

 

Im Mittelpunkt der Diskussion standen zunächst die Bundesautobahnen, nicht zu-

letzt aufgrund der Entwicklung im Ausland (Konzessions-Gesellschaften) wie auch 

vor dem Hintergrund der Ergiebigkeit von Einnahmen und moderater Kosten für 

ihre Erhebung. Die Vorschläge wurden durch die „Pällmann-Kommission“ (2000) 

gewürdigt, die im Ergebnis einen Wechsel der Finanzierungsstruktur in Richtung 

Nutzergebühren und die Einrichtung von Finanzierungsgesellschaften des Bundes 

für die Verkehrsträger Straße, Schiene und Wasserstraße vorschlug. Mit der VIFG 

hat der Bund im Jahre 2003 eine verkehrsträgerübergreifende Finanzierungsgesell-

schaft gegründet. Da die VIFG hinsichtlich ihrer Aufgaben und Kompetenzen nicht 

entsprechend den Kommissionsvorschlägen weiter entwickelt wurde, war eine 

Fortsetzung der generellen Diskussion um die Prinzipien von Organisation und Fi-

nanzierung im Verkehr die Folge (vgl. zum Beispiel: Beckers et al., 2007; Hartwig et 

al., 2009). Diese bezog sich auf mögliche Ausweitungen der ÖPP-Modelle (A- und F-

Finanzierung für Bundesfernstraßen), die Kompromissfindung zwischen öffentlicher 

Kontrolle und Management-Effizienz – etwa durch Leistungs- und Finanzierungs-

vereinbarungen – oder die Bildung von Infrastruktur-Gesellschaften im Zuge einer 

Neuordnung der Bundesfernstraßenverwaltung. 

Vor dem Hintergrund der fortdauernden Debatte hat der ADAC eine Studie in Auf-

trag gegeben, welche die institutionellen Lösungen für eine Bundesfernstraßenfi-

nanzierung einer ökonomischen und juristischen Bewertung unterziehen sollte.
29

 

Die Studie kommt zu dem Fazit, dass die derzeitige Bereitstellung und Finanzierung 

der Bundesfernstraßen verschiedene Ineffizienzen aufweist, wie zum Beispiel nicht 

zeitgerechte Engpassbeseitigungen, zu kleinteilige Realisierungen von Vorhaben 

oder Defizite im Finanzmanagement. Sie empfiehlt dagegen eine verstärkte politi-

sche Selbstbindung innerhalb des haushaltsrechtlichen Rahmens, die eine überjäh-

rige Fixierung von Finanzmitteln erlaubt. Einnahmeseitig favorisiert sie primär eine 
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 Beckers, T. , Klatt J. P., Kühling, J und A. Bäuml, 2011: Institutionelle Lösungen für die Bundes- 

     fernstraßenfinanzierung: Eine Analyse aus ökonomischer und juristischer Perspektive. Berlin und  

     Regensburg. Im Auftrag des ADAC. 
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gesetzliche Zweckbindung von anteiligen Kfz- und/ oder Mineralölsteuereinnah-

men, ergänzt durch Gebühreneinnahmen aus der Lkw-Maut. 

Damit empfiehlt die Studie einen Finanzierungsweg, der bereits in den vergangenen 

Jahrzehnten erfolglos war (Zweckbindung von Verkehrssteuern, siehe Abschnitt 4.6) 

sowie organisatorische Veränderungen innerhalb des bestehenden Systems der 

öffentlichen Verwaltung, die längst möglich gewesen wären, aber aufgrund man-

gelnder Anpassungsdynamik dieses Systems nicht realisiert werden konnten. 

Gleichfalls bleibt sie bei einer „inputorientierten“ Betrachtungsweise, d.h. sie kon-

zentriert sich auf die zusätzliche Mittelbereitstellung durch Zweckbindung von 

Steuern im Verkehrsbereich. Daher stehen die Empfehlungen im Gegensatz zu den 

Ergebnissen einer Reihe wissenschaftlicher Publikationen. Der Wissenschaftliche 

Beirat beim Bundesminister für Verkehr, Bau und Stadtentwicklung hat sich dage-

gen in mehreren Papieren (z.B.: 2004, 2009) eindeutig für eine Verstärkung der 

Nutzerfinanzierung gemeinsam mit organisatorischen Änderungen im Bereich der 

Bundesfernstraßen zur Verbesserung des Infrastrukturmanagements ausgespro-

chen. Dabei wird auch erwähnt, dass eine in ihrer Kompetenz erweiterte VIFG ein 

Denkmodell sein kann. Dies wird auch in einer Studie von Beckmann, Klein-Hitpass 

und Rothengatter (2012) im Auftrag des Umweltbundesamtes unterstrichen, in der 

die Verfasser Reformvorschläge für die Bundesverkehrswegeplanung (BVWP) ent-

wickeln und in diesem Zusammenhang die Begleitung des BVWP durch eine verläss-

liche Finanzierungsplanung primär auf Basis von Nutzergebühren betonen.  

 

(b) Schiene 

Im Anschluss an die Bahnreform 1994 konzentrierte sich die wissenschaftliche Dis-

kussion vor allem auf die Frage einer Trennung von Eisenbahninfrastruktur-

Management und Eisenbahnverkehrs-Unternehmen. Damit gingen auch Fragen 

nach einer erweiterten Kompetenz der Regionen für die Schienennetze auf der 

einen Seite und die Definition eines betriebswirtschaftlich optimalen Fernverkehrs-

netzes auf der anderen Seite einher. Die bestehenden Vorschläge zur Entwicklung 

der Bahnorganisation wurden im sog. „Primon“ – Gutachten (2006) in Form von 

fünf Alternativen gebündelt und analysiert.
30

 Wesentliche Ergebnisse sind: 

x im Hinblick auf die Ziele der Bahnreform und die europäische Gesetzgebung 

sind sowohl integrierte wie desintegrierte Struktur-Lösungen möglich; 

x die Trennungslösung kann wettbewerbliche Vorteile bieten, jedoch sind 

Trennungskosten und Synergieverluste bei einer Desintegration zu erwarten; 

zum Beispiel durch die Aufgabe des bahninternen Arbeitsmarktes; 

x im Zuge einer Privatisierung der DB AG besteht Regelungsbedarf zur Wah-

rung öffentlicher Interessen und von Zugriffsrechten des Bundes auf die Inf-

rastruktur (Kontrolle der Mittelverwendung); weiterhin besteht Regelungs-

bedarf zu möglichen Streckenstilllegungen.  

 

                                                           
30

 Booz Allen Hamilton, BSL, WIP, Zeppelin Univ., Morgan Stanley, Progtrans und Waldeck Rechtsanw.,  

    2006: Privatisierungsvarianten  der Deutschen Bahn AG mit und ohne Netz. Berlin. 
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Nachdem der Börsengang der DB AG im Jahr 2008 von der politischen Agenda ge-

nommen wurde, wurde auch die Frage der Bahnstruktur wieder aktuell. Im politi-

schen Ergebnis blieb es bislang bei einer integrierten Lösung, d.h. die DB Netz AG ist 

weiter Tochtergesellschaft der Holding DB AG. Im Zuge der EU – Gesetzgebung 

(Richtlinien 2001/12-14; Railway Packages; Recast of 1st Railway Package) gibt es 

weiter Anstrengungen, die in der Holding DB AG integrierte Netzgesellschaft DB 

Netz AG stärker zu regulieren, um mehr Wettbewerb auf der Schiene zu ermögli-

chen. In diese Richtung geht auch der Gesetzentwurf zur Neuordnung der Regulie-

rung im Eisenbahnbereich (ERegG), der im September 2012 dem Bundesrat zugelei-

tet wurde. Dieser Entwurf enthält auch Bestimmungen zur Erweiterung der Regulie-

rung vom Netz- auf die Service-Bereiche, wie zum Beispiel Reparaturwerkstätten, 

Fahrplaninformation und Ticket-Verkäufe.  

Für die Erhaltung der Bahninfrastruktur wurde im Jahr 2009 eine Leistungs- und 

Finanzierungsvereinbarung (LuFV) zwischen Bund und DB AG abgeschlossen. Diese 

sieht vor, für einen Zeitraum von 5 Jahren Bundesmittel in Höhe von 2,5 Mrd. € 

jährlich dem Bundesschienennetz zuzuführen, um daraus Ersatzinvestitionen zu 

finanzieren. Der Zustand des Netzes wird über Qualitätskennzahlen erfasst. Die 

Veränderung dieses Zustands ist vertraglich vereinbart und wird bislang durch 

BMVBS, EBA und durch eine Wirtschaftsprüfung kontrolliert. Die LuFV sichert eine 

überjährige Finanzierung und die Möglichkeit einer mehrjährigen Erhaltungspla-

nung mit Berücksichtigung der geplanten Baustellen in den Fahrplänen. Die DB AG 

hat die LuFV Finanzierung aus eigenen Mitteln um 0,5 Mrd. €. pro Jahr aufgestockt 

und bestätigt erhebliche Effizienzgewinne durch die überjährige Finanzierung, etwa 

durch eine koordinierte mehrjährige Erhaltungs- und Baustellenplanung. 

 

5.2.2 Internationale Praxisbeispiele 

International gibt es verschiedene Beispiele für die Einrichtung von staatlichen Inf-

rastrukturfonds. Von den vielen internationalen Praxisbeispielen werden hier drei 

vorgestellt, die interessante Optionen für die Weiterentwicklung der deutschen 

Verkehrsfinanzierung anbieten könnten: Frankreich, Österreich und die Schweiz. 

 

(a) Frankreich: Eco-tax 

Ab Sommer 2013 soll auf dem französischen Straßennetz außerhalb der Konzessi-

onsautobahnen (für die ein eigener Fonds zur Regelung der Finanzierungsbeziehun-

gen zwischen Staat und – seit 2005 vorwiegend – privaten Konzessionsgesellschaf-

ten geschaffen wurde) eine sog. Eco-tax erhoben werden. Besondere Merkmale 

sind: 

x Straßennetz von rund 13.000 km 

x Eco-tax als Steuer nach französischem Recht erhoben 

x Gebührenberechnung entspricht der EU Richtlinie 2011/76 



Kommission „Zukunft der Verkehrsinfrastrukturfinanzierung“                                                        | Kapitel 5 

Seite | 51  

x Gebührenpflichtig sind alle Lkw ab 3,5 t zGG, in einer Staffelung nach Achs-

anzahl, Gewicht und Euro-Emissionskategorie 

x Automatische Erhebung der Maut (Tarif-Abschnitte von 4-5 km Länge) 

x Weiterleitung der Kosten für die Transporteure an die Versender 

x Beteiligung von Regionen über Straßenfonds 

x Ausnahmeregelungen für periphere Regionen (dunkelblau in Abbildung 9). 

 

 

Abbildung 9: Bemautetes Netz für die Eco-tax in Frankreich (Planung)31 

 

Das Beispiel der Eco-tax kann durchaus interessante Anregungen geben. Denn das 

bemautete Netz umfasst auch regionale Straßen, die auf überregionalen Routen 

des Straßengüterverkehrs genutzt werden, so dass die Ausweichbewegungen von 

den Autobahnen minimiert werden. Die Einnahmen werden einem Fonds
32

 zuge-

führt und sind ausdrücklich für die Investition in Erhaltung und Ausbau der Infra-

struktur vorgesehen. 

Es werden alle tangierten Gebietskörperschaften über den Fonds an den Einnah-

men beteiligt, so dass auch die Regionen an der Einführung interessiert sind. Weiter 

werden durch die Verringerung von Ausweichbewegungen Routen verkürzt und 

durch die Staffelung nach Euro-Kategorien Anreize für eine raschere Umrüstung der 

Fahrzeugflotten ausgeübt. 
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 Eurotoll, 2011 
32

 CNA (Caisse Nationale des Autoroutes). Die Gesellschaft ist eine hundertprozentige Tochtergesell- 

     schaft der Caisse des Dépôts et Consignations (CDC). Die CDC untersteht der direkten Aufsicht des  

     französischen Parlaments. Ihre Aufgabe ist die Verwaltung sowie Anlage der staatlichen Mittel. 
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(b) Österreich, ASFINAG 

Die österreichische Autobahn- und Schnellstraßenfinanzierungs-Aktiengesellschaft 

ASFINAG wurde 1982 als Aktiengesellschaft zu 100% im Eigentum des Staates ge-

gründet und erhielt 1997 den heutigen Aufgabenumfang, der in der Gesamtver-

antwortlichkeit für Planung, Bau, Erhaltung, Betrieb und Finanzierung des hochran-

gigen Fernstraßennetzes in Österreich besteht. Unterhalb der Konzernmutter gibt 

es 5 Tochtergesellschaften für Service, Bau-Management, Alpenstraßen, Mautsys-

teme und International Affairs. Die Länge des bewirtschafteten Streckennetzes 

beträgt 2175 km, hinzukommen Rast- und Parkanlagen. Die Gesellschaft ist kredit-

fähig, begibt Anleihen mit AA+ (S&P) und Aaa (Moodys) Ranking und kann eigene 

ÖPP-Projekte initiieren und durchführen. 

Mit der ASFINAG ist ein rechtlich selbstständiger Finanzierungsfonds zur Finanzie-

rung des hochrangigen Straßennetzes außerhalb des Haushaltes geschaffen wor-

den, der neben der Finanzierungsfunktion auch als vollumfängliche Betreibergesell-

schaft für das hochrangige Straßennetz agiert. 

Die ASFINAG hat das Recht auf Erhebung von Benutzungsgebühren. Seit 2004 wer-

den alle Lkw ab 3,5t zGG mit einer streckenabhängigen Maut belegt, während Pkw 

und leichte Lkw bis unter 3,5 t zGG eine zeitabhängige Maut (Vignette) bezahlen. 

Die Erlöse aus der Lkw-Maut, der Vignette und Sondermauten betrugen im Jahr 

2011 rund 1,6 Mrd. €, davon gut 1 Mrd. € aus der Lkw-Maut. Der Jahresüberschuss 

betrug 440 Mio. €. Im Jahr 2011 konnte die ASFINAG zum ersten Mal in ihrer Un-

ternehmensgeschichte die Finanzschulden reduzieren, und zwar um 100 Mio. €, bei 

gesamten Finanzschulden in Höhe von 11,2 Mrd. €. Allerdings wird der Schulden-

stand in den nächsten Jahren noch ansteigen, bis der Ausbau des Schnellstraßen-

netzes im Wesentlichen abgeschlossen ist.  

Das Volumen des Bauprogramms 2011 bis 2017 für Erhaltung und Neubau liegt bei 

6,8 Mrd. €. Das Neubauprogramm folgt dabei aus der Verkehrsplanung des Bundes 

(Generalverkehrsplan Österreich). Die ASFINAG realisiert die politisch beschlosse-

nen und über den Aufsichtsrat unterstützten Projekte und erhöht ihre Nettoschul-

denposition entsprechend. Die natürliche Grenze der Erweiterungsinvestitionen 

liegt bei der Übereinstimmung der Barwerte künftiger Einnahmen aus Nutzerge-

bühren und dem Barwert künftiger Ausgaben. Dabei ist geplant, langfristig die 

Schulden zurückzuführen und im Jahr 2047 auf null zu stellen – dem Jahr der Been-

digung der ASFINAG-Konzession. 

Mit der ASFINAG-Konstruktion werden mehrere Ziele erreicht: 

x Langfristige Finanzierung ohne Haushaltszwänge 

x Günstige Kreditkonditionen am Kapitalmarkt 

x Natürliche Schuldenbremse 

x Effizienz bei Neubau und Erhaltungsmaßnahmen 

x Stärkere Kundenorientierung. 

Als Finanzierungsfonds sichert die ASFINAG den Finanzbedarf durch die Zweckbin-

dung von Nutzerentgelten in Kombination mit dem Einsatz von privater Finanzie-

rung und sorgt für ein hohes Maß an Transparenz über die Verwendung der Mittel. 
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Gleichzeitig ist der gesamte Investitions- und Finanzierungsprozesses vom Jährlich-

keitsprinzip des Haushaltes entkoppelt. Die ASFINAG schafft eine Effizienzbrücke 

durch die Möglichkeit, die Umsetzung von Projekten zeitlich sinnvoll zu reihen und 

Prioritäten zu setzen, um den effizienten Einsatz des knappen Budgets nach Wirt-

schaftlichkeitskriterien zu gewährleisten. Im Konzernaufbau ist Transparenz über 

alle Kosten und Leistungen sowie die Vermögenswerte (materielle und immateriel-

le) gegeben. Die Informationen werden im Konzerncontrolling zusammengeführt, 

so dass eine Kontrolle von Erfolg bzw. Misserfolg möglich ist und entsprechende 

Steuerungsinstrumente eingesetzt werden können.  

 

(c) Schweiz, FinöV und FABI 
In der Schweiz wird die Verkehrsfinanzierung grundsätzlich über rechtlich unselb-

ständige und haushaltsnahe Fonds organisiert, wobei man langfristige Ausgaben-

programme und die zugehörigen Finanzierungsinstrumente über einen langfristigen 

Zeitraum gegenüberstellt. Die Festlegung der Ausgabenprogramme geschieht durch 

den Bundesrat (Regierung) und die Verabschiedung erfolgt per Referendum. Der-

zeit in Kraft ist der Bundesbeschluss über Bau und Finanzierung von Infrastruktur-

vorhaben des öffentlichen Verkehrs (FinöV), dessen Struktur in Tabelle 7 dargestellt 

ist. 

 

Tabelle 7: Ausgaben und Einnahmen des FinöV, 20-Jahres-Programm 1998 

Programme, Ausgaben (sfr) Finanzierung, Einnahmen 

NEAT mit Gotthard,  

Lötschberg, Ceneri              15,3 Mrd.  

Etappe „Bahn 2000“- 

Projekte                                5,9 Mrd.  

HGV-Anschlüsse Ost-  

und Westschweiz                1,3 Mrd.  

Lärmsanierungs- 

Maßnahmen                        1,3 Mrd.  

 

2/3 der Einnahmen aus LSVA 

Mineralölsteueranteil (zur Deckung 

von 25% der NEAT-Kosten) 

NEAT – Kredite 

MwSt-Anteil (Erhöhung MwSt um 

0,1%) 

Ausgaben insgesamt 

Stand 1995                          30,5 Mrd.                                         

Einnahmen insgesamt                                          

Stand 1995                              30,5 Mrd.   

 

Mit der neuen Vorlage des Schweizer Bundesrates vom 18.1.2012 zur Finanzierung 

und zum Ausbau der Bahninfrastruktur (FABI) wird das Ausbauprogramm erheblich 

ausgedehnt und zeitlich in die Zukunft bis zum Jahre 2025 projiziert. Das Maßnah-

menprogramm ist in Ausbauschritte unterteilt, die alle 4 bis 8 Jahre dem Parlament 

zur Beschlussfassung vorgelegt werden sollen. Ziele sind ein verbessertes Angebot 

an Sitzplätzen, dichtere Fahrpläne, kürzere Reisezeiten im Personenverkehr und 

höhere Transportkapazität sowie -qualität im Güterverkehr. Ein Bahninfrastruk-

turfonds (BIF) soll die Finanzierung von FABI sichern, wobei BIF aus folgenden Quel-

len gespeist wird:  
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x FinöV-Fonds (befristet, Anteile aus LSVA, Mineralöl- und Mehrwertsteuer; 

evtl. Aufhebung der Befristung; vorgesehen war bislang, FinöV etwa 2023 

auslaufen zu lassen). 

x Gelder aus Leistungsvereinbarungen zwischen Bund und Bahngesellschaf-

ten 

x Erhöhung der Trassengebühren 

x Schrittweise Erhöhung der Bahntarife 

x Geringere Steuerabzüge für Pendler 

x Höherer Mineralölsteuer-Zuschlag (7 – 10 Rp/l Treibstoff) 

x Preiserhöhung für die Autobahnvignette von 40 auf 80 bis 100 sfr/Jahr; Ein-

führung einer Kurzzeit-Vignette (40 sfr). 

FABI und BIF sind per Referendum zu bestätigen, was für das Jahr 2013 geplant ist. 

Neben den Fonds für den Schienenverkehr gibt es den Fonds für den Agglomerati-

onsverkehr und das Nationalstraßennetz aus dem Jahr 2005. Das Ausbauprogramm 

enthält die Fertigstellung des Nationalstraßennetzes, die Gewährleistung der Funk-

tionalität des bestehenden Nationalstraßennetzes sowie die Bundesbeiträge für 

den privaten und öffentlichen Agglomerationsverkehr. Hauptfinanzierungsquellen 

sind die Autobahnvignette, die LSVA und die zweckgebundenen Erträge aus der 

Mineralölsteuer. 

Vier Merkmale des Schweizer Fonds-Modells sind für die deutsche Verkehrsinfra-

strukturfinanzierung relevant:  

Ein erstes wesentliches Merkmal der Schweizer FinöV und BIF – Modelle ist die 

Kongruenz zwischen Aufgaben-/Ausgabenseite und Finanzierung. Es gilt zunächst, 

die Entwicklungsziele zu definieren und die daraus folgenden Verbesserungsmaß-

nahmen in Form von zeitabhängigen Programmen zusammenzustellen. Investitio-

nen für Ausbau und Ersatz, sowie die Ausgaben für Erhaltung, Unterhalt und Be-

trieb bestimmen den gesamten Mittelbedarf, der wiederum auf einzelne Etappen 

innerhalb des Planungshorizonts zu verteilen ist.  

Ein zweites Merkmal ist der zentrale Fonds, um eine dezentrale „Töpfchen-

Wirtschaft“ zu vermeiden. Alle Finanzierungsquellen auf Bundes- und kantonaler 

Ebene werden zusammengeführt. Eine überjährige Finanzierung ist durch die Ein-

richtung des Fonds sichergestellt.  

Ein drittes Merkmal besteht in der Kombination von Steuern und Gebührenein-

nahmen, wobei letztere primär aus massiven Querfinanzierungen stammen. In die-

sem Zusammenhang sei erwähnt, dass die Schweizer LSVA-Gebühren etwa beim 

Dreifachen der deutschen Lkw-Maut liegen.  

Ein viertes Merkmal besteht in der engen Bindung an die kamerale Haushaltsfüh-

rung, die weder einen Finanzierungskreislauf ermöglicht, noch privatwirtschaftliche 

Management- und Controlling-Konzepte integriert. Damit sind die Ergebnisse des 

Schweizer Modells weniger am Prinzip der wirtschaftlichen Effizienz als am Prinzip 

des politischen Ausgleichs ausgerichtet.  
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5.3 Existierende Fonds-Lösungen in Deutschland 

Im Öffentlichen Bereich handelt es sich bei Fonds um zu besonderen Zwecken ge-

führte Vermögensmassen, die einer selbständigen Haushaltsführung außerhalb des 

eigentlichen Haushaltes folgen und auch über eigene Einnahmequellen verfügen 

können. Finanzierungsquellen können Zuwendungen oder Zuweisungen aus dem 

Bundeshaushaltsplan sowie speziell erhobene Abgaben sein. Beispiele hierfür sind 

der Fonds Deutsche Einheit, das ERP-Sondervermögen oder Entschädigungsfonds. 

Auch die sich aus Gebühren finanzierende DFS Deutsche Flugsicherung kann als 

Fonds bezeichnet werden. Der DFS ist neben der Aufgabe Flugsicherung auch die 

Finanzierungsfunktion übertragen worden. Die Flugsicherungsgebühren werden 

seitens der DFS erhoben und finanzieren die Aufgabenwahrnehmung: Aufgabe und 

Finanzierungsverantwortung liegen in einer Hand. Dieser Fonds gilt daher als sog. 

haushaltsferne Lösung.  

Weitere Beispiele für öffentliche Fondskonstruktionen in Deutschland: 

x Bundeseisenbahnvermögen (seit 1. Januar 1994) 

x Deutscher Binnenschifffahrtsfonds (seit 1999) 

x Investitions- und Tilgungsfonds (seit 2009)  

x Energie- und Klimafonds (seit 1. Januar 2011) 

x Verschiedene sog. kommunale Rettungsschirme. 

Die Beispiele zeigen, dass der Gesetzgeber Fondskonstruktionen für eine Vielzahl 

politischer Aufgaben in unterschiedlichsten Bereichen nutzt, die sowohl haushalts-

nah oder haushaltsfern gestaltet werden.  

5.4 Rechtliche Anforderungen an Fonds-Lösungen 

Grundsätzlich werden Fondslösungen im öffentlichen Bereich gesetzlich begründet 

und können öffentlich-rechtlich als rechtlich unselbständige, rechtlich selbständige 

Einheit oder auch privatrechtlich organisiert sein. Das Grundgesetz macht keine 

allgemeinen Vorgaben darüber, in welcher Weise der Bund seine Aufgabenwahr-

nehmung organisiert. Dies gilt auch für die übrigen Gebietskörperschaften. 

Die Frage nach dem gesetzlichen Anpassungsbedarf richtet sich in erster Linie nach 

der Gestaltung der Fondslösung und der wirtschaftlichen Aufgabe des Fonds. Hier-

bei sind folgende Gestaltungsparameter für die Analyse des rechtlichen Ausgestal-

tungsbedarfs zu beachten: 

Finanzierung des Fonds:  

x Steuermittel 

x Gebühren oder sonstige Abgaben 

x Öffentliches oder privates Fremdkapital 

Mögliche Aufgaben des Fonds: 

x Erhebung und Verteilung von Mitteln, insbesondere Abgaben zwischen und 

für unterschiedliche Baulastträger 

x Verkehrsträgerspezifische oder verkehrsträgerübergreifende Finanzierung 



Kommission „Zukunft der Verkehrsinfrastrukturfinanzierung“                                                        | Kapitel 5 

Seite | 56  

x Baulastträgerbezogene oder baulastübergreifende Finanzierung 

x Fremdkapitalaufnahme 

Rechtliche Ausgestaltung und Verwaltung des Fonds  

x Rechtlich selbständig oder unselbständig 

x Sondervermögen 

x Haushaltsnahe oder haushaltsferne Struktur  

x Zuständige Organe 

x Zeitliche Begrenzung des Fonds. 

Für die Finanzierung des Fonds sind grundsätzlich zwei Wege denkbar, um die vor-

gesehenen und benötigten Finanzmittel dem Fonds zur Verfügung zu stellen. Dies 

kann einerseits gesetzlich erfolgen, zum anderen, wie beispielsweise im Bereich der 

Bundesschienenwege schon umgesetzt, vertraglich über eine Leistungs- und Finan-

zierungsvereinbarung (LuFV). Diese ist aber unter Berücksichtigung der grundge-

setzlichen Bund-Länder Beziehungen zu betrachten. Weiterhin sind die parlamenta-

rischen Einflussmöglichkeiten zu sichern.  

Anhand einer Finanzierungsvereinbarung kann die jeweilige Gebietskörperschaft 

die Zweckbindung der vorgesehenen Finanzmittel auch für den Haushaltsgesetzge-

ber für die Laufzeit verbindlich machen. Eine vertragliche Vereinbarung würde dar-

über hinaus den Vorteil haben, dass damit eine dynamische Verknüpfung mit dem 

tatsächlichen und über die Lebensdauer der Infrastruktur sich verändernden Fi-

nanzbedarf erreicht werden kann. Im Gegenzug werden dem jeweiligen Fonds die 

finanzielle Baulast und damit die Finanzierungsverantwortung übertragen. Nur bei 

einer vertraglich festgelegten und kostenbezogenen Finanzierungsvereinbarung 

zwischen Gebietskörperschaft und Fonds ist dieser in der Lage, mit den für die 

Wahrnehmung der baulastträgerbezogenen Institutionen leistungsbezogene Finan-

zierungsvereinbarungen abzuschließen und deren Finanzierung auch zu sichern. 

Daher wird im Folgenden eine vertragliche Lösung präferiert die einer geeigneten 

haushaltsmäßigen Absicherung bedarf. 

In diesem skizzierten Gestaltungsraum gibt es nach jetzigem Kenntnisstand keine 

finanzverfassungs- und unionsrechtlichen Bedenken. Der notwendige gesetzliche 

Anpassungsbedarf ist gemäß der gewählten Fondsvariante zu bestimmen.  

5.5 Aufgliederungen der Fonds nach Ebenen und 
Verkehrsträgern 

Die Strukturierung und Aufgliederung der Fonds orientiert sich am Zielsystem für 

eine nachhaltige Infrastrukturfinanzierung und soll daher den Finanzbedarf nach-

haltig sicherstellen, eine dauerhafte Zweckbindung der Mittel erreichen und ein 

hohes Maß an Transparenz ermöglichen. Auf diese Weise kann dann eine Versteti-

gung des Investitions- und Finanzierungsprozesses durch die Entkoppelung der Fi-

nanzierung vom Jährlichkeitsprinzip des Haushaltes und eine effiziente Verbindung 

zwischen Einnahme- und Ausgabenseite erreicht werden, die zu einer effizienten 

Realisierung der Maßnahmen führen kann. 
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In allen vorgeschlagenen Fondsstrukturen bleibt der Vorrang der Politik vollumfäng-

lich gewahrt. Die Politik beschließt über Art, Umfang und Qualität von Infrastruktur. 

Die Nutzung von Fondsstrukturen dient lediglich dazu, die politisch formulierten 

Ziele bestmöglich umzusetzen. Jeder Fonds ist vollständig im Eigentum der öffentli-

chen Hand und kann daher ausschließlich solche Maßnahmen finanzieren, für die er 

auch seitens der Politik beauftragt wird.  

(a) Fondsstruktur Straße 

Bundesebene 

Um die mit der Einrichtung eines Straßenfonds (Abbildung 10) verbundene Zielset-

zung (Erhalt und Betrieb des Bestandsnetzes) zu erreichen, wird dem Straßenfonds 

die Finanzierungsverantwortung für ein definiertes Programm als Aufgabe übertra-

gen. Um diese Finanzierungsverantwortung übernehmen zu können, wird der Fi-

nanzfluss zwischen Bundeshaushalt und Fonds vertraglich durch eine Finanzie-

rungsvereinbarung sichergestellt und gestaltet. Einnahmeseitig werden dem Fonds 

zunächst die Einnahmen aus Nutzergebühren für Bundesfernstraßen und weitere 

Haushaltsmittel zugeleitet. Dieser Finanzbedarf ist auf Basis einer verbindlichen 

Planung von Ersatzinvestitionen auf betriebswirtschaftlicher Grundlage zu definie-

ren. Die Haushaltsmittel können bei einem weiteren Ausbau der Nutzerfinanzierung 

stufenweise abgebaut werden, bis ein vollständiger Finanzierungskreislauf erreicht 

ist. 

Auf dieser finanziellen Basis kann der Fonds dann mit den Auftragsverwaltungen in 

den Ländern Finanzierungsvereinbarungen zur Sicherung des Bestandes und Nach-

holbedarfes für die Bundesautobahnen und Bundesstraßen abschließen. Gleichzei-

tig kann der Fonds Mittelausgleiche zwischen den vereinbarten Maßnahmen vor-

nehmen und so die Effizienz des Mitteleinsatzes insgesamt erhöhen. Mit der VIFG 

verfügt der Bund bereits über eine Finanzierungsgesellschaft, welche die hier be-

schriebene Finanzierungsaufgabe prinzipiell übernehmen könnte.  

 

Abbildung 10: Mögliche Fondsstruktur Bundesfernstraßen 
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Länderebene 

Die auf Länderebene gebildeten regionalen Verkehrsfonds können für jedes einzel-

ne Land oder auch als Fonds für mehrere Länder ausgestaltet werden (vgl. Abbil-

dung 11). 

In diesen Fonds werden die den jeweiligen Ländern aus dem Bundeshaushalt zu-

fließenden Mittel, künftige aus der Ausweitung der Nutzerfinanzierung generierte 

Mittel und Eigenmittel der Länder gebündelt. Dort erfolgt auf Grundlage eines kos-

tenbezogenen Verteilungsschlüssels die Weiterleitung für die Sektoren Straße und 

ÖPNV. 

Aus diesen Fonds werden weiterhin nach einem Verteilungsschlüssel die Mittel für 

die Kommunen weitergereicht, die dort durch Eigenmittel aus deren Haushalten 

ergänzt werden können. 

 

 

Abbildung 11: Mögliche Struktur Regionaler Verkehrsfonds 

 

(b) Fondsstruktur Schiene 

Zwischen Bund und DB Netz AG werden periodenbezogene Leistungs- und Finanzie-

rungsvereinbarungen (LuFV) für die Bundesschienenwege inkl. SPNV abgeschlossen.  

Für die sich nicht im Eigentum der DB Netz befindenden genutzten Infrastrukturen, 

werden diesbezügliche Vereinbarungen zwischen Bund und den betroffenen Län-

dern herbeigeführt. An diesen Fonds sollten sich neben dem Bund auch die Länder 

beteiligen. 

Angesichts des bisherigen Fehlens einer solchen Regelung ist hier neben laufenden 

Aufwendungen von einem Nachholbedarf auszugehen.  

Basis für beide Fonds (Abbildung 12) ist zunächst die aus Steuermitteln finanzierte 

existierende LuFV in Höhe von 2,5 Mrd. EUR, deren Umfang für jede Vertragsperio-
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de auf Basis der Bedarfsanalyse der Infrastrukturunternehmen neu zu bestimmen 

ist. Gemeinsam mit den (ggfs. zu erhöhenden) Eigenmitteln der Infrastrukturunter-

nehmen kann so eine bedarfsorientierte, nachhaltige Finanzierung für die Sicherung 

des Bestandes und des Nachholbedarfes in die Schienenwege eingerichtet werden. 

 

 

Abbildung 12: Mögliche Fondsstruktur Schiene 

 

(c) Fonds-Struktur Wasserstraße 

Für den Bereich der Bundeswasserstraßen kann ein eigener Finanzierungsfonds 

(Abbildung 13) eingerichtet werden, der Steuermittel und ergänzende und über die 

Zeit steigende Nutzerfinanzierungsmittel im Rahmen einer Finanzierungsvereinba-

rung zwischen Bund und Wasserstraßenfonds zugewiesen bekommt. Im Rahmen 

dieser Finanzierungsvereinbarung kann dann mit der Wasser- und Schifffahrtsver-

waltung des Bundes die Finanzierung von definierten Maßnahmen für die Bestand-

serhaltung im Rahmen einer LuFV vereinbart werden. In einen einzurichtenden 

Fonds Landes-Wasser-Wege werden sowohl Mittel aus dem Bundeshaushalt als 

auch Mittel aus den Landeshaushalten eingespeist, die dann im Rahmen einer LuFV 

der Länder mit den Baulastträgern die für die Bestandserhaltung definierten Maß-

nahmen vereinbaren. 
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Dies ist ein wichtiger Schritt zu einer nachhaltigen Finanzierung für die Ersatzinves-

titionen und laufende Kosten der Wasserstraßen. 

 

 

Abbildung 13: Mögliche Fonds-Struktur Wasserstraße 

 

(d) Verflechtungen 

Verflechtungen zwischen den Infrastrukturfinanzierungsfonds werden vermieden. 

Es sind keine Quertransfers zwischen Straße und Schiene auf Bundesebene vorge-

sehen.  

Die Schiene und die kommunale Infrastruktur benötigen hingegen über die Eigen-

mittel hinaus auf absehbare Zeit Zuwendungen für Ersatzinvestitionen, die aus 

Haushaltsmitteln zu generieren sind. Dies wird durch die Haushaltsentlastungen bei 

den Bundesfernstraßen erleichtert. Eine Erhöhung der Eigenmittel der Bahn ist nur 

auf zwei Wegen zu erreichen. Erstens durch höhere Trassengebühren, die bei den 

EVU und den Ländern wenig willkommen sind, oder zweitens durch höhere Auslas-

tungsgrade der Schieneninfrastruktur. Letzteres lässt sich durch bessere Markter-

folge der Verkehrsgesellschaften, unterstützt durch staatliche Verkehrspolitik, er-

reichen. 

Auch die Infrastrukturgesellschaft für die Wasserstraßen ist von den anderen Infra-

strukturgesellschaften finanziell unabhängig zu gestalten. Sie wird gespeist durch 

Haushaltsmittel und durch Nutzergebühren (die in der Zukunft ausgedehnt werden 

könnten). 

Die Länderfonds für regionale und kommunale Verkehrswege verteilen ihre erhal-

tenen Mittel an die Baulastträger über festzulegende Schlüssel. Die Verausgabung 

ist für den Bereich „Verkehr“ zweckgebunden, unterliegt aber keiner weiteren mo-

dalen Zweckbindung. 
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(e) Neubau und Ausbau 

Maßnahmen für Neubau und Ausbau sind weiter öffentlich zu planen und zu finan-

zieren, evtl. verstärkt durch ÖPP. In diesem Bereich sind integrierte Betrachtungen 

zur Verkehrsplanung erforderlich (siehe Papier des Wiss. Beirats zur BVWP, 2009). 

Danach lassen sich erhebliche Verbesserungen der Planungs- und Baueffizienz er-

reichen, zum Beispiel durch veränderte Organisationsstrukturen oder durch stärke-

re Koordinierung der Einzelmaßnahmen. So führt die bislang übliche Praxis der 

Bundesverkehrswegeplanung, die Netzverbesserungen in Einzelprojekte aufzulösen 

und diese unabhängig voneinander zu bewerten wie auch zu realisieren, zu einer 

Fragmentierung der Investitionstätigkeit, die nicht nur zu höheren Baukosten führt, 

sondern auch zu einer starken zeitlichen Verzögerung der Nutzen aus Netzverbes-

serungen. Diese Aspekte stehen aber hier nicht im Mittelpunkt der Betrachtung und 

sind auch nicht Bestandteile der vorgestellten Fonds-Lösungen. 
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6 Instrumente 

6.1 Vorbemerkungen 

Die nachfolgenden Finanzierungsinstrumente orientieren sich zunächst an der klas-

sischen Haushaltsfinanzierung. Deren Analyse schließen sich die Untersuchung und 

Darstellung der Vor- und Nachteilen von Instrumenten der Nutzerfinanzierung an
33

. 

Dementsprechend enthalten die Instrumentenkästen der verschiedenen Verkehrs-

träger sowohl steuer- als auch nutzerbezogene Instrumente.  

Aus dem Kriterienkatalog der Instrumente wird ersichtlich, dass neben systemim-

manenten Rahmenbedingungen auch deren Lenkungsfunktion und die Abschätzung 

der sozialen, ökonomischen und ökologischen Auswirkungen betrachtet werden. 

Die Instrumente sind darüber hinaus einer rechtlichen Prüfung durch die Anwalts-

kanzlei Olswang LLP, Berlin, unterzogen worden. Diese erste Prüfung hat diesbezüg-

lich weder verfassungsrechtliche noch sonstige grundsätzliche rechtliche Bedenken 

nach deutscher Rechtslage ergeben
34

. Des Weiteren wurde der Instrumentenkasten 

in einer Besprechung mit der Generaldirektion MOVE der EU-Kommission, General-

direktor Dr. Ruete am 06.09.2012 in Brüssel erörtert. Auch aus europäischer Sicht 

ergaben sich hierbei keine Vorbehalte.
35

  

Die Kommission hat bei ihrer Tätigkeit auch Handlungsfelder betrachtet, die in der 

Systematik der Instrumentenkästen nicht abgehandelt werden können. Deshalb 

erfolgt eine Zusammenfassung dieser weiteren Handlungsfelder im Kapitel 6.3. 

Die in den Instrumentenbeschreibungen angegebenen Daten zu Aufkommenser-

wartungen stellen grobe Schätzungen dar und sind nicht Ergebnisse detaillierter 

Berechnungen. Sie dienen dazu, die Dimensionen möglicher Einnahmen aus den 

verschiedenen Instrumenten zu verdeutlichen. 

6.2 Verkehrsträgerbezogene Instrumente  

6.2.1 Straße 

Im diesem Teilkapitel werden die in der Abbildung 14 dargestellten Finanzierungs-

instrumente für den Verkehrsträger Straße auf Ebene Bundes- und Landes-/Staats-

straßen nach Maßgabe des Kapitel 6.1 systematisch abgehandelt.  

Rechtsanspruch 

Ein Rechtsanspruch aus den generierten Einnahmen für Länder und Kommunen 

kann nur bei den Instrumenten A.VII bis A.X abgeleitet werden kann. Darüber hin-

aus ist aber festzuhalten, dass durch die Umsetzung der Instrumente A.I bis A.VI die 

                                                           
33

 Anlage A: VMK Beschluss 2011, 2012 
34

 siehe Anlage C (1): Rechtsgutachten der Anwaltskanzlei Olswang LLP 
35

 siehe Anlage C (2): Schriftliche Stellungnahme des Generaldirektors Dr. Matthias Ruete der General- 

    direktion MOVE der EU-Kommission zum Gesprächstermin vom 06.09.2012 in Brüssel. 
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Länder für die Erhaltung der in ihrem Hoheitsgebiet liegenden Bundesstraßen mehr 

Geld zur Verfügung hätten. 

 

   

Abbildung 14: Mögliche Finanzierungsinstrumente für Bundes- und Landes-/Staatsstraßen  
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A.I. Allgemeine Erhöhung der Haushaltsmittel im Bundes-/ den Landeshaushalten 

1. Verbale Beschreibung des Instruments 

Nach Haushaltsplanung der Aufgabenträger für die Verkehrsinfrastruktur bereitgestellte 

Mittel aus den allgemeinen Steuerhaushalten in Höhe des festgestellten Defizits. 

2. Beurteilung anhand des Kriterienkatalogs 

Nr. Kriterium Beurteilung 
1 Ziel der Maßnahme 

 

- Erhaltung/Entwicklung der Ver-

kehrsinfrastruktur 

2 Zu erwartendes Aufkommen: - abhängig von politischer Priori-

tät 

3 Erhebungskosten/Systemaufwand:   

4 Veranlasser der Erhebung:  - Steuergesetzgeber 

5 Ort der Erhebung (Vertriebsweg):  

6 Möglichkeit der Einbeziehung von in- und 

ausländischen Nutzern: 

- nein 

7 Begünstigter: - Verkehrshaushalte  

8 Bestehende oder zu schaffende Grundlagen 

Rechtlich: 

 

Technisch: 

Organisatorisch: 

 

- Anpassung der Gesetzesgrund-

lage 

- Haushaltsplanung 

- Fachressorts/-Verwaltungen 

9 Lenkungswirkung  

Räumlich (Verlagerung): 

 

 

Verkehrlich (Mengenbeeinflussung): 

Ökolog. (Emissionsbeeinflussung): 

 

- Einflussnahme auf regionale 

ökonomische Entwicklung mög-

lich 

- Einfluss auf Modal-Split möglich 

- Einfluss auf Modal-Split ökolo-

gisch wirksam (positiv odernega-

tiv) 

10 Ökonom. Wirkung (unternehmensbezogen): - Einflussnahme auf Standort-

relevante Faktoren möglich 

11 Soziale Wirkung (personenbezogen): - ggf. generell als sekundäre Folge 

von Allokationsentscheidungen  

12 Rechtliche Sicherung des Aufkommens für 

den Verkehrssektor (Zweckbindung mög-

lich/nicht möglich): 

- unterliegt dem Haushaltsrecht 

der Baulastträger 

 

 

13 Möglicher Verteilungsmechanismus 

unter den Baulastträgern: 

- unterliegt der Haushaltsplanung 

der Baulastträger 

14 Kostenabhängigkeit: 

Können die Kosten verursachergerecht dem 

Nutzer zugeordnet werden? 

- nein 

15 Datenschutz, Systemsicherheit: - gegeben 

3. Fazit: 

Vorteile: Schnelles und wirkungsvolles Instrument. Anknüpfung an die Infrastrukturverant-

wortung des Staates im Rahmen der Daseinsvorsorge. 

Nachteile: Konkurrenz zu anderen Politikfeldern.  
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A.II. Erhöhung des Anteils aus der Mineralölsteuer  

1. Verbale Beschreibung des Instruments 

Erhöhung des Anteils der Mineralölsteuer und Zweckbindung der Mehreinnahmen für die 

Straßeninfrastruktur.  

2. Beurteilung anhand des Kriterienkatalogs 

Nr. Kriterium Beurteilung 
1 Ziel der Maßnahme 

 

- Beitrag zur Reduzierung der 

Finanzierungslücke 

2 Zu erwartendes Aufkommen: - abhängig von politischer Priori-

tät 

3 Erhebungskosten/Systemaufwand:  - keine Zusatzkosten 
4 Veranlasser der Erhebung:  - Bund (BMF) 

5 Ort der Erhebung (Vertriebsweg): - Bundeshaushalt 

6 Möglichkeit der Einbeziehung von in- und 

ausländischen Nutzern: 

- ja 

7 Begünstigter: - Verkehrshaushalt Bund 
8 Bestehende oder zu schaffende Grundlagen 

Rechtlich: 

Technisch: 

Organisatorisch: 

 

- gesetzl. Änderung notwendig 

 

 

9 Lenkungswirkung  

Räumlich (Verlagerung): 

Verkehrlich (Mengenbeeinflussung): 

Ökolog. (Emissionsbeeinflussung): 

 

 

 

 

10 Ökonom. Wirkung (unternehmensbezogen):  

11 Soziale Wirkung (personenbezogen):  

12 Rechtliche Sicherung des Aufkommens für 

den Verkehrssektor (Zweckbindung mög-

lich/nicht möglich): 

- Gesetzesänderung erforderlich, 

Fonds-Modelle vorteilhaft 

13 Möglicher Verteilungsmechanismus 

unter den Baulastträgern: 

- Erhebung zunächst Bund 

- anteilige Weitergabe an Länder 

und über diese an die Kommu-

nen möglich 

Voraussetzung: gesetzliche 

Festlegung oder Vereinbarun-

gen zwischen Bund und ande-

ren Baulastträgern 

- denkbarer Maßstab gewichtete 

Verkehrsleistung von Lkw und 

Pkw 

14 Kostenabhängigkeit: 

Können die Kosten verursachergerecht dem 

Nutzer zugeordnet werden? 

- Einnahmen direkt 

- Verursachung teilweise  

15 Datenschutz, Systemsicherheit: - gegeben 

3. Fazit: 

Vorteile: Keine zusätzliche Belastung für die Verkehrsteilnehmer. Schnelles und wirkungsvol-

les Instrument. Zusammenhang zwischen verkehrsbezogenen Einnahmen und Verwendung 

Nachteile: Konkurrenz zu anderen Politikfeldern.   
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A.III. Erhöhung der Mineralölsteuer 

1. Verbale Beschreibung des Instruments 

Erhöhung der Mineralölsteuer für die Straßeninfrastruktur.  

2. Beurteilung anhand des Kriterienkatalogs 

Nr. Kriterium Beurteilung 
1 Ziel der Maßnahme 

 

- Beitrag zur Reduzierung der 

Finanzierungslücke 

2 Zu erwartendes Aufkommen: - ca. 600 Mio. € je ct 

3 Erhebungskosten/Systemaufwand:  - keine Zusatzkosten 

4 Veranlasser der Erhebung:  - Bund (BMF) 

5 Ort der Erhebung (Vertriebsweg): - Tankstellen 

6 Möglichkeit der Einbeziehung von in- und 

ausländischen Nutzern: 

- alle in Deutschland tankenden 

Verkehrsteilnehmer 

7 Begünstigter: - Bund 

8 Bestehende oder zu schaffende Grundlagen 

Rechtlich: 

Technisch: 

Organisatorisch: 

 

- vorhanden 

- keine Anforderungen 

- kein Zusatzaufwand 

9 Lenkungswirkung  

Räumlich (Verlagerung): 

Verkehrlich (Mengenbeeinflussung): 

Ökolog. (Emissionsbeeinflussung): 

 

- abhängig von Höhe/gering 

- abhängig von Höhe/gering 

- abhängig von Höhe/gering 

10 Ökonom. Wirkung (unternehmensbezogen): - begrenzte Auswirkungen auf 

Transportkosten 

11 Soziale Wirkung (personenbezogen): - begrenzt 

12 Rechtliche Sicherung des Aufkommens für 

den Verkehrssektor (Zweckbindung mög-

lich/nicht möglich): 

- Gesetzesänderung erforderlich 

- Fonds-Modelle vorteilhaft 

13 Möglicher Verteilungsmechanismus 

unter den Baulastträgern: 

- keine  

14 Kostenabhängigkeit: 

Können die Kosten verursachergerecht dem 

Nutzer zugeordnet werden? 

- gegeben, aber wenig differen-

ziert 

15 Datenschutz, Systemsicherheit: - gegeben 

3. Fazit: 

Vorteile: Unbürokratische Generierung beträchtlichen Aufkommens; Berücksichtigung der 

Fahrleistung; deutliche Verbesserung der Bedingungen der Verkehrsinfrastrukturfinanzie-

rung auf Bundesebene, sofern Beteiligung der anderen Verkehrsträger ermöglicht wird, für 

das gesamte Straßensystem; Verbesserung der Verkehrsverhältnisse, ggf. auch Reduzierung 

der negativen ökologischen Auswirkungen. Zusammenhang Einnahmen/Verwendung. 

Nachteile: Zusätzliche Belastung der Autofahrer und der Wirtschaft; ggf. negative soziale 

Wirkung aber durch Kompensationsmaßnahmen neutralisierbar; ohne gesicherte Zweck-

bindung ist eine ausschließliche Verwendung der Mehreinnahmen für den Verkehrshaushalt 

unwahrscheinlich; Sicherstellung erforderlich, dass Haushaltsmittel nicht reduziert werden, 

solange die definierte Finanzierungslücke nicht geschlossen ist; zusätzlicher „Tanktouris-

mus“ wahrscheinlich, Ausmaß allerdings begrenzt.  
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A.IV. Erhöhung der Kfz-Steuer 

1. Verbale Beschreibung des Instruments  

Anhebung der Kfz-Steuersätze. 

2. Beurteilung anhand des Kriterienkatalogs 

Nr. Kriterium Beurteilung 
1 Ziel der Maßnahme 

 

- Beitrag zur Reduzierung der 

Finanzierungslücke 

2 Zu erwartendes Aufkommen: - 10% Erhöhung ca. 750 Mio. € 

3 Erhebungskosten/Systemaufwand:  - keine 

4 Veranlasser der Erhebung:  - Bund (BMF) 

5 Ort der Erhebung (Vertriebsweg): - Bund 

6 Möglichkeit der Einbeziehung von in- und 

ausländischen Nutzern: 

- nein 

7 Begünstigter: - Bund 

8 Bestehende oder zu schaffende Grundlagen 

Rechtlich: 

Technisch: 

 

Organisatorisch: 

 

- vorhanden 

- keine technischen Anforderun-

gen 

- kein Zusatzaufwand 

9 Lenkungswirkung  

Räumlich (Verlagerung): 

Verkehrlich (Mengenbeeinflussung): 

Ökolog. (Emissionsbeeinflussung): 

 

- Abhängig von Höhe/gering 

- Abhängig von Höhe/gering 

- Umstieg auf verbrauchsärmere 

Fahrzeuge/Förderung Elektro-

mobilität  

10 Ökonom. Wirkung (unternehmensbezogen): - begrenzt 

11 Soziale Wirkung (personenbezogen): - bei niedrigem Einkommen signi-

fikant 

12 Rechtliche Sicherung des Aufkommens für 

den Verkehrssektor (Zweckbindung mög-

lich/nicht möglich): 

- Gesetzesänderung erforderlich 

- Fonds-Modelle vorteilhaft 

13 Möglicher Verteilungsmechanismus 

unter den Baulastträgern: 

- Erhebung zunächst Bund 

- anteilige Weitergabe an Länder 

und über diese an die Kommu-

nen möglich 

- Voraussetzung: gesetzliche 

Festlegung oder Vereinbarun-

gen zwischen Bund und ande-

ren Baulastträgern 

14 Kostenabhängigkeit: 

Können die Kosten verursachergerecht dem 

Nutzer zugeordnet werden? 

- ökonomisch gering, ökologisch 

bei Differenzierung nach Emis-

sionsstandards indirekt gege-

ben 

15 Datenschutz, Systemsicherheit: - gegeben    
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3. Fazit: 

Vorteile: Grundsätzlich wie „Erhöhung der Mineralölsteuer“ jedoch größerer Spielraum für 

(auch ökologisch positive relevante) Differenzierungen. Eventuelle Verlagerung auf ökolo-

gisch günstigere Verkehrsträger. 

Nachteile: Grundsätzlich wie Instrument „Erhöhung der Mineralölsteuer“, jedoch unter-

schiedslose Behandlung Viel- und Wenig-Fahrer. Fehlende Veranlagung nicht in Deutschland 

zugelassener Fahrzeuge. Belastung sozial schwacher Schichten, aber durch Kompensations-

maßnahmen neutralisierbar. 
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A.V. Erhöhung des derzeit gültigen Lkw-Maut-Satzes 

1. Verbale Beschreibung des Instruments  

Anhebung der Gebührensätze soweit unter Beachtung der gültigen EU Richtlinien/ der 

Wegekostenrichtlinie 2011/65/EU zulässig. 

2. Beurteilung anhand des Kriterienkatalogs 

Nr. Kriterium Beurteilung 
1 Ziel der Maßnahme 

 

- Beitrag zur Reduzierung der 

Finanzierungslücke 

2 Zu erwartendes Aufkommen: - ca. 0,5 Mrd. € 

3 Erhebungskosten/Systemaufwand:  - begrenzt zusätzliche Kosten 

durch stärkere Mautdifferenzie-

rung 

4 Veranlasser der Erhebung:  - Bund 

5 Ort der Erhebung (Vertriebsweg): - Bundesautobahnen und gegen-

wärtig einbezogene Bundes-

straßen 

6 Möglichkeit der Einbeziehung von in- und 

ausländischen Nutzern: 

- ja, wie deutsche Nutzer 

7 Begünstigter: - Bund  

8 Bestehende oder zu schaffende Grundlagen 

Rechtlich: 

 

Technisch: 

 

Organisatorisch: 

 

- im Rahmen der Novellierung 

des Mautgesetzes möglich  

- Höherer Differenzierungsgrad 

der Mauten 

- leicht höherer Organisations-

aufwand 

9 Lenkungswirkung  

Räumlich (Verlagerung): 

Verkehrlich (Mengenbeeinflussung): 

Ökolog. (Emissionsbeeinflussung): 

 

- Potential gering 

- ggf. mehr Ausweichverkehr 

- ambivalent (teilweise Verkehrs-

vermeidung, teilweise nachteili-

ge Ausweisverkehre) 

10 Ökonom. Wirkung (unternehmensbezogen): - eher geringfügig 

11 Soziale Wirkung (personenbezogen): - gering  

12 Rechtliche Sicherung des Aufkommens für 

den Verkehrssektor (Zweckbindung mög-

lich/nicht möglich): 

- Stufe 1: durch §11 BFStrMG 

geregelt 

- Stufe 2: Gesetzesanpassung 

notwendig 

- Fonds-Modell vorteilhaft  

13 Möglicher Verteilungsmechanismus 

unter den Baulastträgern: 

- derzeit nicht relevant vorgese-

hen, aber ggf. im Gesamtsystem 

14 Kostenabhängigkeit: 

Können die Kosten verursachergerecht dem 

Nutzer zugeordnet werden? 

- ja, in den Grenzen des Systems 

15 Datenschutz, Systemsicherheit: - gegeben 
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3. Fazit: 

Vorteile: Erhöhung der Anlastungsgerechtigkeit; Anreiz zur Verlagerung auf ökologisch vor-

teilhaftere Verkehrsträger; unbürokratische Generierung nennenswerter Mehreinnahmen; 

Verbesserung der Verkehrs- und Umweltbedingungen möglich. 

 

Nachteile: Gefahr zusätzlicher Ausweichverkehre mit der Folge nachteiliger Auswirkungen 

auf Umwelt und Umfeld in den betroffenen Regionen sowie negativer Auswirkungen auf das 

Unfallgeschehen; (allerdings nur geringfügig) höhere Belastung des Transportgewerbes/ 

Weitergabe an Endverbraucher (Folgen nach bisherigen Erfahrungen marginal), eventuell 

Kompensationsmaßnahmen. 
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A.VI. Ausweitung der Lkw-Maut auf alle Lastenklassen > 3,5t zGG 

1. Verbale Beschreibung des Instruments  

Ausweitung der derzeit gültigen Lkw-Maut-Pflicht auf die Lastenklassen 3,5 bis < 12 t zGG. 

Stufe 1: Derzeit bemautetes Netz. Stufe 2: alle Bundesstraßen 

2. Beurteilung anhand des Kriterienkatalogs 

Nr. Kriterium Beurteilung 
1 Ziel der Maßnahme 

 

- Beitrag zur Reduzierung der 

Finanzierungslücke 

2 Zu erwartendes Aufkommen: - Stufe 1: 0,5 Mrd. € 

- Stufe 2: 0,4 Mrd. € 

- Summe Stufe 1+2: 0,9 Mrd. € 

3 Erhebungskosten/Systemaufwand:  - Stufe 1/Stufe 2: ca. 12% der 

Einnahmen  

4 Veranlasser der Erhebung:  - Bund 

5 Ort der Erhebung (Vertriebsweg): - Bundesautobahnen und gegen-

wärtig einbezogene Bundes-

straßen 

6 Möglichkeit der Einbeziehung von in- und 

ausländischen Nutzern: 

- ja, wie deutsche Nutzer 

7 Begünstigter: - Bund 

8 Bestehende oder zu schaffende Grundlagen 

Rechtlich: 

 

Technisch: 

Organisatorisch: 

 

- Änderung im Mautgesetz     

notwendig 

- vergleichbar Lkw-Maut 

- vergleichbar Lkw-Maut 

9 Lenkungswirkung  

Räumlich (Verlagerung): 

Verkehrlich (Mengenbeeinflussung): 

 

Ökolog. (Emissionsbeeinflussung): 

 

- unwahrscheinlich 

- mehr Ausweichverkehre zu 

erwarten 

- ambivalent (Vor- und Nachteile) 

10 Ökonom. Wirkung (unternehmensbezogen): - ja, aber eher moderat 

11 Soziale Wirkung (personenbezogen): - ja, aber eher moderat 

12 Rechtliche Sicherung des Aufkommens für 

den Verkehrssektor (Zweckbindung mög-

lich/nicht möglich): 

- Stufe 1: durch §11 BFStrMG 

geregelt 

- Stufe 2: Gesetzesanpassung 

notwendig 

- Fonds-Modell vorteilhaft 

13 Möglicher Verteilungsmechanismus 

unter den Baulastträgern: 

- begrenzt relevant, Berücksichti-

gung Ausweichverkehre bei Stu-

fe 1 

14 Kostenabhängigkeit: 

Können die Kosten verursachergerecht dem 

Nutzer zugeordnet werden? 

- ja, in den Grenzen des Systems 

15 Datenschutz, Systemsicherheit: - gegeben 
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3. Fazit: 

Vorteile: Ausweitung der Verursachungsgerechtigkeit der Anlastung der Wegekosten; mo-

derate Erhöhung der Einnahmen, damit Verbesserung der Verkehrs- und Umweltbedingun-

gen möglich. Impuls für Beschleunigung der Beschaffung von Fahrzeugen mit besseren 

Emissionsstandards in den betreffenden Klassen. 

Nachteile: Wahrscheinlichkeit zusätzlicher Ausweichverkehre mit den damit verbundenen 

nachteiligen Folgen (Umwelt, Unfälle, längere Fahrwege, höhere Belastung der Infrastruktur 

anderer Baulastträger); höhere Belastung spezifischer Segmente des Transportgewerbes mit 

hoher Tarifsensibilität gegebenenfalls Kompensationsmaßnahmen/ Weitergabe an Endver-

braucher nur begrenzt möglich (Folgen für den Endverbraucher aber eher marginal); auf-

grund von Spielräumen der Umstufung zum Pkw im unteren Bereich der unteren Lasten-

klasse Einnahmeeinbußen möglich, solange keine entfernungsabhängige Pkw-Maut erho-

ben. 
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A.VII. Ausweitung des Streckennetzes der Lkw-Maut  

1. Verbale Beschreibung des Instruments  

Schrittweise Ausweitung der Erhebung der Lkw-Maut für Lkw ab 3.5 t zGG auf das gesamte 

Straßensystem (Einheitssatz oder unterschiedliche Kilometersätze je Straßenkategorie mög-

lich): Stufe 1: Lkw ab 12 t zGG zusätzlich auf allen nicht bemauteten Bundesstraßen, Stufe 2: 

Lkw ab 12 t zGG auf allen Straßen
36

. Stufe 3: Lkw 3.5 -11,99 t zGG zusätzlich auf BAB und BS. 

Stufe 4: Lkw 3.5 – 12 t zGG alle Straßen
37

. Annahme zur Maut-Höhe: Durchschnittssatz BAB 

und BS 21 cts/Lkw km für Lkw ab 12 t zGG; Durchschnittsatz BAB und BS 10 cts/Lkw km für 

Lkw 3,5-11,99 t zGG
38

. 

2. Beurteilung anhand des Kriterienkatalogs 

Nr. Kriterium Beurteilung 
1 Ziel der Maßnahme 

 

- Beitrag zur Reduzierung der 

Finanzierungslücke 

2 Zu erwartendes Aufkommen: - Stufe 1: 2,3 Mrd. € 

- Stufe 2: 0,8 Mrd. € zusätzlich 

- Stufe 3: 0,9 Mrd. € zusätzlich 

- Stufe 4: 0,4 Mrd. € zusätzlich 

- Summe (Stufe 1 bis 4):  

4,4 Mrd. € zusätzlich 

3 Erhebungskosten/Systemaufwand:  - Stufe 1: ca. 12 % der Einnah-

men 

- Stufen 2, 4: ca. 5 % der Ein-

nahmen 

4 Veranlasser der Erhebung:  - Bund 

5 Ort der Erhebung (Vertriebsweg): - Straßen der jeweiligen Aufga-

benträger 

6 Möglichkeit der Einbeziehung von in- und 

ausländischen Nutzern: 

- ja, wie deutsche Nutzer 

7 Begünstigter: - Bund, Länder, Kommunen 

8 Bestehende oder zu schaffende Grundlagen 

Rechtlich: 

 

Technisch: 

 

Organisatorisch: 

 

- Änderungen im bestehenden 

Mautgesetz erforderlich 

- ähnlich der praktizierten Lkw-

Maut 

- ähnlich der praktizierten Lkw-

Maut 

9 Lenkungswirkung  

Räumlich (Verlagerung): 

Verkehrlich (Mengenbeeinflussung): 

Ökolog. (Emissionsbeeinflussung): 

 

- eher nicht zu erwarten 

- in Übergangsphasen Ausweich-

verkehr 

- in Übergangsphasen ambiva-

lent, im Endstadium positiv 

 

                                                           
36

 beinhaltet bisher nicht erfasste Bundes- sowie Landes- und Staats-, Kreis- und gemeindliche Haupt- 

     verkehrsstraßen 
37

 beinhaltet bisher nicht erfasste Bundes- sowie Landes- und Staats-, Kreis- und gemeindliche Haupt- 

     verkehrsstraßen 
38

 Fahrleistungen nach Progtrans/IWW, 2007 und DIW, 2007 
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10 Ökonom. Wirkung (unternehmensbezogen): - begrenzt zu erwarten 

11 Soziale Wirkung (personenbezogen): - begrenzt zu erwarten 

12 Rechtliche Sicherung des Aufkommens für 

den Verkehrssektor (Zweckbindung mög-

lich/nicht möglich): 

- z. Zt. nicht gegeben, 

- Gesetzesänderung erforderlich 

- Fonds-Modell vorteilhaft 

13 Möglicher Verteilungsmechanismus 

unter den Baulastträgern: 

- nach Verkehrsleistungen und 

Gebührenhöhe  

14 Kostenabhängigkeit: 

Können die Kosten verursachergerecht dem 

Nutzer zugeordnet werden? 

- ja, in den Grenzen des Systems 

15 Datenschutz, Systemsicherheit: - gegeben 

3. Fazit 

Vorteile: Ausweitung der Verursachungsgerechtigkeit der Anlastung der Wegekosten; be-

trächtliche Erhöhung der Einnahmen, damit deutliche Verbesserung der Verkehrs- und Um-

weltbedingungen möglich; Gewinnung von verteilungsfähigem Aufkommen auch für alle 

Baulastträger; in der Endstufe keine Ausweichverkehre mehr. 

Nachteile: Zusätzliche Ausweichverkehre in den Übergangsphasen; Höhere Belastung des 

Gewerbes/Weitergabe an Endverbraucher (im Ausmaß der anteilig dem Lkw-Verkehr zuzu-

rechnenden Finanzierungslücke). 
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A.VIII. Einführung einer Maut für Busse 

1. Verbale Beschreibung des Instruments  

Einbeziehung von Bussen (ÖPNV ausgenommen) in die Erhebung von Straßenbenutzungs-

gebühren im Bereich der derzeitigen Mautpflicht für schwere Lkw. Stufe 1: Für die derzeit 

bemauteten BAB und Bundesstraßenabschnitte. Stufe 2: Für alle weiteren Straßen
39

. 

2. Beurteilung anhand des Kriterienkataloges 

Nr. Kriterium Beurteilung 
1 Ziel der Maßnahme 

 

- Beitrag zur Reduzierung der 

Finanzierungslücke 

2 Zu erwartendes Aufkommen: - Stufe 1: 0,1 Mrd. € 

- Stufe 2: 0,3 Mrd. € zus. 

3 Erhebungskosten/Systemaufwand:  - Stufe 1: 12 % der Einnahmen 

- Stufe 2: 5% der Einnahmen 

4 Veranlasser der Erhebung:  - Bund 

5 Ort der Erhebung (Vertriebsweg): - Stufe 1: gegenwärtig in die Lkw-

Maut einbezogene Straßen 

- Stufe 2: alle Straßen 

6 Möglichkeit der Einbeziehung von in- und 

ausländischen Nutzern: 

- ja, wie deutsche Nutzer 

7 Begünstigter: - Stufe 1: Bund 

- Stufe 2: Bund, Länder und 

Kommunen 

8 Bestehende oder zu schaffende Grundlagen 

Rechtlich: 

 

Technisch: 

 

Organisatorisch: 

 

- Änderungen Mautgesetz not-

wendig 

- identisch mit praktizierter Lkw-

Maut 

- identisch mit praktizierter Lkw-

Maut 

9 Lenkungswirkung  

Räumlich (Verlagerung): 

Verkehrlich (Mengenbeeinflussung): 

 

Ökolog. (Emissionsbeeinflussung): 

 

- keine 

- ggf. (geringfügige) Ausweich-

verkehre 

- ggf. Wirkungen der Ausweich-

verkehre 

10 Ökonom. Wirkung (unternehmensbezogen): - gering 

11 Soziale Wirkung (personenbezogen): - geringfügige Mehrkosten für 

Busfahrgäste 

12 Rechtliche Sicherung des Aufkommens für 

den Verkehrssektor (Zweckbindung mög-

lich/nicht möglich): 

- z. Zt. nicht gegeben, 

- Gesetzesänderung erforderlich 

- Fonds-Modell vorteilhaft 

13 Möglicher Verteilungsmechanismus 

unter den Baulastträgern: 

- derzeit nicht relevant, aber bei 

Ausweitung 
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14 Kostenabhängigkeit: 

Können die Kosten verursachergerecht dem 

Nutzer zugeordnet werden? 

- ja, in den Grenzen des Systems 

15 Datenschutz, Systemsicherheit: - gegeben 

3. Fazit 

Vorteile: Ausweitung der Verursachungsgerechtigkeit der Anlastung der Wegekosten; Erhö-

hung der Einnahmen; damit Verbesserung der Verkehrs- und Umweltbedingungen möglich. 

Nachteile: Leichter Anstieg der Fahrpreise für (in der Regel besonders preisbewusste) ÖV - 

Fahrgäste; in Stufe 1 besteht die Gefahr von Ausweichverkehren. 
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A.IX. Einführung einer Infrastrukturabgabe (zeitabhängige Pkw-Vignette) 

1. Verbale Beschreibung des Instruments  

Einführung einer Pkw-Vignette/Infrastrukturabgabe für alle Kfz. < 3,5t zGG mit Gültigkeit für 

das Bundesautobahnnetz und einbezogenen Bundesstraßen (Jahresvignetten/ EU-übliche 

Abstufungen). Stufe 1: analog Lkw-Maut; Stufe 2: alle zusätzlichen Straßen
40

.  

Dies stellt eine naheliegende Variante dar, die u.a. in Anlehnung an die EU Vorgaben zu 

einer entfernungsabhängigen Bemautung weiter entwickelt werden kann (siehe auch In-

strument A.X). 

2. Beurteilung anhand des Kriterienkatalogs 

Nr. Kriterium Beurteilung 
1 Ziel der Maßnahme 

 

- Beitrag zur Reduzierung der 

Finanzierungslücke  

2 Zu erwartendes Aufkommen: - je 1€ Erhebung pro Fahrzeug, 

Einnahmen von 41 Mio. € bei 

Erfassung aller Fahrzeuge (bei 

Stufe 1 keine vollständige Betei-

ligung aller Pkw) 

- für nicht in Deutschland zuge-

lassene Pkw ca. 400 Mio. € 

3 Erhebungskosten/Systemaufwand:  - Stufe 1: Kontrollaufwand mittel 

- Stufe 2: Kontrollaufwand gering 

4 Veranlasser der Erhebung:  - Bund 

5 Ort der Erhebung (Vertriebsweg): - Stufe 1: Bund 

- Stufe 2: Bund, Länder und 

Kommunen 

6 Möglichkeit der Einbeziehung von in- und 

ausländischen Nutzern: 

- ja 

7 Begünstigter: - Stufe 1: Bund 

- Stufe 2: Bund, Länder und 

Kommunen 

8 Bestehende oder zu schaffende Grundlagen 

Rechtlich: 

 

Technisch: 

Organisatorisch: 

 

- EU-seitig gegeben, nationale 

Gesetzgebung erforderlich 

- möglich 

- verschiedene Modelle möglich 

9 Lenkungswirkung  

Räumlich (Verlagerung): 

Verkehrlich (Mengenbeeinflussung): 

 

Ökolog. (Emissionsbeeinflussung): 

 

- vorhanden 

- Ausweichverkehre (abhängig 

von der Höhe) 

- ambivalent (teilw. Verkehrs-

vermeidung, teilweisen achtei-

lige Ausweichverkehre) 

10 Ökonom. Wirkung (unternehmensbezogen): - abhängig von der Höhe 

11 Soziale Wirkung (personenbezogen): - abhängig von der Höhe 
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12 Rechtliche Sicherung des Aufkommens für 

den Verkehrssektor (Zweckbindung mög-

lich/nicht möglich): 

- Gesetzesänderung erforderlich 

- Fonds-Modelle vorteilhaft 

13 Möglicher Verteilungsmechanismus 

unter den Baulastträgern: 

- derzeit nicht gegeben 

14 Kostenabhängigkeit: 

Können die Kosten verursachergerecht dem 

Nutzer zugeordnet werden? 

- gering 

15 Datenschutz, Systemsicherheit: - kann gewährleistet werden  

3. Fazit 

Vorteile: Beträchtliche Mehreinnahmen für die Straßeninfrastruktur des Bundes; Anlas-

tungsgerechtigkeit, Verbesserung der Verkehrsbedingungen/Umweltbeding-ungen durch 

Sanierung der Infrastruktur; EU-konforme Einbeziehung der nicht in Deutschland zugelasse-

nen Fahrzeuge möglich bzw. Gegenstand des Instrumentes. Übergang zu einem fahrleis-

tungsabhängigen System möglich. 

Nachteile: Zusätzliche Belastung der Pkw-Fahrer; aufgrund der Gültigkeit für das Bundesau-

tobahn-/Bundesstraßennetz Gefahr von Ausweichverkehren (betrifft nur Stufe 1); Geringe 

Einkommen werden relativ stärker belastet; keine Abhängigkeit vom Nutzungsumfang (Vor-

teile für Vielfahrer). Ggf. sozial unverträgliche Verteuerung der Kfz-Nutzung mit Kompensa-

tionsnotwendigkeit. 

  



Kommission „Zukunft der Verkehrsinfrastrukturfinanzierung“                                                        | Kapitel 6 

Seite | 79  

A.X. Einführung einer Infrastrukturabgabe (entfernungsabhängige Pkw-Maut) 

1. Verbale Beschreibung des Instruments  

Einführung einer Pkw-Maut für alle Kfz. < 3,5t zGG; Stufe 1: analog Lkw-Maut; Stufe 2: alle 

zusätzlichen Straßen
41

. 

2. Beurteilung anhand des Kriterienkatalogs 

Nr. Kriterium Beurteilung 
1 Ziel der Maßnahme 

 

- Beitrag zur Reduzierung der 

Finanzierungslücke  

- Beteiligung aller Baulastträger 

schafft Rechtsanspruch auf 

Mittelverteilung 

2 Zu erwartendes Aufkommen: - Stufe 1: ca. 2 Mrd. €/ct/km. 

- Stufe 2: ca. 4 Mrd. €/ct/km 

zusätzlich. 

3 Erhebungskosten/Systemaufwand:  - Stufe 1: ca. 10% der Einnah-

men 

- Stufe 2: ca. 5% der Einnahmen 

4 Veranlasser der Erhebung:  - alle Aufgabenträger 

5 Ort der Erhebung (Vertriebsweg): - Bundes-, Landes- und kommu-

nale Verbindungsstraßen 

6 Möglichkeit der Einbeziehung von in- und 

ausländischen Nutzern: 

- ja 

7 Begünstigter: - Stufe 1: Bund 

- Stufe 2: Bund, Länder und 

Kommunen 

8 Bestehende oder zu schaffende Grundlagen 

Rechtlich: 

 

Technisch: 

Organisatorisch: 

 

- EU-seitig gegeben, nationale 

Gesetzgebung erforderlich 

- möglich 

- verschiedene Modelle möglich 

9 Lenkungswirkung  

Räumlich (Verlagerung): 

Verkehrlich (Mengenbeeinflussung): 

Ökolog. (Emissionsbeeinflussung): 

 

- keine 

- gering (abhängig von der Höhe) 

- möglich durch diff. Maut 

10 Ökonom. Wirkung (unternehmensbezogen): - abhängig von der Höhe 

11 Soziale Wirkung (personenbezogen): - abhängig von der Höhe 

12 Rechtliche Sicherung des Aufkommens für 

den Verkehrssektor (Zweckbindung mög-

lich/nicht möglich): 

- möglich 

- Fonds-Modelle vorteilhaft 

13 Möglicher Verteilungsmechanismus 

unter den Baulastträgern: 

- nach Verkehrsleistungen und/ 

oder Infrastrukturkosten 

14 Kostenabhängigkeit: 

Können die Kosten verursachergerecht dem 

Nutzer zugeordnet werden? 

- begrenzt gegeben 

15 Datenschutz, Systemsicherheit: - kann gewährleistet werden  
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3. Fazit 

Vorteile: Beträchtliche Mehreinnahmen für die Straßeninfrastruktur; Anlastungsgerechtig-

keit; Verbesserung der Verkehrsbedingungen/Umweltbedingungen durch Sanierung der 

Infrastruktur; aufgrund der Gültigkeit für das Gesamtnetz keine Gefahr von Ausweichver-

kehren; EU-konforme Einbeziehung der nicht in Deutschland zugelassenen Fahrzeuge mög-

lich bzw. Gegenstand des Instrumentes. 

Nachteile: Zusätzliche Belastung der Pkw-Fahrer; geringe Einkommen werden relativ stärker 

belastet; starke Belastung der berufsbedingten Vielfahrer. Bei Bemautung aller Straßen 

kompensierende Steuersenkungen zu erwägen. Nicht unerhebliche Erhebungskosten. 
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6.2.2 Varianten zur Deckung des Finanzierungsbedarfs am Beispiel Straße 

Im Folgenden ist in Abbildung 15 eine Darstellung an möglichen Finanzierungsvari-

anten (Auswahl gemäß Beschlussempfehlung im Kapitel 8) aufgezeigt. 

Neben einer Gesamtdeckung des Fehlbedarfs aus Haushaltsmitteln in Variante 1 

wird in Variante 2 die Deckung in einem Baukastensystem aus verschiedenen In-

strumenten herbeigeführt. Zusätzlich ist der jeweilige Rechtsanspruch der Baulast-

träger auf die eingenommenen Mittel dargestellt. 

 

 

Abbildung 15: Auswahl an möglichen Finanzierungsvarianten am Beispiel Verkehrsträger Straße 
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6.2.3 Kommunale Infrastruktur/ÖSPV 

In diesem Teilkapitel werden folgende in der Abbildung 16 dargestellte Finanzie-

rungsinstrumente für den Verkehrsträger Straße auf Ebene der kommunalen Stra-

ßen nach Maßgabe des Kapitels 6.1 systematisch abgehandelt. 

                     

Abbildung 16: Mögliche Finanzierungsinstrumente für den kommunalen Bereich 
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B.I. Allgemeine Erhöhung der Haushaltsmittel für den kommunalen Bereich 

1. Verbale Beschreibung des Instruments 

Nach Haushaltsplanung der Aufgabenträger für die Verkehrsinfrastruktur bereitgestellte 

Mittel aus den allgemeinen Steuerhaushalten in Höhe des festgestellten Defizits. 

2. Beurteilung anhand des Kriterienkatalogs 

Nr. Kriterium Beurteilung 
1 Ziel der Maßnahme 

 

- Erhaltung/Entwicklung der Ver-

kehrsinfrastruktur 

2 Zu erwartendes Aufkommen: - abhängig von politischer Priori-

tät 

3 Erhebungskosten/Systemaufwand:  - gering 

4 Veranlasser der Erhebung:  - Kommunen 

5 Ort der Erhebung (Vertriebsweg): - Haushalte der Aufgabenträger  

6 Möglichkeit der Einbeziehung von in- und 

ausländischen Nutzern: 

- nein 

7 Begünstigter: - jeweiliger Aufgabenträger  

8 Bestehende oder zu schaffende Grundlagen 

Rechtlich: 

Technisch: 

Organisatorisch: 

 

- Schaffung von Satzungsrecht 

- Haushaltsplanung 

- Kommunalverwaltung 

9 Lenkungswirkung  

Räumlich (Verlagerung): 

 

 

Verkehrlich (Mengenbeeinflussung): 

Ökolog. (Emissionsbeeinflussung): 

 

- Einflussnahme auf regionale 

ökonomische Entwicklung mög-

lich 

- Einfluss auf Modal-Split möglich 

- Einfluss auf Modal-Split ökolo-

gisch wirksam (positiv oder ne-

gativ) 

 

10 Ökonom. Wirkung (unternehmensbezogen): - Einflussnahme auf Standort-

relevante Faktoren möglich 

11 Soziale Wirkung (personenbezogen): - ggf. generell als sekundäre Folge 

von Allokationsentscheidungen  

12 Rechtliche Sicherung des Aufkommens für 

den Verkehrssektor (Zweckbindung mög-

lich/nicht möglich): 

- unterliegt dem Haushaltsrecht 

der Baulastträger 

13 Möglicher Verteilungsmechanismus 

unter den Baulastträgern: 

- unterliegt der Haushaltsplanung 

der Baulastträger 

14 Kostenabhängigkeit: 

Können die Kosten verursachergerecht dem 

Nutzer zugeordnet werden? 

- nein 

15 Datenschutz, Systemsicherheit: - gegeben 

3. Fazit: 

Vorteile: Schnelles und wirkungsvolles Instrument. Verdeutlichung der Infrastrukturverant-

wortung der Kommunen. 

Nachteile: Konkurrenz zu anderen kommunalen Aufgaben. 
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B.II. Nahverkehrsabgabe für ÖPNV-Infrastruktur  

1. Verbale Beschreibung des Instruments  

Einführung von Abgaben für ortsansässige Betriebe und Institutionen die von der Bereitstel-

lung der ÖPNV-Verkehrsinfrastruktur profitieren („Nutznießer“). 

2. Beurteilung anhand des Kriterienkatalogs 

Nr. Kriterium Beurteilung 
1 Ziel der Maßnahme 

 

- Beitrag zur Reduzierung der 

Finanzierungslücke für die 

kommunale Nahverkehrsinfra-

struktur  

2 Zu erwartendes Aufkommen: - abhängig von der Ausgestaltung  

3 Erhebungskosten/Systemaufwand:  - kann gering gehalten werden, 

Veranlagung mit Gewerbesteuer 

4 Veranlasser der Erhebung:  - Kommunen 

5 Ort der Erhebung (Vertriebsweg): - Kommunen 

6 Möglichkeit der Einbeziehung von in- und 

ausländischen Nutzern: 

- soweit ortsansässig 

7 Begünstigter: - Kommunen 

8 Bestehende oder zu schaffende Grundlagen 

Rechtlich: 

Technisch: 

Organisatorisch: 

 

- Schaffung von Satzungsrecht 

 

- Kommunalverwaltung 

9 Lenkungswirkung  

Räumlich (Verlagerung): 

 

Verkehrlich (Mengenbeeinflussung): 

Ökolog. (Emissionsbeeinflussung): 

 

- etwaige Verlagerung von Be-

triebsstandorten 

- Stärkung des ÖPNV  

- Reduzierung des MIV 

10 Ökonom. Wirkung (unternehmensbezogen): - mittel falls Erhöhung der Lohn-

nebenkosten 

11 Soziale Wirkung (personenbezogen): - ggf. vorteilhaft durch Verbesse-

rung des ÖPNV-Angebots 

12 Rechtliche Sicherung des Aufkommens für 

den Verkehrssektor (Zweckbindung mög-

lich/nicht möglich): 

- möglich für ÖPNV, eventuell 

NMIV 

13 Möglicher Verteilungsmechanismus 

 unter den Baulastträgern: 

- entfällt 

14 Kostenabhängigkeit: 

Können die Kosten verursachergerecht dem 

Nutzer zugeordnet werden? 

- bedingt (Nutznießer) 

15 Datenschutz, Systemsicherheit: - gegeben 

3. Fazit 

Vorteile: Stärkung des ÖPNV, ggf. ökologisch vorteilhafte Reduzierung des MIV; Einbezie-

hung von Nutznießern in die Finanzierung der Infrastruktur.  

Nachteile: Belastung der abgabepflichtigen örtlichen Betriebe und Organisationen. Gefahr 

von Standortverlagerungen. Keine Finanzierungsperspektive für den ländlichen Raum.  
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B.III. Einführung einer City-Maut-Rahmenregelung 

1. Verbale Beschreibung des Instruments  

Einführung von „City-Maut“ in Kernbereichen von Großstädten unter der Voraussetzung 

einer kommunalen Willensbildung . 

2. Beurteilung anhand des Kriterienkatalogs 

Nr. Kriterium Beurteilung 
1 Ziel der Maßnahme 

 

- Verbesserung der Verkehrs- 

und Umweltbedingungen, 

räumliche, zeitliche und modale 

Verkehrslenkung 

- Erlangung zusätzlicher Einnah-

men 

2 Zu erwartendes Aufkommen: - einzelfallbezogen 

3 Erhebungskosten/Systemaufwand:  - rd. 20 - 25 % der Einnahmen 

4 Veranlasser der Erhebung:  - Kommune 

5 Ort der Erhebung (Vertriebsweg): - Kommune (Kordonbereich) 

6 Möglichkeit der Einbeziehung von in- und 

ausländischen Nutzern: 

- ja, wie deutsche Nutzer 

7 Begünstigter: - Kommune 

8 Bestehende oder zu schaffende Grundlagen 

Rechtlich: 

 

 

Technisch: 

Organisatorisch: 

 

- bundes- bzw. landesrechtliche 

Rahmengesetzgebung erforder-

lich 

- einzelfallbezogen 

- einzelfallbezogen 

9 Lenkungswirkung  

Räumlich (Verlagerung): 

 

Verkehrlich (Mengenbeeinflussung): 

Ökolog. (Emissionsbeeinflussung): 

 

- Verringerung des MIV im Innen-

stadtbereich. 

- positiv 

- positiv 

10 Ökonom. Wirkung (unternehmensbezogen): - regions-/situationsabhängig 

11 Soziale Wirkung (personenbezogen): - situationsabhängig 

12 Rechtliche Sicherung des Aufkommens für 

den Verkehrssektor (Zweckbindung mög-

lich/nicht möglich): 

- kann gewährleistet werden 

13 Möglicher Verteilungsmechanismus 

unter den Baulastträgern: 

- Kommune entscheidet über 

Verwendung im Verkehrssektor 

14 Kostenabhängigkeit: 

Können die Kosten verursachergerecht dem 

Nutzer zugeordnet werden? 

- bedingt in den Grenzen des 

Konzepts 

15 Datenschutz, Systemsicherheit: - kann gewährleistet werden 

3. Fazit 

Vorteile: Entlastung der Innenstädte von MIV. Stärkung des ÖPNV. Ökologisch vorteilhaft. 

 

Nachteile: Höhere Belastung des MIV. Hohe Erhebungskosten. Schwächung des Einzelhan-

dels in den Innenstädten. Keine Finanzierungsperspektive für den ländlichen Raum. Auswir-

kungen auf den Standortwettbewerb. Ausweichverkehre in die nicht bemauteten Stadtteile.  
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B.IV. Ausweitung kommunaler Erhebungsformen 

1. Verbale Beschreibung des Instruments  

Den Kommunen stehen weitere Finanzierungsoptionen in Form der folgenden Instrumente 

zur Verfügung, deren etwaige Anwendung einer kommunalen Willensbildung bedarf: 

- jährlich wiederkehrende Anliegergebühren, 

- Erschließungsbeitrag (nach Baugesetzbuch/Kommunalabgabengesetz), 

- Straßenausbaubeitrag (nach Kommunalabgabengesetzen) sowie 

- Stellplatzablösebeiträge, Stellplatzsteuer. 

2. Beurteilung anhand des Kriterienkatalogs 

Nr. Kriterium Beurteilung 
1 Ziel der Maßnahme 

 

- Beitrag zur Reduzierung der 

Finanzierungslücke für das 

kommunale Straßennetz 

2 Zu erwartendes Aufkommen: - einzelfallbezogen 

3 Erhebungskosten/Systemaufwand:  - kann gering gehalten werden 

4 Veranlasser der Erhebung:  - Kommunen 

5 Ort der Erhebung (Vertriebsweg): - Kommunen 

6 Möglichkeit der Einbeziehung von in- und 

ausländischen Nutzern: 

- soweit ortsansässig 

7 Begünstigter: - Kommunen 

8 Bestehende oder zu schaffende Grundlagen 

Rechtlich: 

Technisch: 

Organisatorisch: 

 

- Schaffung von Satzungsrecht 

- Haushaltsplanung 

- Kommunalverwaltung 

9 Lenkungswirkung  

Räumlich (Verlagerung): 

Verkehrlich (Mengenbeeinflussung): 

Ökolog. (Emissionsbeeinflussung): 

 

- gering 

- keine 

- keine 

10 Ökonom. Wirkung (unternehmensbezogen): - keine 

11 Soziale Wirkung (personenbezogen): - gering 

12 Rechtliche Sicherung des Aufkommens für 

den Verkehrssektor (Zweckbindung mög-

lich/nicht möglich): 

- möglich 

13 Möglicher Verteilungsmechanismus 

unter den Baulastträgern: 

- entfällt 

14 Kostenabhängigkeit: 

Können die Kosten verursachergerecht dem 

Nutzer zugeordnet werden? 

- geringfügig 

15 Datenschutz, Systemsicherheit: - gegeben 

3. Fazit 

Vorteile: Erhöhtes Aufkommens für die kommunale Verkehrsinfrastruktur. Zeitnahe Ertüch-

tigung. 

Nachteile: Zusätzliche Belastung der Bürgerinnen und Bürger. Schwierigkeiten der Durch-

setzbarkeit.   
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6.2.4 Schiene 

Im diesem Teilkapitel werden folgende in der Abbildung 17 dargestellte Finanzie-

rungsinstrumente für den Verkehrsträger Schiene nach Maßgabe des Kapitel 6.1 

systematisch abgehandelt. 

            

Abbildung 17: Mögliche Finanzierungsinstrumente für den Verkehrsträger Schiene 
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C.I. Allgemeine Erhöhung der Haushaltsmittel für den Bereich Schiene 

1. Verbale Beschreibung des Instruments 

Nach Haushaltsplanung der Aufgabenträger für die Verkehrsinfrastruktur bereitgestellte 

Mittel aus den allg. Steuerhaushalten in Höhe des festgestellten Defizits. 

2. Beurteilung anhand des Kriterienkatalogs 

Nr. Kriterium Beurteilung 
1 Ziel der Maßnahme 

 

- Erhaltung/Entwicklung der Ver-

kehrsinfrastruktur 

2 Zu erwartendes Aufkommen: - abhängig von politischer Priori-

tät 

3 Erhebungskosten/Systemaufwand:   

4 Veranlasser der Erhebung:  - Steuergesetzgeber 

5 Ort der Erhebung (Vertriebsweg):  

6 Möglichkeit der Einbeziehung von in- und 

ausländischen Nutzern: 

- nein 

7 Begünstigter: - Verkehrshaushalt  

8 Bestehende oder zu schaffende Grundlagen 

Rechtlich: 

 

Technisch: 

Organisatorisch: 

 

- Anpassung der Gesetzesgrund-

lage 

- Haushaltsplanung 

- Fachressorts/-Verwaltungen 

9 Lenkungswirkung  

Räumlich (Verlagerung): 

 

 

Verkehrlich (Mengenbeeinflussung): 

Ökolog. (Emissionsbeeinflussung): 

 

- Einflussnahme auf regionale 

ökonomische Entwicklung mög-

lich 

- Einfluss auf Modal-Split möglich 

- Einfluss auf Modal-Split ökolo-

gisch wirksam (positiv odernega-

tiv) 

10 Ökonom. Wirkung (unternehmensbezogen): - Einflussnahme auf Standort-

relevante Faktoren möglich 

11 Soziale Wirkung (personenbezogen): - ggf. generell als sekundäre Folge 

von Allokationsentscheidungen  

12 Rechtliche Sicherung des Aufkommens für 

den Verkehrssektor (Zweckbindung mög-

lich/nicht möglich): 

- unterliegt dem Haushaltsrecht 

der Baulastträger 

13 Möglicher Verteilungsmechanismus 

unter den Baulastträgern: 

- unterliegt der Haushaltsplanung 

der Baulastträger 

14 Kostenabhängigkeit: 

Können die Kosten verursachergerecht dem 

Nutzer zugeordnet werden? 

- nein 

15 Datenschutz, Systemsicherheit: - gegeben 

3. Fazit: 

Vorteile: Schnelles und wirkungsvolles Instrument. Betonung der Infrastrukturverantwor-

tung des Bundes.  

Nachteile: Konkurrenz zu anderen Politikfeldern.   
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C.II. Erhöhung der Zuweisung für die Leistungs- und Finanzierungsvereinbarung 

1. Verbale Beschreibung des Instruments  

Die LuFV (bundeseigene Schienenwege) berücksichtigt zurzeit nicht den erhöhten Finanzbe-

darf z.B. Preissteigerungen, Nachholbedarf und Umweltschutzmaßnahmen (u.a. Lärm). 

2. Beurteilung anhand des Kriterienkatalogs 

Nr. Kriterium Beurteilung 
1 Ziel der Maßnahme 

 

- Deckung des Nachholbedarfs. 

Vermeidung von langfristigem 

Substanzverlust 

2 Zu erwartendes Aufkommen: - 1 Mrd. € überreg. Schienennetz 

und SPNV 

- 0,2 Mrd. € für Nachholbedarf  

3 Erhebungskosten/Systemaufwand:  - keine 

4 Veranlasser der Erhebung:  - Bund in Verhandlung mit der 

DB AG 

5 Ort der Erhebung (Vertriebsweg): - direkte Haushaltszuweisung 

6 Möglichkeit der Einbeziehung von in- und 

ausländischen Nutzern: 

- nicht erforderlich 

7 Begünstigter: - DB AG 

8 Bestehende oder zu schaffende Grundlagen 

Rechtlich: 

Technisch: 

Organisatorisch: 

 

- Bundesgesetz 

- Verhandlung 

- Verhandlung 

9 Lenkungswirkung  

Räumlich (Verlagerung): 

Verkehrlich (Mengenbeeinflussung): 

Ökolog. (Emissionsbeeinflussung): 

 

- keine 

- eine 

- langfristig: Sicherung Modalan-

teil Bahnen 

10 Ökonom. Wirkung (unternehmensbezogen): - langfristige Substanzerhaltung 

des Bundesschienennetzes 

11 Soziale Wirkung (personenbezogen): - keine 

12 Rechtliche Sicherung des Aufkommens für 

den Verkehrssektor (Zweckbindung mög-

lich/nicht möglich): 

- Zweckbindung für die verein-

barte 

- Laufzeit 

13 Möglicher Verteilungsmechanismus 

unter den Baulastträgern: 

 

- keine Änderung des bestehen-

den 

- Mechanismus erforderlich 

14 Kostenabhängigkeit: 

Können die Kosten verursachergerecht dem 

Nutzer zugeordnet werden? 

- ja 

- ja über das Trassenpreissystem 

15 Datenschutz, Systemsicherheit: - unproblematisch 

3. Fazit 

Vorteile: Zielgenaues Steuerungsinstrument für Nachholbedarf sowie ergänzende Anforde-

rungen.  

Nachteile: Hoher Prüfaufwand und Anreiz für die DB AG das Instrument überzogen zu nut-

zen bzw. Eigenanstrengungen zu mindern.   
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C.III. Verwendung der Festdividende an den Bund für die Verkehrsinfrastruktur 

1. Verbale Beschreibung des Instruments  

Der Bund erhält pro Jahr von der DB AG eine Festdividende in Höhe von 0,5 Mrd. €. Diese 

könnte mit der Auflage zurückgeführt werden, die Mittel für den Nachholbedarf an Er-

satzinvestitionen zu verwenden. Diesbezüglich haben die Länder inzwischen bereits eine 

Änderung zum Eisenbahnregulierungsgesetz am 23.11.2012 mit dem Ziel der Beendigung 

der Gewinnabführung im Bundesrat verabschiedet (Drucksache BR 559/1/12, Ziffer 30). 

2. Beurteilung anhand des Kriterienkatalogs 

Nr. Kriterium Beurteilung 
1 Ziel der Maßnahme 

 

- Ko-Finanzierung des Nachhol-

bedarfs 

2 Zu erwartendes Aufkommen: - 0,5 Mrd. € 

3 Erhebungskosten/Systemaufwand:  - kein zusätzlicher Aufwand 

4 Veranlasser der Erhebung:  - Bund in Verhandlung mit DB AG 

5 Ort der Erhebung (Vertriebsweg): - direkte Haushaltszuweisung 

6 Möglichkeit der Einbeziehung von in- und 

ausländischen Nutzern: 

- nicht erforderlich 

7 Begünstigter: - DB AG 

8 Bestehende oder zu schaffende Grundlagen 

Rechtlich: 

Technisch: 

Organisatorisch: 

 

- Bundesgesetz 

- Verhandlung 

- Verhandlung 

9 Lenkungswirkung  

Räumlich (Verlagerung): 

Verkehrlich (Mengenbeeinflussung): 

Ökolog. (Emissionsbeeinflussung): 

 

- keine 

- langfristige Sicherung des Be-

stands an Schieneninfrastruktur 

10 Ökonom. Wirkung (unternehmensbezogen): - Verbesserung des Betriebs 

durch Abbau von Langsamfahr-

stellen im Bundesschienennetz 

11 Soziale Wirkung (personenbezogen): - keine 

12 Rechtliche Sicherung des Aufkommens für 

den Verkehrssektor (Zweckbindung mög-

lich/nicht möglich): 

- Zweckbindung möglich 

13 Möglicher Verteilungsmechanismus 

unter den Baulastträgern: 

 

- keine Änderung des bestehen-

den 

- Mechanismus erforderlich 

14 Kostenabhängigkeit: 

Können die Kosten verursachergerecht dem 

Nutzer zugeordnet werden? 

- ja 

- ja über LuFV-Mechanismus 

15 Datenschutz, Systemsicherheit: - unproblematisch 

3. Fazit 

Vorteile: Möglichkeit, zusätzliche Mittel für die Bahninfrastruktur zweckzubinden/ Beitrag 

des Bundes/Verantwortung für die Schieneninfrastruktur. 

Nachteile: Umweg der Finanzmittel vom Unternehmen zum Haushalt und zurück. Eine Ein-

beziehung in die LuFV wäre eine verwaltungstechnische Vereinfachung.  
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C.IV. Erhöhung der Eigenmittel der DB AG 

1. Verbale Beschreibung des Instruments  

Die DB AG kofinanziert Ersatzinvestitionen im Rahmen der LuFV in Höhe von 20% und Neu-

bauinvestitionen in geringerem Umfang. Es ist angemessen, die Finanzierungsanteile wegen 

der Aussicht auf positive Rückflüsse aus den Investitionen durch Mehrverkehr auf der 

Schiene erhöhen. 

2. Beurteilung anhand des Kriterienkatalogs 

Nr. Kriterium Beurteilung 
1 Ziel der Maßnahme 

 

- Verstärkte Ko-Finanzierung des 

Nachholbedarfs durch die DB 

AG 

2 Zu erwartendes Aufkommen: - 0,3 Mrd. € 

3 Erhebungskosten/Systemaufwand:  - kein zusätzlicher Erhebungs-

aufwand 

4 Veranlasser der Erhebung:  - DB AG 

5 Ort der Erhebung (Vertriebsweg): - Markterlöse 

6 Möglichkeit der Einbeziehung von in- und 

ausländischen Nutzern: 

- nicht erforderlich 

7 Begünstigter: - DB AG 

8 Bestehende oder zu schaffende Grundlagen 

Rechtlich: 

Technisch: 

Organisatorisch: 

 

9 Lenkungswirkung  

Räumlich (Verlagerung): 

Verkehrlich (Mengenbeeinflussung): 

Ökolog. (Emissionsbeeinflussung): 

 

10 Ökonom. Wirkung (unternehmensbezogen): - im Rahmen der Unterneh-

menstätigkeit 

11 Soziale Wirkung (personenbezogen):  

12 Rechtliche Sicherung des Aufkommens für 

den Verkehrssektor (Zweckbindung mög-

lich/nicht möglich): 

 

13 Möglicher Verteilungsmechanismus 

unter den Baulastträgern: 

 

14 Kostenabhängigkeit: 

Können die Kosten verursachergerecht dem 

Nutzer zugeordnet werden? 

- keine 

15 Datenschutz, Systemsicherheit: - Beeinflussung in beide Richtun-

gen. Effekte aus Erhöhung der 

Trassenpreise vs. Effekte auf 

bessere betriebliche Nutzung 

des Netzes 

3. Fazit 

Vorteile: Langfristige Hinführung der DB AG in Richtung auf Eigenfinanzierung von Investiti-

onen. Kompatibel zum Paradigma verstärkter Nutzerfinanzierung. 

Nachteile: Nutzung von Eigenmitteln für die Infrastrukturinvestitionen in Deutschland nicht 

zwingend. Unternehmen international und mit mehreren Geschäftsfeldern aufgestellt, so 

dass die Verwendung von Eigenmitteln dem Grundsatz der Renditemaximierung folgt.  
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C.V. Förderung der Infrastruktur von NE-Bahnen 

1. Verbale Beschreibung des Instruments  

Der Beitrag der NE-Bahnen zur Sicherung der Infrastruktur sollte grundsätzlich zu einer 

Förderung führen, die über die Länder in Form von Leistungs- und Finanzierungsvereinba-

rungen erfolgt. Insbesondere ist auch sicherzustellen, dass bei der Übernahme von aus dem 

DB-Netz ausscheidenden Teilnetzen durch NE-Bahnen diese den hierauf entfallenden För-

deranteil erhalten. 

2. Beurteilung anhand des Kriterienkatalogs 

Nr. Kriterium Beurteilung 
1 Ziel der Maßnahme 

 

- Erhaltung/Entwicklung der Ver-

kehrsinfrastruktur 

2 Zu erwartendes Aufkommen: - 0,2 Mrd. € 

3 Erhebungskosten/Systemaufwand:  - keine 

4 Veranlasser der Erhebung:  - Steuergesetzgeber 

5 Ort der Erhebung (Vertriebsweg): -   

6 Möglichkeit der Einbeziehung von in- und 

ausländischen Nutzern: 

- nein 

7 Begünstigter: - Verkehrshaushalt  

8 Bestehende oder zu schaffende Grundlagen 

Rechtlich: 

 

Technisch: 

Organisatorisch: 

 

- Anpassung der Gesetzesgrund-

lage 

- Haushaltsplanung 

- Fachressorts/-Verwaltungen 

9 Lenkungswirkung  

Räumlich (Verlagerung): 

 

 

Verkehrlich (Mengenbeeinflussung): 

Ökolog. (Emissionsbeeinflussung): 

 

- Einflussnahme auf regionale 

ökonomische Entwicklung mög-

lich 

- Einfluss auf Modal-Split möglich 

- Einfluss auf Modal-Split ökolo-

gisch wirksam (positiv odernega-

tiv) 

10 Ökonom. Wirkung (unternehmensbezogen): - Einflussnahme auf Standort-

relevante Faktoren möglich 

11 Soziale Wirkung (personenbezogen): - ggf. generell als sekundäre Folge 

von Allokationsentscheidungen  

12 Rechtliche Sicherung des Aufkommens für 

den Verkehrssektor (Zweckbindung mög-

lich/nicht möglich): 

- unterliegt dem Haushaltsrecht 

der Baulastträger 

13 Möglicher Verteilungsmechanismus 

unter den Baulastträgern: 

- unterliegt der Haushaltsplanung 

der Baulastträger 

14 Kostenabhängigkeit: 

Können die Kosten verursachergerecht dem 

Nutzer zugeordnet werden? 

- nein 

15 Datenschutz, Systemsicherheit: - gegeben 

3. Fazit 

Vorteile: Langfristige Sicherung der nichtbundeseigenen Schieneninfrastruktur. Beitrag zum 

Erhalt der Netzstruktur und Beitrag zur Verkehrsverlagerung auf die Schiene.  

Nachteile: Belastung des Haushalts.  
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6.2.5 Wasserstraße 

Im diesem Teilkapitel werden folgende in der Abbildung 18 dargestellte Finanzie-

rungsinstrumente für den Verkehrsträger Wasserstraße nach Maßgabe des Kapitel 

6.1 systematisch abgehandelt. 

 

           

Abbildung 18: Mögliche Finanzierungsinstrumente für den Verkehrsträger Wasserstraße 
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D.I. Allgemeine Erhöhung der Haushaltsmittel für den Bereich Wasserstraße 

1. Verbale Beschreibung des Instruments  

Nach Haushaltsplanung der Aufgabenträger für die Verkehrsinfrastruktur bereitgestellte 

Mittel aus den allgemeinen Steuerhaushalten in Höhe des festgestellten Defizits. 

2. Beurteilung anhand des Kriterienkatalogs 

Nr. Kriterium Beurteilung 
1 Ziel der Maßnahme 

 

- Erhaltung/Entwicklung der Ver-

kehrsinfrastruktur 

2 Zu erwartendes Aufkommen: - abhängig von politischer Priori-

tät 

3 Erhebungskosten/Systemaufwand:  - keine 

4 Veranlasser der Erhebung:  - Steuergesetzgeber 

5 Ort der Erhebung (Vertriebsweg): -  Haushalt der Aufgabenträger 

6 Möglichkeit der Einbeziehung von in- und 

ausländischen Nutzern: 

- Nein 

7 Begünstigter: - Verkehrshaushalt  

8 Bestehende oder zu schaffende Grundlagen 

Rechtlich: 

 

Technisch: 

Organisatorisch: 

 

- Anpassung der Gesetzesgrund-

lage 

- Haushaltsplanung 

- Fachressorts/-Verwaltungen 

9 Lenkungswirkung  

Räumlich (Verlagerung): 

 

 

Verkehrlich (Mengenbeeinflussung): 

Ökolog. (Emissionsbeeinflussung): 

 

- Einflussnahme auf regionale 

ökonomische Entwicklung mög-

lich 

- Einfluss auf Modal-Split  

- Einfluss auf Modal-Split ökolo-

gisch wirksam (positiv odernega-

tiv) 

10 Ökonom. Wirkung (unternehmensbezogen): - Einflussnahme auf Standort-

relevante Faktoren möglich 

11 Soziale Wirkung (personenbezogen): - ggf. generell als sekundäre Folge 

von Allokationsentscheidungen  

12 Rechtliche Sicherung des Aufkommens für 

den Verkehrssektor (Zweckbindung mög-

lich/nicht möglich): 

- unterliegt dem Haushaltsrecht 

der Baulastträger 

13 Möglicher Verteilungsmechanismus 

unter den Baulastträgern: 

- unterliegt der Haushaltsplanung 

der Baulastträger 

14 Kostenabhängigkeit: 

Können die Kosten verursachergerecht dem 

Nutzer zugeordnet werden? 

- nein 

15 Datenschutz, Systemsicherheit: - gegeben 

3. Fazit 

Vorteile: Schnell realisierbares und wirkungsvolles Instrument. Betonung der Infrastruktur-

verantwortung der Aufgabenträger.  

Nachteile: Konkurrenz zu anderen Politikfeldern.   
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D.II. Erhöhung der Schifffahrts- und Befahrungsabgaben 

1. Verbale Beschreibung des Instruments  

Die bisher für die Benutzung bestimmter Elemente der Wasserstraßen erhobenen Schiff-

fahrts- und Befahrungsabgaben decken nur einen geringen Teil der direkten Kosten der 

Infrastruktur mit Abgabepflicht.  

2. Beurteilung anhand des Kriterienkatalogs 

Nr. Kriterium Beurteilung 
1 Ziel der Maßnahme 

 

- Beitrag zur Reduzierung der 

Finanzierungslücke 

2 Zu erwartendes Aufkommen: - bei + 50% ca. 40 Mio. €/a 

3 Erhebungskosten/Systemaufwand:  - kein zusätzlicher  

4 Veranlasser der Erhebung:  - Aufgabenträger 

 

5 Ort der Erhebung (Vertriebsweg): - am Objekt 

6 Möglichkeit der Einbeziehung von in- und 

ausländischen Nutzern: 

 

- ja, wie deutsche 

7 Begünstigter: - Aufgabenträger 

8 Bestehende oder zu schaffende Grundlagen 

Rechtlich: 

Technisch: 

Organisatorisch: 

 

- bestehende Rechtslage 

- praktizierte Technik 

- praktizierte Organisation 

9 Lenkungswirkung  

Räumlich (Verlagerung): 

Verkehrlich (Mengenbeeinflussung): 

Ökolog. (Emissionsbeeinflussung): 

 

- Potential gering 

- Potential gering 

- Potential gering 

10 Ökonom. Wirkung (unternehmensbezogen): - Potential gering 

11 Soziale Wirkung (personenbezogen): - keine 

12 Rechtliche Sicherung des Aufkommens für 

den Verkehrssektor (Zweckbindung mög-

lich/nicht möglich): 

- wie bisher 

13 Möglicher Verteilungsmechanismus 

unter den Baulastträgern: 

- wie bisher 

14 Kostenabhängigkeit: 

Können die Kosten verursachergerecht dem 

Nutzer zugeordnet werden? 

- ja 

15 Datenschutz, Systemsicherheit: - gegeben 

3. Fazit 

Vorteile: Verbesserung der Finanzierungsbedingungen der relevanten Komponenten der 

Infrastruktur. 

Nachteile: Zusätzliche Belastung des ökologisch vorteilhaften Verkehrsträgers Wasserstraße 

(zusätzliche Kosten für die Binnenschifffahrt). 
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D.III. Gebühren für die Benutzung von Fließgewässern im kommerziellen Verkehr 

1. Verbale Beschreibung des Instruments  

Einführung von direkten Gebühren/Befahrungsabgaben für die kommerzielle Nutzung von 

Fließgewässern, die gegenwärtig aufgrund internationaler Konventionen oder nationaler 

Vereinbarungen weitgehend gebührenfrei benutzbar sind. 

2. Beurteilung anhand des Kriterienkatalogs 

Nr. Kriterium Beurteilung 
1 Ziel der Maßnahme 

 

- Entlastung der Haushalte der 

Aufgabenträger 

- Sicherstellung ausreichender 

Finanzierung der Infrastruktur 

2 Zu erwartendes Aufkommen: - derzeit nicht abschätzbar, da 

Beeinflussung von internatio-

nalem Recht 

3 Erhebungskosten/Systemaufwand:  - Schätzung: 5-10 % der Einnah-

men 

4 Veranlasser der Erhebung:  - Aufgabenträger 

5 Ort der Erhebung (Vertriebsweg): - Wasserstraßen 

-  

6 Möglichkeit der Einbeziehung von in- und 

ausländischen Nutzern: 

- ja, wie deutsche 

7 Begünstigter: - Aufgabenträger 

8 Bestehende oder zu schaffende Grundlagen 

Rechtlich: 

 

 

 

Technisch: 

Organisatorisch: 

 

- Revision internationaler und 

nationaler Rechtsgrundlagen/ 

Gebührenordnungen der Trä-

ger 

- z.B. GNSS/GSM 

- Beauftragung von Betreibern 

9 Lenkungswirkung  

Räumlich (Verlagerung): 

Verkehrlich (Mengenbeeinflussung): 

Ökolog. (Emissionsbeeinflussung): 

 

- Potential mittel 

- Potential groß aber sehr sensi-

bel 

- Potential groß 

10 Ökonom. Wirkung (unternehmensbezogen): - Potential groß aber sehr sensi-

bel 

11 Soziale Wirkung (personenbezogen): - gering 

12 Rechtliche Sicherung des Aufkommens für 

den Verkehrssektor (Zweckbindung mög-

lich/nicht möglich): 

- gute Bedingungen der Zweck-

bindung, da direkte Benut-

zungsgebühren 

13 Möglicher Verteilungsmechanismus 

unter den Baulastträgern: 

- direkte Zuordnung zu Baulast-

trägern möglich 

14 Kostenabhängigkeit: 

Können die Kosten verursachergerecht dem 

Nutzer zugeordnet werden? 

- grundsätzlich ja, wenn Proble-

me der Abgrenzung zu anderen 

Nutzungen befriedigend gelöst 

15 Datenschutz, Systemsicherheit: - kann gewährleistet werden 

3. Fazit 

Vorteile: Hohes Einnahmen- und Lenkungspotential, verursachergerechte/nachhaltige Ge-

bührenanlastung. 

Nachteile: Hohe Sensibilität hinsichtlich verkehrsträgerübergreifender und vor allem inter-

nationaler Wettbewerbsbedingungen; schwierige Abgrenzung/Bestimmung der Gebühren-

höhe; mittelfristige Durchsetzbarkeit wegen internationaler Verträge unwahrscheinlich.  
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D.IV. Mitfinanzierung durch andere Nutzungen 

1. Verbale Beschreibung des Instruments  

Wasserstraßen können über die Verkehrsfunktion hinaus vielfältige Funktionen überneh-

men, die bisher nicht zu deren Mitfinanzierung herangezogen werden. 

2. Beurteilung anhand des Kriterienkatalogs 

Nr. Kriterium Beurteilung 
1 Ziel der Maßnahme 

 

- Entlastung der Haushalte der 

Aufgabenträger 

- Sicherstellung ausreichender 

Finanzierung der Infrastruktur 

2 Zu erwartendes Aufkommen: - abhängig von der Ausgestaltung 

3 Erhebungskosten/Systemaufwand:  - abhängig von der Ausgestaltung 

4 Veranlasser der Erhebung:  - Aufgabenträger 

5 Ort der Erhebung (Vertriebsweg): - Wasserstraßen 

 

6 Möglichkeit der Einbeziehung von in- und 

ausländischen Nutzern: 

- ja, sofern Inlandnutzer 

7 Begünstigter: - Aufgabenträger 

8 Bestehende oder zu schaffende Grundlagen 

Rechtlich: 

 

Technisch: 

Organisatorisch: 

 

- zu klären/Gebührenordnungen 

- Gebühren/Nutzungsabgaben 

- z.B. über Verbände/Orga-

nisationen 

9 Lenkungswirkung  

Räumlich (Verlagerung): 

Verkehrlich (Mengenbeeinflussung): 

 

Ökolog. (Emissionsbeeinflussung): 

 

- räumliche und verkehrliche 

Wirkungen abhängig vom Ein-

satz der Einnahmen 

- ökologisches Potential mittel 

bis groß 

10 Ökonom. Wirkung (unternehmensbezogen): - ggf. relevant für Standortent-

scheidung der „Mitnutzer“ 

11 Soziale Wirkung (personenbezogen): - keine/gering 

12 Rechtliche Sicherung des Aufkommens für 

den Verkehrssektor (Zweckbindung mög-

lich/nicht möglich): 

- gute Bedingungen der Zweck-

bindung, da direkte Benut-

zungsgebühren/Abgaben 

13 Möglicher Verteilungsmechanismus 

unter den Baulastträgern: 

- direkte Zuordnung zu Baulast-

trägern möglich 

14 Kostenabhängigkeit: 

Können die Kosten verursachergerecht dem 

Nutzer zugeordnet werden? 

- grundsätzlich ja, wenn Proble-

me der Abgrenzung zu anderen 

Nutzungen befriedigend gelöst 

15 Datenschutz, Systemsicherheit: - kann gewährleistet werden 

3. Fazit 

Vorteile: Substantieller Beitrag zur Infrastrukturfinanzierung und der impliziten Lenkungs-

wirkungen; verursachungsgerechte Anlastung von Kosten/ggf. wirkungsvolles Instrument 

aktiver Standortpolitik mit ökologischem Lenkungspotential. 

Nachteile: Schwierige Definition und Abgrenzung der Gebühren/Abgabesysteme gegenüber 

den verkehrlichen Nutzungen; nicht kurzfristig aktivierbar. Zusatzbelastungen mit eventuel-

len Standortauswirkungen.  
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D.V. Beteiligung indirekter Nutzer/Nutznießer 

1. Verbale Beschreibung des Instruments 

Wasserstraßen, schiffbare Landesgewässer und Fließgewässer mit Funktionen für touristi-

sche Zwecke“ sind in vieler Hinsicht Voraussetzung für weitere wasserbezogene Nutzungen. 

Durch das Instrument werden indirekte Nutzer/Nutznießer zukünftig zur Infrastrukturfinan-

zierung angemessen herangezogen. 

2. Beurteilung anhand des Kriterienkatalogs 

Nr. Kriterium Beurteilung 
1 Ziel der Maßnahme 

 

- Entlastung der Haushalte der 

Aufgabenträger 

- Sicherstellung der Finanzierung 

der Infrastruktur 

2 Zu erwartendes Aufkommen: - abhängig von der Ausgestaltung 

3 Erhebungskosten/Systemaufwand:  - abhängig von der Ausgestaltung 

4 Veranlasser der Erhebung:  - Aufgabenträger 

5 Ort der Erhebung (Vertriebsweg): - Wasserstraßen/Regionen 

6 Möglichkeit der Einbeziehung von in- und 

ausländischen Nutzern: 

- ja, sofern örtlicher Nutzer 

7 Begünstigter: - Aufgabenträger 

8 Bestehende oder zu schaffende Grundlagen 

Rechtlich: 

Technisch: 

Organisatorisch: 

 

- zu klären/Gebührenordnungen 

- Erhebung von Abgaben 

- über Verbände/Organisationen 

9 Lenkungswirkung  

Räumlich (Verlagerung): 

Verkehrlich (Mengenbeeinflussung): 

 

Ökolog. (Emissionsbeeinflussung): 

 

- räumliche und verkehrliche 

Wirkungen abhängig vom Ein-

satz der Einnahmen  

- Wirkungspotential gering  

10 Ökonom. Wirkung (unternehmensbezogen): - ggf. relevant für Standortent-

scheidung der Betroffe-

nen/eher gering 

11 Soziale Wirkung (personenbezogen): - ggf. in Verbindung mit Relevanz 

für Standortentscheidungen 

12 Rechtliche Sicherung des Aufkommens für 

den Verkehrssektor (Zweckbindung mög-

lich/nicht möglich): 

- direkte Zuordnung zu regiona-

len Fonds  

13 Möglicher Verteilungsmechanismus 

unter den Baulastträgern: 

- direkte Zuordnung zu Baulast-

trägern möglich 

14 Kostenabhängigkeit: 

Können die Kosten verursachergerecht dem 

Nutzer zugeordnet werden? 

- grundsätzlich ja, wenn Proble-

me der Abgrenzung zu anderen 

Nutzungen befriedigend gelöst 

15 Datenschutz, Systemsicherheit: - kann gewährleistet werden 

3. Fazit 

Vorteile: Beitrag zur Infrastrukturfinanzierung im Bereich der schiffbaren Landesgewässer 

und Fließgewässer mit Funktionen für touristische Zwecke. 

Nachteile: Schwierige Definition und Abgrenzung der Gebühren/Abgabesysteme. Zusätzli-

che Belastung der indirekten Nutzer/Nutznießer. Eventuelle Standortauswirkungen. 
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6.3 Übergreifende Aspekte  

Aus der Befassung mit den Instrumenten wurde deutlich, dass es zur Abrundung 

erforderlich ist, zumindest beispielhaft auf weitere übergreifende Handlungsfelder 

hinzuweisen. 

So müssen die Instrumente neben der fiskalischen Wirkung dem übergreifenden 

Ziel der wirtschaftlichen Nutzung der Infrastruktur und der Auslastung der Fahrzeu-

ge dienen. Dies lässt sich somit auch nicht auf einen Verkehrsträger begrenzen. Im 

Gegenteil zielen einige Instrumente darauf ab, Synergien zwischen den Verkehrs-

trägern und anderen gesellschaftlichen Erfordernissen zu ermöglichen, die aufge-

zeigt wurden. 

Daraus folgt, dass neben den dargestellten und in der Regel auch kombinationsfä-

higen Instrumenten weitere verkehrsträgerübergreifende Instrumente zu entwi-

ckeln bzw. auszugestalten sind. 

Allerdings ist auch bei solchen Instrumenten von der verkehrspolitischen Zielbe-

stimmung und dem aktuellen Handlungsbedarf für den Erhalt und den Betrieb der 

Bestandsnetze auszugehen. Neubauvorhaben sollten auch hier weiterhin einer ein-

deutigen politischen Entscheidung einschließlich der projektbezogenen Finanzie-

rung vorbehalten bleiben. 

Bei der Wirtschaftlichkeit der Infrastruktur geraten zunächst Maßnahmen ins Blick-

feld, die auf eine Hebung von Einsparpotenzialen abzielen. Die Notwendigkeit einer 

verkehrsträgerübergreifende Betrachtung und ggf. Kombination von einzelnen In-

strumenten geht z.B. vom Erfordernis von logistisch beherrschbaren Transport- und 

Reiseketten aus. Besonders deutlich zeigt sich ebenso die Notwendigkeit zu res-

sourcenschonender Nutzung der Infrastruktur.  

Für die letztgenannten Effizienzsteigerungen kommt insbesondere die Telematik in 

Betracht, die durch ihre Steuerungsfunktion eine ausgeglichene Nutzung des Ge-

samtnetzes, sowohl verkehrsträgerübergreifend als auch sektorspezifisch sichern 

kann und damit punktuelle Überbelastungen vermeidet. Diese Lenkung trägt auch 

zur Reduzierung von überproportionalen Verschleißerscheinungen bei. Gleichzeitig 

ermöglicht diese intelligente Verkehrsbeeinflussung erhebliche Zeitgewinne von 

hohem wirtschaftlichem Nutzen.  

Zu den nur beispielhaft darzustellenden übergreifenden Aspekten gehören auch die 

Anwendung von ÖPP-Modellen und das Thema der Bürgerbeteiligung, um eine 

konfliktfreiere und zügigere Durchführung von großen Infrastrukturmaßnahmen 

ermöglichen. 

Dies betrifft beispielhaft die in den folgenden Unterkapiteln beschrieben Aspekte. 

6.3.1 Hebung von Einsparpotentialen 

Bei der Analyse der gegenwärtigen Finanzierung sind naturgemäß auch Möglichkei-

ten zum effektiveren Einsatz vorhandener Finanzmittel zu betrachten. Hier ist zu-

nächst auf die Analysen und Anregungen des Wissenschaftlichen Beirats für Ver-
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kehr des Bundesministeriums für Verkehr, Bau und Stadtentwicklung - Strategiepa-

pier Mobilität und Transport – Forderungen für die Bundesverkehrswegeplanung 

aus dem Jahr 2009 zu verweisen. Danach ist an veränderte Priorisierungen bei den 

zu fördernden Verkehrsprojekten zu denken. 

Diese wären deutlicher an Korridorbildungen und Netzverstärkungen statt an Ein-

zelprojekten zu orientieren. Außerdem wäre bei der gebotenen Betrachtung des 

Gesamtsystems Verkehr, die wechselseitige Ergänzung der Verkehrsträger verstärkt 

zu würdigen (Interdependenzen). 

Auch bietet sich eine regelmäßige Überprüfung von Standards und technischen 

Vorgaben unter Berücksichtigung zwischenzeitlicher Entwicklungen an, wie bspw. 

eine Optimierung des Baustellenmanagements auf Bundesautobahnen
42

. Die Ver-

schlankung von Verwaltungsabläufen kann ebenfalls einen Beitrag zu stärkerer Effi-

zienz des Mitteleinsatzes darstellen. 

6.3.2 Optimierung der Infrastrukturnutzung (Telematik) 

Die Lösung von Verkehrsproblemen durch Erweiterung von Verkehrsinfrastruktur 

kann aus ökonomischen, ökologischen und demographischen Gründen nur noch 

begrenzt erfolgen. Hinzu kommt, dass erhöhte Aufwendungen für den Erhalt und 

Betrieb der Verkehrsinfrastruktur erforderlich sind.  

In der Verkehrspolitik bekommen die Optimierung der Verkehrsflüsse auf der vor-

handenen Infrastruktur und die Verknüpfung der Verkehrsträger untereinander 

einen erhöhten Stellenwert. Für die Sicherung der Mobilität erlangen damit soge-

nannte „Intelligente Verkehrssysteme (IVS)“ und dementsprechend telematische 

Technologien und Prozesse wachsende Bedeutung
43

. Um diese Entwicklung im Inte-

resse der Verkehrsteilnehmer in Europa weitgehend zu harmonisieren, hat die Eu-

ropäische Kommission im Jahr 2010 eine „Richtlinie zum Rahmen für die Einführung 

intelligenter Verkehrssysteme im Straßenverkehr“ (2010/40/EU 7. Juli 2010) erlas-

sen. Teil des Umsetzungsprozesses sind periodische Berichterstattungen an die EU-

Kommission sowie IVS-Aktions- und -rahmenpläne.  

Die im Rahmen des IVS-basierten Verkehrs-, Mobilitäts- und Umweltmanagements 

genutzten telematischen Systeme sind neben den traditionellen Infrastrukturen wie 

Straße und Schiene bereits eigenständige Systeme, die sowohl einen Investitions-

aufwand als auch einen erheblichen Betriebs und Erhaltungsaufwand darstellen 

und insofern hier zu betrachten sind. Während der Neubau, wie bei den anderen 

Verkehrsträgern, Ergebnis einer politischen Entscheidung einschließlich der Finan-

zierung sein sollte, sind die Kosten für Betrieb und Erhalt telematischer Systeme 

den jeweiligen Infrastrukturen baulastträgerbezogen zuzuordnen. Erwähnt werden 

muss, dass solche Systeme der Verkehrsbeeinflussung nicht als „Insellösung“ auf 

einen Baulastträger beschränkt werden können. Daraus erwächst ein in der Praxis 

schwieriger politischer Entscheidungsprozess, der bei den technisch einzubeziehen-

den Baulastträgern parallel erfolgen muss.  

                                                           
42

 vgl. Bundesministerium für Verkehr, Bau und Stadtentwicklung: Aktionsplan Güterverkehr und  

      Logistik – Logistikinitiative für Deutschland. Broschüre, 2012, S. 20. 
43

  vgl. Richter, K., Müller, A.: Effiziente Verkehrssysteme. IFFocus: Logistik verbindet 1/2011, S. 17-21. 
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In vielen Anwendungsfällen bedarf es lediglich einer staatlichen Rahmensetzung für 

eigenständige private Initiativen. Der direkte Nutzen aus Telematik-Lösungen er-

wächst für die Verkehrsteilnehmer z.B. bei der Wahl des wirtschaftlichsten Ver-

kehrsmittels zur Erfüllung des jeweiligen Mobilitätsbedürfnisses oder durch zielsi-

chere Reaktionsmöglichkeiten auf stauverursachende Überlastungen oder andere 

Störungen des Systems. Zielgruppengerechte Lösungen sind entscheidende Voraus-

setzung für den wirtschaftlichen Erfolg intermodal ausgerichteter Transportketten. 

Ein weiteres Anwendungsgebiet, das durch umweltrechtliche Vorfestlegungen an 

Bedeutung gewinnt, ist eine technikbasierte Erkennung und Reaktion auf Umwelt-

belastungen z.B. bei der Überschreitung der Grenzwerte der Feinstaubbelastung. 

Die verkehrs-, wirtschafts- und umweltpolitische Notwendigkeit der Anwendung 

von Intelligenten Verkehrssystemen (IVS) stellt eines der Handlungsfelder für Inno-

vation und anwendungsorientierte Forschung in der Schlüsseltechnologie Telematik 

dar. Mit dem europäischen Satellitennavigationssystem Galileo wird sich dieser 

Handlungsrahmen deutlich erweitern. Im Rahmen der nationalen Umsetzung der 

genannten EU-Richtlinie 2010/40/EU hat das Bundesverkehrsministerium als 

„Dachstruktur“ für diese Kooperation einen IVS-Beirat gebildet. 

Die Dynamik dieses Prozesses der Hard- und Software-Entwicklung bildet sich in 

einer sehr engen Kooperation zwischen Staat, Forschung und Wirtschaft ab. Bei-

spielhaft sei hier das in Magdeburg durch die Otto-von-Guericke-Universität Mag-

deburg und in Zusammenarbeit mit dem Fraunhofer-Institut für Fabrikbetrieb und -

automatisierung IFF und dem Institut für Automation und Kommunikation e.V. 

entwickelte Galileo-Testfeld
44

 zu nennen, das verkehrsträgerübergreifende Aspekte 

in Fokus hat
45

. 

Neben der Entwicklung von telematischen Systemen zur Steuerung des Verkehrs 

und zur Optimierung der Nutzung der Infrastruktur, gibt es bei den auf das jeweilige 

Fahrzeug bezogenen telematischen Systemen einen nicht minder dynamischen 

Prozess. 

Im Zusammenhang mit dem Kommissionsauftrag und den dargestellten Instrumen-

ten zur Erweiterung der Finanzierungsbasis der Verkehrsinfrastruktur werden Tech-

nologien weiter zu entwickeln sein, die eine kostengünstige, einfach zu handhaben-

de und baulastträgerbezogene Fahrwegerfassung ermöglichen
46

. Es ist davon aus-

zugehen, dass das heutige System zur Übermittlung von Fahrzeugdaten, wie z.B. 

den Standort, mittels in Fahrzeugen eingebauter Funkgeräte, den sogenannten On-

Board-Units (OBU) eine Neubewertung erfahren wird. Da die Akzeptanz von In-

strumenten der Nutzerfinanzierung sehr eng mit den seit Jahren geführten gesell-

schaftlichen Debatten um den Datenschutz verknüpft sein wird, dürfte für telemati-

sche Lösungen der Fahrwegerfassung und einer für eine Einnahmeaufteilung erfor-

                                                           
44

 Ministerium für Landesentwicklung und Verkehr des Landes Sachsen-Anhalt: Galileo-Testfeld  

      Sachsen-Anhalt – Landesinitiative Angewandte Verkehrsforschung. Broschüre. 2009. 
45

 Müller, A. (2011): Galileo-Testfeld Sachsen-Anhalt: Das Testfeld für innovative und intelligente  

     Transportsysteme. In: ITS Niedersachsen Journal 02-2011, S. 9-10. 
46

 vgl. Lepies, J. (2011): Galileo-Testfeld Sachsen-Anhalt: Ein Linienbus mit Satellitenempfang. In Busi- 

     ness Geomatics 5/2011, S. 13. 
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derlichen baulastträgerbezogenen Dokumentation damit ein gesellschaftspoliti-

scher Rahmen vorgegeben sein. 

6.3.3 Öffentlich-Private-Partnerschaften (ÖPP) 

Bei einer Öffentlich-Privaten-Partnerschaft (ÖPP oder englisch Public-Private-

Partnership/PPP) beauftragt die öffentliche Hand als Auftraggeber einen privaten 

Auftragnehmer mit der Erstellung und/oder Bewirtschaftung eines Infrastruktur-

vorhabens über einen langen Zeitraum von normalerweise 30 Jahren. Die staatli-

chen Hoheitsrechte bleiben hiervon unberührt.  

Im Bereich der Verkehrsinfrastruktur werden ÖPP-Modelle international vor allem 

im Sektor Straße und für Flughäfen angewendet. In Deutschland gibt es bezogen 

auf Schiene und Flughäfen allerdings keine einschlägigen Erfahrungen. Wesentli-

ches Motiv für die Realisierung von ÖPP-Projekten ist dabei die Nutzung von Finan-

zierungs- und Leistungsstrukturen außerhalb der konventionellen Haushaltssyste-

me. Öffentliche Auftraggeber können daher mit ÖPP-Projekten einen leistungsori-

entierten und werterhaltenden Lebenszyklusansatz realisieren, die Anreizfunktion 

privaten Kapitals nutzen, privates Innovationspotential erschließen und privaten 

Wettbewerb für sich nutzen sowie Risiken kostenminimal zwischen Auftraggeber 

und Auftragnehmer verteilen.  

Zum einem sind die Effizienzvorteile aber nicht regelmäßig in vollem Umfang kumu-

lierbar, zum anderen stehen ihnen häufig höhere Finanzierungs- und Transaktions-

kosten sowie aufwendige Vertragsgestaltungen gegenüber. Demgemäß sind ÖPP-

Projekte nicht in jedem Fall vorteilhafter als die konventionellen Finanzierungen, es 

bedarf vielmehr in jedem Einzelfall eines Wirtschaftlichkeitsvergleichs. Die Chancen 

der ÖPP-Projekte bestehen weniger in einer eindeutigen Kostenersparnis, als eher 

in der schnelleren Realisierung der Infrastrukturprojekte, was naturgemäß auch 

einen gesamtwirtschaftlichen Nutzen darstellt. 

Durch einen den ÖPP-Projekten immanenten geschlossenen Finanzierungskreislauf 

und ihrer zeitgleichen Berücksichtigung von Nutzungsvorteilen sowie den damit 

verbundenen Finanzierungslasten, können die ÖPP-Projekte ein geeignetes Instru-

ment sein, vorhandene Haushaltsgelder effizient und effektiv einzusetzen. 

Dies gelingt jedoch nur dadurch, dass ÖPP-Projekte zwar aus Haushaltsgeldern (als 

laufende Vertragszahlungen) finanziert werden, die Finanzierung und Umsetzung 

des Projektes selbst aber außerhalb der herkömmlichen kameralen Strukturen pri-

vatwirtschaftlich und wettbewerblich umgesetzt wird. Der Schlüssel für eine erfolg-

reiche Projektrealisierung liegt daher im Finanzierungsprozess. Denn anders als in 

der konventionellen Realisierung wird in einem ÖPP-Projekt die Finanzierung aus 

privatem Eigenkapital und privatem Fremdkapital langfristig zugesichert und be-

reitgestellt. Auf diese Weise können Projekte deutlich schneller als konventionell 

realisiert werden, so dass der mit einem Infrastrukturprojekt verbundene verkehrli-

che und damit auch gesamtwirtschaftliche Nutzen ebenfalls deutlich früher erreicht 

wird. 
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Auf der Projektebene wird mit Umsetzung der ÖPP-Projekte im Bundesfernstra-

ßenbau bereits ein geschlossener Finanzierungskreislauf umgesetzt. Durch das Zu-

sammenspiel von privater Finanzierung, langfristigen Verträgen und der leistungs- 

oder verkehrsmengenabhängigen Vergütung werden Anreize für den Privaten zum 

schnellen und qualitativ hochwertigen Bauen sowie insgesamt für ein effizientes 

Management einzelner Streckenabschnitte gesetzt. ÖPP-Modelle verdeutlichen, 

welche Wirkungen ein geschlossener Finanzierungskreislauf im Hinblick auf Effizienz 

und eine langfristige und bedarfsorientierte Finanzmittelsicherung hat. Damit erfül-

len ÖPP-Modelle auf der Projektebene alle Anforderungen an ein effizientes und 

effektives Finanzierungsmodell.  

Anders als im Bereich der Haushaltsfinanzierung stehen am Ende der Konzessions-

laufzeit von ÖPP-Projekten im Bereich der Verkehrsinfrastruktur bei regelmäßigem 

Verlauf keine Fremdmittel mehr aus. Im Zeitpunkt der Beendigung der Konzessions-

laufzeit ist die hierfür aktivierte Konzession bzw. die aktivierte Sachanlage abge-

schrieben, so dass die zur Finanzierung der Anschaffungs- und Herstellungskosten 

aufgenommenen Fremdmittel vollständig zurückgeführt sind. Auch der für das 

Fremdkapital abgeflossene Zinsaufwand ist vollständig erbracht. Damit werden die 

Vorteile aus der Nutzung einer Verkehrsinfrastruktur und der damit verbundenen 

Lasten aus der Finanzierung bilanziell zum gleichen Zeitpunkt berücksichtigt und die 

Lasten der Nutzung nicht auf spätere Generationen verlagert, wenn das Investiti-

onsgut schon aufgebraucht ist. Dies entspricht dem Prinzip des vollständigen Finan-

zierungskreislaufes.  

ÖPP Modelle sind ein Instrument, vorhandene Haushaltsgelder effizient und effek-

tiv einzusetzen. Zusätzliche Einnahmen werden durch ÖPP-Projekte allerdings nur 

dann erzielt, wenn der Private eine Einnahmekompetenz übertragen bekommt, wie 

beispielsweise bei den Modellen auf Basis des Fernstraßenbauprivatfinanzierungs-

gesetzes (F-Gesetz).  

6.3.4 Bürgerbeteiligung 

Die Umsetzung von komplexen Infrastrukturmaßnahmen ist in nahezu allen Fällen 

mit einer Vielzahl von Auswirkungen verbunden, von denen sich Bürgerinnen und 

Bürger oftmals direkt betroffen fühlen. Eine wesentliche Aufgabe im Planungspro-

zess besteht darin, ungewollte Beeinträchtigungen frühzeitig zu erkennen, ggf. wirt-

schaftlich vertretbare Alternativen zu prüfen und im Rahmen der gesetzlich vorge-

schriebenen Verfahren Kompensationsmöglichkeiten zu entwickeln, die geeignet 

sind, eine Realisierung der vorgesehenen Maßnahmen zu ermöglichen.  

Die Komplexität der dabei zu berücksichtigenden rechtlichen Rahmenbedingungen 

sowie die Schwierigkeiten bei der Bereitstellung erforderlicher finanzieller Mittel 

haben dazu geführt, dass sich die Zeitspanne zwischen Planung und Umsetzung von 

Infrastrukturmaßnahmen zunehmend vergrößert. Neben Problemen bei der öffent-

lichen Akzeptanz von Projekten, die aus dem zeitlichen Abstand von Ankündigung 

und Umsetzung herrühren, ist damit i.d.R. aber auch ein Anstieg der Kosten ver-

bunden, der – besonders bei größeren, sehr kostenintensiven Maßnahmen – mitun-

ter Zweifel an der Umsetzbarkeit entstehen lässt.  
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Vor diesem Hintergrund stellen sich im Wesentlichen drei Fragen, deren Beantwor-

tung darauf hinauslaufen muss, zeitliche Verzögerungen in den Verfahren und da-

mit einhergehende Kostensteigerungen zu vermeiden: 

1. Was kann getan werden, um vor allem die Planungsprozesse insgesamt 

effektiver zu gestalten und zeitliche Verzögerungen zu minimieren? 

2. Was kann getan werden, um für eventuell strittige Punkte möglichst 

schon im Vorfeld des eigentlichen Genehmigungsverfahrens geeignete 

Kompromisse zu finden? 

3. Was kann getan werden, um Verfahren transparenter zu gestalten, für 

Bürgerinnen und Bürger verständlicher und öffentlich wirkungsvoller zu 

kommunizieren? 

In den vergangenen Jahren ist das Interesse der Öffentlichkeit an der Umsetzung 

von Infrastrukturmaßnahmen – besonders von großen Projekten – deutlich gestie-

gen. Damit verbunden ist vielfach die Forderung nach neuen Formen der Bürgerbe-

teiligung, die über die gesetzlich vorgeschriebenen Regelungen hinausgehen. Bür-

gerinnen und Bürger wollen umfassend informiert, mit ihren Hinweisen ernst ge-

nommen und in die Realisierung von Maßnahmen eingebunden werden.  

Die Schlichtungsverhandlungen zum Projekt „Stuttgart 21“ z. B. sind nach Ansicht 

einer deutlichen Mehrheit der Bevölkerung in Deutschland ein Modell für künftige 

Baumaßnahmen. In einer repräsentativen Umfrage von Infratest dimap beantwor-

teten rund 70 Prozent der interviewten Personen die Frage nach der Modellwirkung 

dieses Verfahrens positiv. Nur rund ein Viertel bewertete die Schlichtung nicht als 

beispielgebend. Etwa drei Prozent gaben an, keine klare Meinung zu haben oder 

machten keine Angaben
47

.  

Schon allein vor diesem Hintergrund darf es als sinnvoll angesehen werden, die 

bisherigen Verfahrensschritte bei der Umsetzung von Infrastrukturprojekten stärker 

als bisher kommunikativ zu begleiten. Dieser Ansatz hat eine gesellschaftspolitische 

Dimension, indem er die Frage nach neuen bzw. modifizierten Formen demokrati-

scher Mechanismen stellt. Fachlich betrachtet, geht es vor allem um die finanziellen 

Aspekte der Umsetzung von Infrastrukturprojekten.  

Die erläuternde und moderierende Begleitung von wichtigen Infrastrukturmaß-

nahmen eröffnet die Chance, bereits im Vorfeld des eigentlichen Genehmigungs-

verfahrens bestehende Konflikte zu verifizieren, Alternativen zu entwickeln und im 

günstigsten Falle sogar Konsensvarianten für strittige Punkte zu finden. Damit kann 

die Wahrscheinlichkeit verringert werden, dass ungelöste Konflikte letztendlich auf 

dem Klageweg zu entscheiden sind, wodurch neben dem unvermeidbaren Zeitver-

zug immer auch eine – gerade bei großen und kostenintensiven Projekten – nicht 

unerhebliche Kostensteigerung entsteht.  
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 Quelle: Statista, ARD-Deutschlandtrend, veröffentlicht im Dezember 2010 
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7 Finanzierungskonzepte, Umsetzungsstufen, 
Kombinationen und begleitende Informationen  

7.1 Konzept mit Basis Haushaltsfinanzierung  

Im Ergebnis der Ausführungen des 4. Kapitels beträgt der gesamte zusätzliche 

strukturelle Finanzierungsbedarf für die Verkehrsinfrastruktur in Deutschland zur 

Erhaltung des Bestandsnetzes und zur Deckung des Nachholbedarfs für unterlasse-

ne Erhaltung in der Vergangenheit insgesamt mind. 7,2 Mrd. € pro Jahr, bezogen 

auf das Jahr 2012. Dabei ist unterstellt, dass der Nachholbedarf in den nächsten 15 

Jahren abzubauen ist. In Kapitel 6 sind die möglichen Instrumente aufgeführt, die 

zur Deckung des Finanzbedarfs denkbar sind, wobei ein großer Teil dieser Instru-

mente nur dann sinnvoll einsetzbar ist, wenn eine Fonds-Lösung realisiert wird, wie 

sie im Kapitel 5 vorgestellt wurde.  

Das im Folgenden dargestellte Finanzierungskonzept auf Basis der Haushaltsfinan-

zierung geht von der entwickelten Fonds-Struktur aus. Der Grund liegt darin, dass 

aus Sicht der Kommission eine Fonds-Struktur geeignet ist, die Zweckbindung von 

Finanzmitteln für die Erhaltung des Bestandsnetzes, eine Überjährigkeit der Finan-

zierung und eine höhere Flexibilität in der Finanzmitteldisposition („atmende Finan-

zierung“) sowie eine dauerhafte und nachhaltige Verbindung zwischen Leistungs-, 

Kosten- und Finanzierungsseite zu gewährleisten. Dies lässt sich durch vertraglich 

begründete Finanzierungsvereinbarungen und sonstige Betrauungsakte zwischen 

dem Bund, den übrigen Baulastträgern und den Verkehrsfonds erreichen.  

Dabei ist denkbar, dass die Einnahmequellen der Fonds ganz überwiegend aus der 

traditionellen Steuerfinanzierung stammen. Diese können mit Hilfe von bestehen-

den Instrumenten wie der Lkw-Maut ergänzt und durch ÖPPs an geeigneter Stelle 

organisatorisch angereichert werden. 

Die Umsetzung des Konzepts auf der Einnahmeseite lässt sich auf zwei Wegen er-

reichen: Zum einen mit Hilfe einer Umstrukturierung der Haushaltsausgaben und 

zum anderen durch Steuererhöhungen. 

7.1.1 Umstrukturierungen der Haushaltsausgaben 

Das Argument der Befürworter einer haushaltsbasierten Lösung lautet, dass der 

Straßenverkehr bereits hohe Steueraufkommen für den Bund generiere, rund 33 

Mrd. € aus der zurechenbaren Energiebesteuerung und etwa 8 Mrd. € aus der Kfz-

Besteuerung, dass aber nur ein Teil (ca. ein Drittel) wieder in den Straßenbereich 

zurückfließe. In diesem Zusammenhang wird daran erinnert, dass zwischen 1960 

und 1971 Zweckbindungen des damaligen Mineralölsteueraufkommens für die 

Finanzierung des Straßenwesens beschlossen worden waren, die aber in den späte-

ren Haushaltsgesetzen aufgehoben wurden.  

Es wurde bereits im Abschnitt 4.6 deutlich gemacht, dass die Zweckbindungen nicht 

aufgehoben, sondern über die Infrastrukturfinanzierung für die Straße hinaus auf 

weitere Ausgabenzwecke im Verkehrsbereich ausgedehnt wurden. So werden Aus-
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gaben, die durch das GVFG (zum Teil) und das Regionalisierungsgesetz begründet 

sind, aus den Mineralölsteuereinnahmen gespeist. Wollte man diese Ausdehnung 

aufheben, so müssten Mittel vom öffentlichen Verkehr zum individuellen Straßen-

verkehr transferiert werden, was explizit nie als Forderung von den Befürwortern 

der Haushaltsfinanzierung mit Zweckbindung für Straßeninvestitionen erhoben 

wurde. Daher bleibt nur die Möglichkeit, andere Haushaltspositionen außerhalb des 

Verkehrs zu reduzieren.  

Sieht man die Verkehrsinfrastruktur in Konkurrenz zu anderen öffentlichen Aufga-

ben, wie etwa Bildung oder Soziales, so werden kaum Mehrheiten dafür zu finden 

sein, alternative Aufgaben zugunsten der Verkehrsinfrastruktur zu reduzieren. Eine 

Überbrückung der Haushaltslücke mit Hilfe von Krediten scheidet wegen der be-

schlossenen Schuldenbremse aus. Daher bleibt im Ergebnis nur noch die Möglich-

keit, die zusätzlich benötigten Mittel aus einer Erhöhung des Steueraufkommens zu 

generieren. 

7.1.2 Erhöhung des Steueraufkommens 

Beschränkt man sich auf die ergiebigen Steuerarten, so kommen Einkommen-/  

Körperschaftsteuer, Mehrwert- sowie Energie- und Kfz-Steuer in Frage. Eine Erhö-

hung von Einkommen- und Körperschaftsteuern hat wegen der Auswirkungen auf 

den Arbeitsmarkt und die internationale Wettbewerbsposition nur geringe Chancen 

auf Realisierung. Eine Erhöhung der Mehrwertsteuer wirkt regressiv, d.h., sie belas-

tet die unteren Einkommensschichten überproportional und wird sich daher aus 

sozialen Gründen kaum anbieten. Somit bleiben Steuern aus dem Verkehrsbereich 

übrig, was nahe liegt, da das Ergebnis der Steuererhöhungen dem Verkehrsbereich 

zufließen soll. Hierzu kommen die Kfz-Steuer und die Energiesteuer in Frage. Geht 

man davon aus, dass innerhalb des bestehenden Rahmens rund 1 Mrd. € zusätzlich 

durch die Lkw-Maut (ca. 0,6 Mrd. € p.a. durch Mehrverkehr und Ausschöpfung der 

EU-Richtlinie 2011/76) und erhöhte Eigenmittel der DB AG zur LuFV (ca. 0,4 Mrd. € 

durch Mehrverkehr auf der Schiene) eingenommen werden könnten, so wären 

rund 6 Mrd. € durch Erhöhungen dieser Steuerarten zu finanzieren.  

Rechnerisch wäre eine Erhöhung der Kfz-Steuer um etwa 75% ausreichend, um 

diesen Betrag darzustellen. Dies könnte mit ökologischen Lenkungswirkungen ver-

bunden werden, etwa durch verstärkte Bemessung der zusätzlichen Kfz-Steuern 

nach dem CO2-Ausstoß der Fahrzeuge. Langfristig müsste man dann allerdings mit 

einer erheblichen Reduzierung der Einnahmen rechnen, da sich die Käufer von 

Fahrzeugen umorientieren und die Industrie den Markt mit verbrauchsgünstigeren 

Fahrzeugen versorgen wird. Hinzu kommt die Förderung der Elektromobilität, die 

mit Verlusten an Kfz-Steuer-Einnahmen verbunden sein wird. Eine Beibehaltung des 

Einnahmevolumens würde also ein periodisches Nachsteuern bei den Bemessungs-

grundlagen erfordern. 

Bei der kraftstoffbezogenen Energiesteuer wäre eine Erhöhung von ca. 10 cts je 

Liter Kraftstoff ausreichend. Hinzu kämen allerdings Aufschläge durch die Mehr-

wertsteuer, die zu einer Gesamterhöhung von etwa 12 cts je Liter führen würden. 

Dabei ist zu berücksichtigen: 



Kommission „Zukunft der Verkehrsinfrastrukturfinanzierung“                                                        | Kapitel 7 

Seite | 107  

x Gegenüber den rechnerischen Mehreinnahmen sind Ausfälle durch Aus-

weichbewegungen der Verkehrsteilnehmer (Tanktourismus, Reduzierung 

der Fahrtweiten, Kauf verbrauchsarmer Fahrzeuge, Änderung des Fahrver-

haltens) zu berücksichtigen. Diese können aufgrund des bereits hohen Ni-

veaus der Kraftstoffkosten stärkere Reaktionen hervorrufen als sie in der 

Vergangenheit bei Mineralölsteuererhöhungen auftraten.  

x Die Einnahmen aus der kraftstoffbezogenen Energiesteuer sind bereits 

rückläufig und werden mit dem technischen Fortschritt in der Automobilin-

dustrie und der Zunahme von Elektroantrieben weiter zurückgehen. Daher 

wird es auch hier erforderlich sein, periodisch mit weiteren Erhöhungen 

nachzusteuern, um das Aufkommen zu sichern. 

Ein genereller Vorzug der Steuerfinanzierung ist darin zu sehen, dass die Transakti-

onskosten gegenüber alternativen Finanzierungen über die Nutzer relativ niedrig 

sind. Auch die Auswirkungen auf Energieverbrauch, Umweltbeeinflussung und Kli-

mawandel gehen in die politisch erwünschte Richtung (bei der Kfz-Steuer bei ent-

sprechender Gestaltung der Bemessungsgrundlage). Als Nachteil ist dagegen zu 

sehen, dass eine Bindung großer Ausgabenvolumina über mittelfristige Perioden 

erreicht werden muss, entweder auf gesetzlichem Wege oder mit Hilfe der aufge-

zeigten Fonds-Struktur und mittelfristigen Finanzierungsvereinbarungen. Eine Kfz- 

Steuererhöhung würde auch nur die im Inland zugelassenen Fahrzeuge unabhängig 

von der jeweiligen Fahrleistung belasten. Die Lösung wäre weiterhin kundenfern 

und würde nur begrenzte Möglichkeiten für Effizienzanreize bieten. Zu letzteren 

würde die verstärkte Nutzung von ÖPP- Finanzierungen gehören, die zwar nicht 

mehr Finanzmittel generieren, aber eine zügigere Realisierung der Vorhaben und 

ein verbessertes Controlling gewährleisten.  

7.1.3 Regelungen für den SPNV und ÖSPV 

Wenn die bestehenden Formen der Steuerfinanzierung genutzt werden, so bietet 

es sich an, auch die Bindungen bestimmter Ausgabebereiche im Verkehr an diese 

Steuern aufrecht zu erhalten oder weiter zu entwickeln. Dies betrifft die GVFG – 

Finanzierung für den ÖSPV und die Finanzierung des SPNV nach dem Regionalisie-

rungsgesetz, die innerhalb der Regionalen Verkehrsfonds (siehe Kapitel 5) in ähnli-

cher Form weiter geführt werden könnten.  

Falls es nicht zu einer Fonds-Lösung kommen sollte, sondern gesetzliche Regelun-

gen bevorzugt werden, so wären im Anschluss an das Entflechtungsgesetz und das 

Auslaufen des Regionalisierungsgesetzes neue gesetzliche Verpflichtungen des 

Bundes zur Verankerung der Selbstbindung für den ÖSPV und den SPNV erforder-

lich.  

7.1.4 Neu- und Ausbau 

Die vorgeschlagene Fonds-Lösung gilt für Ersatzinvestitionen, Instandhaltung und 

Unterhaltung der Verkehrsinfrastrukturen (in unterschiedlicher Abgrenzung für die 

verschiedenen Träger der Baulast), aber nicht für Neu- und Ausbau. Hier erscheint 
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eine haushaltsnahe Lösung auch für die Zukunft notwendig, d.h. eine Verselbstän-

digung von Finanz- und Investitionsströmen durch Schaffung geschlossener Kreis-

läufe ist aus sachlichen und politischen Gründen keine realistische Zielvorstellung. 

Daher kommt der Haushaltsfinanzierung des Neu- und Ausbaus unter Einschluss 

der parlamentarischen Kontrollmechanismen weiterhin eine tragende Rolle zu.  

Allerdings gelten auch für den Neu- und Ausbau die Argumente einer erheblichen 

Effizienzverbesserung durch überjährige Finanzierung. Damit wären eine verbesser-

te Abstimmung der Planungen und vor allem eine Koordinierung von Bauvorhaben 

mit größerer Sicherheit für die Durchfinanzierung von Projekten zu erreichen. Dies 

kann mit Hilfe einer begrenzten Selbstbindung der Parlamente für die Finanzierung 

mittelfristiger Neu- und Ausbauprogramme aus Haushaltsmitteln umsetzbar sein, 

indem die haushaltsrechtlichen Möglichkeiten der Übertragung und gegenseitigen 

Deckungsfähigkeit von Mitteln sowie der Verpflichtungsermächtigungen genutzt 

werden. Dies wäre verfassungskonform
48

 und periodisch an die Zustimmung der 

Parlamente zu binden. 

7.2 Konzept mit Basis Nutzerfinanzierung und Fonds-Lösung 

Das Konzept auf Basis der Nutzerfinanzierung geht von entwickelten Fonds-

Strukturen aus. Hierbei wird der Fonds zur Finanzierung der Bundesfernstraßen 

ausschließlich aus Nutzerentgelten gespeist, die übrigen Fonds werden aus Nutzer-

entgelten und/oder Steuermitteln finanziert. Mit Hilfe der Fonds-Struktur soll die 

Zweckbindung von Finanzmitteln für die Erhaltung des Bestandsnetzes, eine Über-

jährigkeit der Finanzierung und eine höhere Flexibilität in der Finanzmitteldispositi-

on und eine dauerhafte und nachhaltige Verbindung zwischen Leistungs-, Kosten- 

und Finanzierungsseite gewährleistet werden. Dies lässt sich durch Finanzierungs-

vereinbarungen und andere Betrauungsakte zwischen dem Bund, den übrigen Bau-

lastträgern und den Verkehrsfonds erreichen.  

Die Fonds-Lösung bildet das Äquivalenz- oder Gegenleistungsprinzip der Nutzerfi-

nanzierung institutionell ab, da die Erhebung von Gebühren für die Nutzung von 

Verkehrsinfrastruktur nicht allein zur Mittelbeschaffung erfolgen kann, sondern 

einen Sachzweck als Gegenleistung, hier die Bereitstellung einer leistungsfähigen 

Verkehrsinfrastruktur, erfordert.  

7.2.1 Ausweitung der direkten Nutzerfinanzierung für Straßen 

Die bestehende strukturelle Finanzierungslücke von mind. 7,2 Mrd. € pro Jahr kann 

auch durch eine Ausweitung der Nutzerfinanzierung geschlossen werden. Die Über-

legungen bei diesem konzeptionellen Ansatz konzentrieren sich im Wesentlichen 

auf die Straße, allerdings sind auch Einsatzmöglichkeiten der Nutzerfinanzierung in 

weiteren Verkehrsbereichen einzubeziehen. 

Eine Verbreiterung der Einnahmebasis im Bereich der Straße kann in zwei Varianten 

erfolgen, die auch miteinander kombinierbar sind. So kann eine nachhaltige Ver-
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 vgl. Beckers et al., Institutionelle Lösungen für die Bundesfernstraßenfinanzierung: Eine Analyse aus  

    ökonomischer und juristischer Perspektive. Berlin und Regensburg. 2011 
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breiterung der Einnahmebasis sowohl durch die Ausweitung der streckenbezoge-

nen Mautpflicht (Lkw-Maut) auf alle Lastenklassen ab 3,5t zGG und für die Nutzung 

des gesamten Straßennetzes, die Erhöhung der Lkw Maut allgemein wie auch durch 

die Schaffung einer Abgabenpflicht für den Pkw, beispielsweise in Form einer zeit-

abhängigen Vignette, erreicht werden. Dies stellt eine naheliegende Variante dar, 

die u.a. in Anlehnung an die EU Vorgaben zu einer entfernungsabhängigen Bemau-

tung weiter entwickelt werden kann. 

Die in Kapitel 6 skizzierte Ausweitung der Lkw-Maut kann in Stufen erfolgen und 

zeigt ein beachtliches Einnahme-Potential. Hiernach ergibt sich durch die Auswei-

tung der Lkw-Maut auf alle Lasten- und Straßenklassen und auf Busse ein geschätz-

tes Einnahmepotential von zusätzlich rund 4,8 Mrd. €. Ein Rechtsanspruch auf diese 

Einnahmen besteht somit bei allen einbezogenen Baulastträgern (vgl. Abbildung 

15). 

Eine zusätzliche Möglichkeit stellt die Ausweitung der Nutzerfinanzierung auf die 

Fahrzeugklasse Pkw für die Nutzung aller Straßen dar. Dies kann zunächst über die 

Einführung einer Vignette erfolgen, mit der bei einem Preis von durchschnittlich 

einem € pro Fahrzeug ein jährliches Einnahmepotential von 41. Mio. € erzielt wer-

den könnte (bei vollständiger Erfassung aller Kfz). Zusätzlich wäre nach Schätzungen 

ein Einnahmepotential von ca. 400 Mio. € aus den nicht in Deutschland zugelasse-

nen Pkw gemäß EU Kompatibilität zu erwarten. Die Preisgestaltung für die Vignette 

kann ökologisch in Abhängigkeit der Emissionsklassen gestaffelt werden. Das erziel-

bare Einnahmevolumen wäre dann nach einem noch zu bestimmenden Vertei-

lungsschlüssel auf die unterschiedlichen Baulastträger Bund, Länder und Kommu-

nen zu verteilen. 

Bei diesen Überlegungen sind die durch die Ausweitung der Nutzerfinanzierung 

entstehenden Kosten für Erhebung und Kontrolle allerdings noch zu berücksichti-

gen. Diese lassen sich erst konkret beziffern, wenn hierzu genauere Zielvorgaben 

hinsichtlich der Gestaltung der Instrumente für Lkw und Pkw und für das Erfas-

sungs- und Kontrollsystem vorliegen. Insgesamt werden diese Transaktionskosten 

aber deutlich über denen der Steuerfinanzierung liegen. 

Ein entscheidender Vorteil der Nutzerfinanzierung gegenüber der Steuerfinanzie-

rung ist die stabile, langfristige und am Bedarf ausgerichtete Finanzierung von Infra-

struktur. Mit der Schaffung gesetzlicher Grundlagen für eine Ausweitung der Nut-

zerfinanzierung wird der mit der bisherigen Lkw-Maut eingeleitete Systemwechsel 

von der Steuerfinanzierung zur umfassenden Nutzerfinanzierung weiter gestärkt. In 

Verbindung mit der in Kapitel 5 vorgeschlagenen Fonds-Lösung können die Vorteile 

der Nutzerfinanzierung auch auf der Bewirtschaftungsseite genutzt werden. Der 

Straßenfonds Bund ist dann vollständig nutzerfinanziert, während alle Einnahmen 

in der Erhebungszuständigkeit der Länder und Kommunen im regionalen Verkehrs-

fonds gebündelt und zweckgebunden verwendet werden.  

Durch die Einrichtung der nutzerfinanzierten Fonds können Bedarfsplanung und 

Finanzplanung zusammengeführt und die Sicherung einer umfassenden Zweckbin-

dung erreicht werden, um eine bedarfsgesteuerte und nachhaltige Finanzierung 

langfristig sicherzustellen. Auch ÖPP-Lösungen können in diesem System durch die 
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Bündelung von privaten Managementkompetenzen zur weiteren Erzielung von 

Effizienzen im Bewirtschaftungsprozess beitragen.  

7.2.2 Indirekte Finanzierungseffekte für Schiene, Wasserstraße, SPNV 
und ÖSPV 

Durch eine Ausweitung der Nutzerfinanzierung für das Straßennetz können indirek-

te Finanzierungseffekte für alle Verkehrsträger und alle Baulastträger erreicht wer-

den. Diese indirekten Finanzierungseffekte ergeben sich aus einer alternativen Nut-

zung der zuvor im Straßenbereich verwendeten Haushaltsmittel. 

In dem Maße, in dem der räumliche Zuschnitt bei der Erhebung von Benutzungsge-

bühren auf das Landes- und Kommunalstraßennetz ausgeweitet wird, ergeben sich 

Einnahmen für Länder und Kommunen, die für die Finanzierung des Nachholbedar-

fes und der Bestandssicherung regionaler Verkehrsaufgaben wie Landes-/Staats-, 

Kreis- und Gemeindestraßen sowie für die ÖSPV Infrastruktur verwendet werden 

können. 

Durch die Verbreiterung der Einnahmebasis kann der bisher eingesetzte Steueran-

teil für die Finanzierung des Nachholbedarfes und für die Bestandssicherung der 

anderen Verkehrsträger wie der Schieneninfrastruktur, der Wasserstraßen und der 

kommunalen Verkehrsinfrastruktur eingesetzt werden. Gleichzeitig können für die-

se Verkehrsträger weitere Finanzierungsinstrumente eingesetzt werden wie bei-

spielsweise ein verstärkter Einsatz von Eigenmitteln im Bereich der Schienenwege, 

die Ausweitung von Straßenbenutzungsgebühren im Bereich der Kommunalstraßen 

oder die Implementierung von Nutzer- oder Nutznießerfinanzierungselementen im 

Bereich der Schienenwege und der Wasserstraßen.  

Um die durch die Ausweitung der Nutzerfinanzierung freigewordenen Haushalts-

mittel dauerhaft für die Finanzierung der Verkehrsinfrastruktur einsetzen zu kön-

nen, erfolgt eine Bindung dieser Mittel über die baulastspezifischen Finanzierungs-

fonds wie den Regionalen Verkehrsfonds, die LuFV Schiene und dem Wasserstra-

ßenfonds. Auch eine verstärkte Nutzung von ÖPP-Lösungen kann zur Effizienzstei-

gerung des Bewirtschaftungsprozesses beitragen. 

7.2.3 Neu- und Ausbau 

Wie auch bei der steuerfinanzierten Konzeption gilt die vorgeschlagene Fonds-

Lösung ausschließlich für Ersatzinvestitionen, Instandhaltung und Unterhaltung der 

Verkehrsinfrastrukturen (in unterschiedlicher Abgrenzung für die verschiedenen 

Träger der Baulast), aber nicht für Neu- und Ausbau. Eine Einbeziehung von Neu- 

und Ausbau ist jedoch in einem vollständig nutzerfinanziertem System mit einer 

haushaltsfernen Fonds-Lösung als vollständiger Finanzierungskreislauf durchaus 

denkbar. Ansonsten gelten die in 7.1.4 gemachten Ausführungen.  
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7.3 Netzzustand-/ Leistungsberichte und Controlling für Fonds 

In allen vorgeschlagenen Fonds-Strukturen bleibt der Primat der Politik vollumfäng-

lich gewahrt. Die Politik beschließt über Art, Umfang und Qualität von Infrastruktur. 

Die Nutzung von Fonds-Strukturen dient lediglich dazu, die politisch formulierten 

Ziele bestmöglich umzusetzen. Jeder Fonds ist vollständig im Eigentum der öffentli-

chen Hand und kann daher ausschließlich solche Maßnahmen finanzieren, für die er 

auch seitens der Politik beauftragt wird. 

7.3.1 Controlling für Fonds  

Für eine effiziente Nutzung von Fonds-Strukturen ist der Finanzierungsbedarf im 

Rahmen einer verbindlichen Kosten- und Leistungsrechnung zu ermitteln. Damit 

kann eine dauerhafte und nachhaltige Verbindung zwischen Leistungs- und Kosten-

seite und der Finanzierungsseite geschaffen werden. 

Diese Verbindung von Kosten- und Leistungsseite und der Finanzierung ermöglicht 

es dem Fonds, eine belastbare Finanzierungsvereinbarung abzuschließen, mit der 

die Finanzierung für die Erhaltung, Betrieb und Nachholbedarf für die unterschiedli-

chen Baulastbereiche kostenorientiert sichergestellt werden kann. Die Liquiditäts-

bereitstellung richtet sich am Bauablauf aus und nicht umgekehrt.  

Gleichzeitig bietet die Einrichtung eines umfassenden betriebswirtschaftlichen 

Rechnungswesens in Verbindung mit einem aussagekräftigen Netzzustands- und 

Leistungsbericht den politischen Entscheidungsträgern ein Höchstmaß an Transpa-

renz über den aktuellen und mittel- bis langfristigen Finanzierungsbedarf sowie 

über die Verwendung der Mittel hinsichtlich des Mitteleinsatzes wie auch der Effizi-

enz. Diese ist in der Bauaufgabe durch die Losgrößenoptimierung und den erhal-

tungsoptimalen Zeitpunkt bestimmt.  

Für eine transparente und effiziente Verwendung der Mittel aus dem Fonds ist ein 

Investitions-Controlling zur Ermittlung von Soll-/Ist-Abweichungen in der Mittel-

verwendung aufzubauen, das eine vollständige Betrachtung der Finanzierungs- und 

Leistungsprozesse bis auf Maßnahmenebene erlaubt: 

x Dauer einer Maßnahme  

x Soll/Ist-Vergleiche des Budgets und der Aufwendungen einer Maßnahme  

(über die gesamte Laufzeit) 

x der Fertigstellungsgrad einer Maßnahme 

x Qualitäten (Leistungsmengen etc.). 

 
Im Rahmen von Fonds-Strukturen können so die Vorteile einer Verknüpfung der 

Mittelbereitstellung mit dem Zahlungsfluss im Sinne eines Finanzierungskreislaufes 

genutzt werden. Voraussetzung hierfür ist die Einführung eines betriebswirtschaft-

lichen Rechnungswesens, das folgende Prozessschritte leisten kann: 

x Die Bereitstellung der Mittel und die Budgetierung: Budgets können pro-

jektbezogen hinterlegt werden, so dass damit auch ein Soll/Ist Vergleich im 

Zeitverlauf ermöglicht wird. 
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x Die Abwicklung des Zahlungsverkehrs: Der Zahlungsverkehr wird für die Be-

reiche, die in den Finanzierungskreislauf des Fonds integriert sind vollstän-

dig und ohne Systembrüche in einem einheitlichen betriebswirtschaftlichen 

Zahlungsverkehrssystem abgewickelt.  

x Die Liquiditätssteuerung: Schwankungen im Zeitablauf können dokumen-

tiert und analysiert werden, so dass einerseits die Liquiditätssicherung ent-

sprechend gesteuert werden kann und zudem Analysen zu Effizienzen im 

Bauablauf – Stichwort: Auslastungen/Planbarkeit – durchgeführt werden 

können. 

x Die Erfassung und Kontrolle der Kosten und Kostenentwicklung der Bereit-

stellung und des Betriebs der Infrastruktur: 

a) Kostenarten können abgebildet werden: z.B. Planungskosten, Baukos-

ten, Betriebskosten, Finanzierungskosten; Zielsetzung ist eine lebens-

zyklusorientierte Abbildung der Kosten; 

b) Kostenstellen: z.B. im Rahmen der Bundesfernstraßen können Kosten je 

Bundesland und je Straßenbauverwaltung abgebildet werden;  

c) Kostenträger: Kosten je Maßnahme, z.B.: Gesamtmaßnahme, Auto-

bahndreieck AB, Streckabschnitt Kilometer xx bis yy; 

d) Nachhalten von Kostenveränderungen bzw. -entwicklungen sowie von 

deren Ursachen. 

e) Mittels Nutzung einer Anlagenbuchhaltung kann die Wertveränderung 

des Anlagevermögens abgebildet und können diese Informationen in 

die Erhaltungsstrategie eingespeist werden.  

 

Die systematische Abbildung von Kosten bspw. vom Beginn der Planung über die 

Erstellung einer Verkehrsanlage, deren Betrieb und Erhaltung bis zum ggf. erforder-

lichen Rückbau der gesamten Anlage oder eines Teils davon ermöglicht die Über-

prüfung der Effektivität und Effizienz von Maßnahmen sowie die vollständige Be-

trachtung des Lebenszyklus von Verkehrsanlagen.  

7.3.2 Netzzustands- und Leistungsbericht 

Derzeit ist das öffentlich zugängliche und für politische Entscheidungen verfügbare 

Berichtswesen des Bestandes der Infrastruktur sehr heterogen. Seitens des Bundes 

werden zum Zustandswert der Infrastrukturen Straße und Wasserstraße nur rudi-

mentäre Informationen im Verkehrsinvestitionsbericht dargestellt. Für die Schiene 

hingegen gibt es eine sehr differenzierte und technische Ausarbeitung. Auf Länder-

seite gibt es aufgrund der regelmäßig stattfindenden Zustandserfassung und –

bewertung (ZEB) umfassendes Datenmaterial für die Bundesfernstraßen und auch 

Landes-/ Staatsstraßen. Die Dokumentation dieser Daten ist aber im Wesentlichen 

nur für den internen Dienstgebrauch verfügbar. Einzelne Länder veröffentlichen in 

unregelmäßigen Abständen Publikationen hierzu. Gleiches gilt auch für die Wasser-

straßen. Hier verfügen die zuständigen Ämter über umfassende Daten.  

Die ZEB ist ein amtlich festgelegtes Untersuchungs-Verfahren von öffentlichen Stra-

ßen zur Ermittlung der Qualität des Straßennetzes und den damit verbundenen 
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Unterhaltskosten. Es wird vom Straßenbaulastträger angewendet und liefert den 

Gebrauchswert einer Straße. Mittels visueller oder messtechnischer Zustandserfas-

sung werden unter anderem Zustandsmerkmale wie Fahrbahnschäden, Längs- und 

Querunebenheiten, Griffigkeit und Straßenentwässerung untersucht. Nach Ab-

schluss der Zustandserfassung wird mit der Zustandsbewertung der Straße begon-

nen. Zu diesem Zweck wird ein Bewertungsschlüssel angewendet, der vom Zu-

standswert 1 (sehr guter Zustand) bis zum Zustandswert 5 (sehr schlechter Zustand) 

reicht. Innerhalb dieser Einteilung werden folgende Zustandswerte unterschieden: 

x Zielwert bzw. Abnahmewert (Zustandswert 1,5) 

x Warnwert (Zustandswert 3,5) 

x Schwellenwert (Zustandswert 4,5) 

Der aufgezeigte Substanzverzehr der Verkehrsinfrastruktur zeigt wie wichtig es ist, 

dass die Information nicht nur den technisch Verantwortlichen sondern auch der 

Öffentlichkeit und den Politiker zur Verfügung gestellt wird. Nur mit einer solchen 

öffentlichen Bereitstellung der Information wird es gelingen, dass die Geldgeber 

und die breite Öffentlichkeit Verständnis für die Notwendigkeit der Investitionen in 

das Bestandsnetz erlangen. Dabei muss dafür gesorgt werden, dass das Berichtswe-

sen den Spagat schafft zwischen den Erfordernissen der Politik und Öffentlichkeit 

auf der einen Seite und dem Bedarf der technisch Verantwortlichen auf der ande-

ren Seite. Zudem muss dieser Bericht in die bestehende Prüf- und Erfassungssyste-

matik mit eingebunden werden. 

Deshalb empfiehlt es sich, einen Bericht zu konzipieren, der einerseits die vorhan-

denen technischen Daten des Zustandes mit den verkehrlichen und wirtschaftlichen 

Daten so zusammenführt, dass er einerseits für alle Ebenen les- und interpretierbar 

ist und andererseits keinen unvertretbaren Aufwand generiert.  

Aus diesen Prämissen folgt der Vorschlag eines zusammenfassenden Netzzustands- 

und Leistungsberichtes als Ersatz und zur Verbindung der vorhandenen heteroge-

nen Informationen. 

Der Netzzustands- und Leistungsbericht für das Bestandsnetzes der Verkehrsinfra-

struktur ist neben dem finanziellen Controlling das zweite wesentliche Bindeglied 

zwischen Leistungserstellung und -finanzierung. Durch einen Netzzustands- und 

Leistungsbericht erhalten der Besteller, der Finanzier und der Nutzer Überblick über 

die vorhandene Infrastruktur, deren Qualität, Leistungsfähigkeit und deren finanzi-

ellen Bedarf. 

Der Netzzustands- und Leistungsbericht muss dazu mehreren Anforderungen genü-

gen. Er muss einerseits sicherstellen, dass alle Zielgruppen mit adäquater zeitnaher 

Information versorgt werden und anderseits berücksichtigen, dass der Erstellungs-

aufwand vertretbar ist und sich deshalb weitestgehend in die laufenden Prozesse 

des Erhaltungs- und Betriebsmanagement integriert.  

Drei wesentliche Komponenten müssen dieser Anforderung folgend enthalten sein. 

Information und Dokumentation zu den Gebrauchs- und Substanzwerten der Ver-

kehrsinfrastruktur, Verkehrsmengen und –aufkommen mit Aussagekraft zu den 
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Engpässen und laufenden und historischen Belastungen der Infrastruktur, Übersicht 

über die Kosten der Erhaltung und des Betriebes.  

Auf Basis dieser Daten können sowohl Verkehrsteilnehmer, Steuerzahler, Politik als 

auch Verwaltung die für ihre Prozesse und Aufgaben notwendigen Informationen 

abrufen.  

Im Konkreten müssen dabei folgende Zielgruppen mit unterschiedlicher Informati-

onsdetaillierung erreicht und versorgt werden: Öffentlichkeit, Parlament, Regie-

rung, Verwaltung, Kontrolleur.  

Konkrete Umsetzung und Ausgestaltung:  

Ein Netzzustands- und Leistungsbericht sollte eine zielgerichtete Weiterentwicklung 

des Infrastrukturzustandsberichtes der DB AG und des Verkehrsinvestitionsberich-

tes des Bundes sein. 

Er sollte dazu aus folgenden Teilen bestehen: 

x Einem allgemeinen Teil, der die Hauptaussagen zu den Qualitätskennzahlen 

und deren Erfüllung sowie zum Volumen der Investitionen und der Instand-

haltung enthält. Das strategische Konzept zur Netzentwicklung soll dort in 

seinen Grundzügen erläutert werden. Der Bericht enthält Angaben über 

den Bestand an wichtigen Anlagen der Straße, Schiene und Wasserstraße in 

ihrer Struktur und Entwicklung, über weitere Qualitätskennzahlen, die den 

Zustand des Netzes ergänzend beschreiben (geeignete Kennzahlen hierfür 

könnten z.B. sein: Durchschnittsalter wichtiger Anlagen, Zustandskatego-

rien für Brücken und Tunnel) und über Beurteilungskriterien, welche die 

Qualität der Betriebsführung bzw. die Leistungsfähigkeit des Netzes charak-

terisieren. Darüber hinaus finden sich die Kernaussagen der folgenden Be-

richtsteile in zusammengefasster Form wieder. 

x Investitionsbericht für Straße, Schiene und Wasserstraße, in dem die Inves-

titionskonzeptionen beschrieben werden und über wesentliche Investitio-

nen in das Bestandsnetz für das vergangene Kalenderjahr informiert wird. 

x Instandhaltungsbericht für die vorgenannte Infrastruktur, in dem auf die In-

standhaltungsstrategie und deren Umsetzung im Berichtsjahr und im Mit-

telfristzeitraum detailliert eingegangen werden soll. 

x In den Investitions- und Instandhaltungsberichten sollte die Verknüpfung 

der beiden Elemente im Lebenszyklus der Anlagen im Hinblick auf die Si-

cherstellung der uneingeschränkten Nutzungsfähigkeit der Verkehrsinfra-

struktur sowohl im Ist-Zustand als auch für die Zukunft so beschrieben wer-

den, dass der Zusammenhang zur Entwicklung des Zustandes der Verkehrs-

infrastruktur schlüssig nachvollzogen werden kann.  

x In den Leistungsbericht für die Straße, Schiene und Wasserstraße in dem 

die jeweiligen Fahrleistungen, Kapazitäten, Stauaufkommen und Störungen 

des Betriebsablaufes dokumentiert sind.  

Zum Netzzustands- und Leistungsbericht gehören außerdem 

x das Infrastrukturkataster, das angesichts der darin enthaltenen internen 

Daten jedoch nicht Bestandteil des öffentlich zugänglichen Teiles wird; 
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x Daten, die sowohl den Instandhaltungs-, den Investitions- als auch den Leis-

tungsbericht untermauern. 

Der Netzzustands- und Leistungsbericht kann dabei auf vorhandene Daten und Un-

terlagen aufbauen und sollte sinnvollerweise in einer digitalen Form aufgesetzt 

werden. Dies ermöglicht die ständige Aktualisierung und Anpassung an die Gege-

benheiten. 

Die Datengrundlage für die Gebrauchs- und Substanzwerte der Infrastruktur liefern, 

die in festen Zyklen stattfindenden Zustands- und Erfassungserhebungen. Die Do-

kumentation zum Beispiel der Bundesfernstraßen findet sich in der von der BASt 

geführten SIB-Bauwerke wieder. Diese SIB-Bauwerke wurden von den Straßenbau-

verwaltungen von Bund und Ländern entwickelt. Ergänzt werden diese Daten dann 

auch durch die Ergebnisse des Pavement- und Bauwerks-Management-Systems. Die 

dort eingespeisten Daten fußen auf profunden Richtlinien und Regelwerken.  

Aufgrund der erfolgten Entwicklung des Bauwerk-Management-Systems (BMS) 

werden gegenwärtig die relevanten Vorschriften zur Bauwerksprüfung (RI-EBW-

PRÜF und ASB-ING) fortgeschrieben
49

. Im Zuge diese Entwicklung finden derzeit 

auch die notwendigen und umfangreichen Anpassungen im Programmsystem SIB-

Bauwerke statt. 

Eine weitere Datengrundlage liefern die Verkehrsrechner der Länder, die über um-

fassende laufende Daten verfügen. Für den Netzzustands- und Leistungsbericht 

müssten diese Daten entsprechend angepasst aufbereitet werden.  

Die Kosten der Leistungserstellung als dritte Säule des Netzzustands- und Leis-

tungsberichts stammen aus den jeweiligen Controlling-Systemen.  

Die Umsetzung des zukünftigen Netzzustands- und Leistungsberichts könnte ideal-

erweise eine digitale Plattform sein, die jedem Nutzer die mögliche Daten- und 

Informationstiefe liefert. Im Zuge einer digitalen Bereitstellung könnte es dann ein 

revolvierender und sich ständig aktualisierender Bericht werden.  

Dabei müssen immer das Ziel der Transparenz für den Geldgeber und die Anreize 

der Effizienz im Auge behalten werden. Abbildung 19 zeigt ein Beispiel für die Vi-

sualisierung von Informationen über den Straßenzustand. Obwohl der aktuelle Ge-

brauchswert der zum Vergleich herangezogenen Straße noch befriedigend er-

scheint, signalisiert der Substanzwert, dass sich in naher Zukunft eine drastische 

Verschlechterung abzeichnet und eine Aufnahme in die mittelfristige Erhaltungs-

planung erforderlich ist.  

                                                           
49

 RI-EBW-PRÜF, Ausgabe 11/2007, ist mit ARS 12/2007 
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Abbildung 19: Muster einer vergleichenden visuellen Darstellung des Gebrauchs- und Substanz-
werts50 

                                                           
50

 Quelle: Straßen Nordrhein-Westfalen 
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8 Schlussfolgerungen und Ergebnisse der Kommission 

In der fünften und abschließenden Sitzung der „Kommission zur Zukunft der Ver-

kehrsinfrastrukturfinanzierung“ stellten die Mitglieder nach Erörterung des vorge-

legten Entwurfes des Abschlussberichtes fest, dass mit der Darstellung von Hand-

lungsfeldern und Instrumenten einer zukünftigen Finanzierung die Aufgabenstel-

lung (VMK Beschluss vom 01.12.2011) und die ergänzenden Beschlüsse in den Ver-

kehrsministerkonferenzen von Kassel und Cottbus (18./19.04.2012, 04./05.10.2012) 

vollständig erfüllt seien. 

Für den erforderlichen politischen und gesellschaftlichen Diskussionsprozess sei 

damit eine qualifizierte Basis geschaffen worden. 

Vor diesem Hintergrund hat die Kommission der VMK den nachfolgenden Beschluss 

vorgeschlagen: 

1. Die VMK nimmt den Abschlussbericht der Kommission „Zukunft der Ver-

kehrsinfrastrukturfinanzierung“ zur Kenntnis. Sie geht davon aus, dass die-

ser Impuls für die notwendige politische und gesamtgesellschaftliche De-

batte zur Erhaltung einer leistungsfähigen Verkehrsinfrastruktur unver-

zichtbar ist. Dazu übergibt der Vorsitzende der Verkehrsministerkonferenz 

den Bericht dem Deutschen Bundestag, der Bundesregierung, den Landta-

gen und den Landesregierungen sowie den Kommunalen Spitzenverbän-

den. Mit dem Bericht erfolgt keine Festlegung oder Vorfestlegung zu aufge-

zeigten Varianten. 

Die VMK stellt fest: 

2. Der Wirtschaftsstandort Deutschland und die Mobilität der Bürgerinnen 

und Bürger sind durch einen fortschreitenden Substanzverzehr der Ver-

kehrsinfrastruktur ernsthaft gefährdet. Dies betrifft alle Verkehrs- und Bau-

lastträger. 

 

3. Angesichts der permanenten Unterfinanzierung Straße, Schiene, Wasser-

straße in Höhe von jährlich mind. 7,2 Mrd. € (Stand 2012) bei den Baulast-

trägern Bund, Länder und Kommunen bedarf es einer politischen Diskussi-

on zur auskömmlichen Finanzierung der Verkehrsinfrastruktur in Deutsch-

land (Erhalt und Betrieb des Bestandsnetzes): 

a. Verkehrsträger Straße:   4,7 Mrd. €/a (einschließlich Kom-

munalstraßen)  

b. Verkehrsträger Schiene:  2,0 Mrd. €/a (einschließlich NE-

Bahnen, SPNV, ÖSPV) 

c. Verkehrsträger Wasserstraße:  0,5 Mrd. €/a  

 

4. Aufgabe einer verantwortungsbewussten Verkehrs- und Gesellschaftspolitik 

muss es sein, die Unterfinanzierung auszugleichen, um dem Substanzver-

zehr entgegenzuwirken. Dazu bedarf es einer öffentlichen Diskussion zum 
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Stellenwert und zur Notwendigkeit einer bedarfsgerechten Finanzierung 

der Verkehrsinfrastruktur. 

 

5. Die zukünftige Verkehrsinfrastrukturfinanzierung erfordert weiter eine ein-

deutige Verantwortung der öffentlichen Hand für diesen Bereich der Da-

seinsvorsorge. Hierzu gehören: 

a. eine Sicherung der bestehenden Finanzierungsbasis (Verkehrshaus-

halte sowie GVFG/EntflechtG und RegG), 

b. eine Ausschöpfung aller Möglichkeiten zur Effizienzsteigerung so-

wie die Überprüfung von Standards und  

c. für einen Defizitabbau kommen folgende Lösungswege grundsätz-

lich in Betracht: 

x Variante 1: Deckung durch Erhöhung des Haushaltsanteils 

x Variante 2: Deckung durch weitere Elemente der Nutzerfinan-

zierung  

x Variante 3: Kombination aus Variante 1 und 2  

Für die Varianten 1 und 2 stehen Instrumente zur Verfügung, die die Mög-

lichkeit einer Differenzierung nach ökonomischen, ökologischen und sozia-

len Gesichtspunkte zulassen.  

6. Die Einführung einer Maut für schwere Lkw hat zur gleichzeitigen Absen-

kung der haushaltsfinanzierten Anteile geführt und damit die Elemente der 

Nutzerfinanzierung negativ besetzt. Voraussetzung jeglicher Nutzerfinan-

zierung muss daher eine strikte Zweckbindung der Mittel sein, wobei der 

steuerfinanzierte Anteil mindestens konstant zu halten ist. 

 

Es sind Fonds-Modelle sowie Leistungs- und Finanzierungsvereinbarungen, 

die einen Rechtsanspruch für die Baulastträger gewährleisten, zu untersu-

chen. Daraus wäre ausschließlich Erhalt und Betrieb zu finanzieren. Neu-

baumaßnahmen und deren jeweilige Finanzausstattung bleiben weiterhin 

eine politische Entscheidung.  

 

7. Eine dauerhafte Akzeptanz des Finanzbedarfs der Verkehrsinfrastruktur ist 

über periodisch anzufertigende Infrastrukturzustands- und -leistungs-

berichte anzustreben. 

 

8. Ausweitungen der Nutzerfinanzierungen im Bereich der Schiene und Was-

serstraße (ausschließlich Binnenwasserstraßen) sind zwar denkbar, können 

aber keine entscheidende Deckung des Defizits gewährleisten, so dass für 

diese beiden Bereiche ganz überwiegend nur eine Haushaltsfinanzierung in 

Frage kommt. 
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Anhang 

Anlage A Beschlüsse 

(1) Beschluss der VMK vom 02.12.2011: 
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(2) Beschluss der VMK vom 18.04.2012:  

. 
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(3) Beschluss der VMK vom 05.10.2012: 
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Anlage B Zwischenberichte 

(1) Zwischenbericht der Kommission zur VMK am 18.05.2012 in 
Kassel 

 

 
 Zwischenbericht der Kommission 

„Zukunft der Verkehrsinfrastrukturfinanzierung“ 
Zur Verkehrsministerkonferenz am 18./19. April 2012 in Kassel 

 

I. Einsetzungsbeschluss und Kommissionszusammensetzung 

Die Kommission „Zukunft der Verkehrsinfrastrukturfinanzierung“, im Weiteren 

„Kommission“ genannt, wurde auf Grundlage der Beschlussempfehlung der Ver-
kehrsministerkonferenz (VMK) vom Dezember 2011 eingesetzt und besteht aus 

folgenden Mitgliedern:  

- Herr Dr. Karl-Heinz Daehre, Minister a. D., Vorsitzender der Kommission, 

- Herr Minister Jörg Vogelsänger (Brandenburg, Vorsitzender der Verkehrs-

ministerkonferenz), Stellvertreter des Vorsitzenden der Kommission, 

- Herr Staatssekretär Rainer Bomba (Bundesministerium für Verkehr, Bau 

und Stadt-entwicklung), Stellvertreter des Vorsitzenden der Kommission, 

- Herr Minister Harry Kurt Voigtsberger (Nordrhein-Westfalen), 

- Herr Senator Frank Horch (Hamburg), 

- Herr Minister Christian Carius (Thüringen), 

- Herr Minister Dieter Posch (Hessen), 

- Herr Minister Winfried Hermann (Baden-Württemberg) und 

- Herr Minister Joachim Herrmann (Bayern). 

Die Arbeit der Kommission wird in deren Geschäftsstelle in Magdeburg durch die 

Mitarbeit von Erfahrungsträgern aus dem Bereich Finanzierung und Infrastruktur 

u.a. durch Herrn StS a.D. Dr. Joachim Gottschalk, Herrn Ulrich-Karl Engel sowie 

Herrn Dr. Sebastian Trojahn und Herrn Fabian Behrendt vom Fraunhofer Institut für 
Fabrikbetrieb und -automatisierung IFF, Magdeburg unterstützt. Als externe Berater 
sind zurzeit Herr Prof. Torsten Böger (VIFG), Herr Prof. Klaus J. Beckmann (DIFU), 
Herr Dr. Andreas Kossak (Kossak Forschung & Beratung) und Herr Frank M. Schmid 
(Schmid Mobility Solutions GmbH) tätig. Darüber hinaus wird die Arbeit durch die 

Geschäftsstelle der VMK beim Bundesrat begleitet. 

II. Ausgangssituation 

Der Auftrag der Kommission besteht darin, auf Grundlage der Beschlussempfehlung 

der Verkehrsministerkonferenz vom Dezember 2011 und in Anbetracht der offen-

sichtlichen Unterfinanzierung der Verkehrsinfrastruktur in Deutschland, die in den 

letzten Jahren begonnene fachliche und politische Diskussion zur Zukunft der Fi-

nanzierung der Verkehrsinfrastruktur zu bündeln. Dies soll die Grundlage für die 
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notwendige, gesellschaftliche Diskussion in Deutschland schaffen und darüber hin-

aus den nachfolgenden, politischen Entscheidungsprozess vorbereiten.  

Neben dem Bericht der Pällmann-Kommission aus dem Jahr 2000 wurde seither 

eine Reihe weiterer Bedarfsermittlungen für die Verkehrsinfrastruktur vorgelegt. 

Gemeinsam wird darin festgestellt, dass zwischen den Erfordernissen der Infra-

strukturfinanzierung (Straße, Schiene, Wasserstraße) und den tatsächlich zur Verfü-

gung stehenden Mitteln ein Delta besteht, das für die Sicherung der Mobilität in 

Deutschland zu einem nachhaltigen Problem aufwächst. 

Die vorhandene Datenlage sollte dabei – ohne den Anspruch einer punktscharfen 

Erhebung – zunächst durch eine Abfrage beim Bund und bei den Ländern aktuali-

siert und weiter qualifiziert werden. 

Für die politische Umsetzungsfähigkeit ist vorgesehen, dass Analysen und Hand-

lungsvorschläge der Kommission sowohl für die bestehenden Finanzierungsdefizite 

der drei Verkehrsträger Straße, Schiene und Wasserstraße als auch für die Baulast-

träger Bund, Länder und Kommunen erarbeitet werden. Weiterhin sind die nach 

dem Abschlussbericht der Pällmann-Kommission veröffentlichten Diskussionsbei-

träge zur Kostensenkung im Infrastrukturbereich, u.a. der Bericht des Wissenschaft-
lichen Beirates des BMVBS, die Effizienzinitiative Straßenbau des BMVBS sowie die 
Arbeitsergebnisse des AK Bahnpolitik zur Begrenzung von Kostensteigerungen im 
Schienenverkehr durch Anwendung einer Budgetierung für Planungskosten, zu in-

tegrieren. 

In diesen Zusammenhang gehört auch eine Betrachtung des DIFU-Gutachtens 2008, 

des gemeinsamen Berichts der Arbeitskreise Straßenbaupolitik und Öffentlicher 
Personenverkehr der GKVS zur Revision des Entflechtungsgesetzes sowie der Ergeb-

nisse der diesbezüglichen Arbeitsgruppe der Staatskanzleien.  

Darüber hinaus sind u.a. Handlungsvorschläge zu erarbeiten, die innerhalb von Er-

hebungssystemen politisch gewollte Steuerungen, etwa durch eine Differenzierung 

von Entgelten nach Maßgaben wie Schadstoffausstoß, Gewicht, o. ä. ermöglichen.  

Im Bereich Schiene sind Handlungsvorschläge zur Finanzierung der Infrastruktur 

von nichtbundeseigenen Eisenbahnen und zur Sicherung einer frühzeitigen Beteili-

gung der Länder bei der Vorbereitung von Leistungs- und Finanzierungsvereinba-

rungen (LuFV) zu entwickeln. 

Im Bereich des ÖPNV sind u.a. solche Handlungsvorschläge zu entwickeln, die das 

Mobilitätsangebot auch unter den Bedingungen des demographischen Wandels 

sichern. 

III. Grundsätze der Kommissionsarbeit 

Die Kommission greift die relevanten Positionen zur Zukunft der Infrastrukturfinan-

zierung auf.  

Um den folgenden politischen Umsetzungsprozess zu fördern, werden die exponier-

ten verkehrsträgerbezogenen und verkehrsträgerübergreifenden Interessenvertre-

tungen und Institutionen mit ihren Anregungen in die Arbeit der Kommission einbe-

zogen. Das betrifft insbesondere die frühzeitige Einbeziehung kritischer Positionen, 
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um einen gesellschaftlichen Konsens zur Notwendigkeit der Erweiterung von Finan-

zierungsmöglichkeiten zu erleichtern. 

Die Kommission greift auch das Angebot der europäischen Kommission zu einem 

Fachgespräch (vorgesehener Termin am 20.04.2012 mit Herrn Generaldirektor Dr. 

Ruete) zur Zukunft der deutschen Infrastrukturfinanzierung auf der Ebene der Ge-
neraldirektion Energie und Verkehr der Europäischen Kommission (MOVE) auf. 

Im Interesse der politischen Umsetzbarkeit ihrer Vorschläge geht die Kommission 

beim Einsatz von zusätzlichen Mitteln zunächst von einer Zweckbindung für Erhalt 

und Betrieb aus, die an das Bestandsnetz der Baulastträger geknüpft sind. Investiti-

onen (Aus- und Neubau) in die Verkehrsinfrastruktur sind danach vorrangig weiter-

hin aus Steuermitteln zu finanzieren.  

Die Kommission geht weiterhin davon aus, dass mit einer solchen Zweckbindung 

regionale Verteilungskämpfe und Auseinandersetzungen zwischen den Baulastträ-

gern weitestgehend vermieden werden können und dass eine Zweckbindung an das 

vorhandene Infrastrukturangebot, das die Bürgerinnen und Bürgern täglich nutzen, 

am ehesten geeignet ist, Konsens in der öffentlichen Diskussion bei den weiterge-

henden Überlegungen zur Verkehrsinfrastrukturfinanzierung zu erreichen. 

Eine Mittelerhebung für Investitionen, die in der Regel fern vom täglich erlebbaren 

Umfeld erfolgt, dürfte eine solche Bereitschaft schwerer fördern. 

IV. Vorgehensweise 

Die Kommission hat die Absicht, durch Datenerhebung und Anhörung quantitative 

und qualitative Aussagen zum Bestand der Verkehrsinfrastruktur und deren gegen-

wärtiger Finanzierung zu ermöglichen. Die Erhebung erfolgt nicht punktscharf, son-

dern durch Validierung vorhandener Daten von Bund und Ländern. Im Rahmen der 

Anhörung wird außerdem die Möglichkeit eröffnet, Vorschläge zu einer veränder-

ten, bedarfsgerechten Finanzierung und Mittelverteilung vorzutragen.  

Die Mitglieder der VMK werden gebeten, die Arbeit der Kommission mit Fachbei-

trägen oder Anregungen zur Zukunft der Verkehrsinfrastrukturfinanzierung zu un-

terstützen. Im Interesse gesamtwirtschaftlichen Stabilität und Finanzierbarkeit 

(steuer- und nutzer-finanziert) behält der Grundsatz „Verkehr finanziert Verkehr“ 

seine Gültigkeit. 

Zu ausgewählten Themen werden Gutachten beauftragt, darunter u. a. ein Bench-
marking zur Finanzierungsstruktur (Einnahmen und Ausgaben) des Verkehrs in an-

deren EU-Staaten und eine Variantenuntersuchung zur baulastträgerbezogenen 
Finanzierung der Erhaltung und Bewahrung einer angemessenen Verkehrsinfra-
struktur. Hierbei ist an eine Bindung der Mittelzuwendung bezogen auf die Einhal-

tung und Erreichung von vorgegebenen Standards zu denken. 

Die Kommission hat sich zunächst auf den Bereich Straße konzentriert und wird sich 

im weiteren Verlauf den Verkehrsträgern Schiene, Wasser sowie der offensichtli-

chen Unterfinanzierung des ÖPNV (u.a. Auslaufen der Finanzierungsregelungen des 

Entflechtungs- und Regionalisierungsgesetzes) vertieft widmen. 
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Die Auswertung der Datenerhebungen, Anhörungen, Stellungnahmen und Anre-

gungen sowie der Gutachten soll zusammengefasst dargestellt werden und in einen 

Maßnahmenkatalog münden, der Handlungsoptionen für einen politischen Umset-

zungsprozess aufzeigt. Die Erhöhung der Einnahmen steht dabei ebenso im Focus, 

wie die Erhöhung der Effizienz der eingesetzten Mittel.  

Die Handlungsoptionen auf der Einnahmeseite sollen sowohl die Ausschöpfung 

bestehender als auch die Schaffung neuer Finanzierungsmöglichkeiten aufzeigen. 

Die Handlungsoptionen auf der Ausgabeseite sollen in einem Maßnahmenkatalog 

zur Kostensenkung zusammengefasst werden. Beide Elemente sollen einen Werk-

zeugkasten bilden, der zur Grundlage künftiger Entscheidungen der verschiedenen 

politischen Ebenen gemacht werden sollte.  

 

V. Zwischenbetrachtung 

Bereits die eingegangenen Fragebögen bestätigen die Hypothese eines tatsächli-

chen Finanzierungsdefizits in der Verkehrsinfrastruktur auf allen Ebenen. Für die 

notwendige, zu führende, gesellschaftliche Diskussion stellen diese aber noch keine 

ausreichende Grundlage dar. 

Problematisch erscheinen dabei die erheblichen Unterschiede zwischen den Län-

dern in Bezug auf die tatsächlichen finanziellen Aufwendungen für den Betrieb und 

die Erhaltung bei den Betriebs- und Erhaltungskosten der Bundes- und Landesstra-

ßen. Damit zeichnet sich bereits jetzt ein hoher Erklärungsbedarf gegenüber der 

Politik ab. Trotz der in der Öffentlichkeit „gefühlten“ Defizite bei der Finanzierung 

der Verkehrsinfrastruktur wird davon die Akzeptanz für etwaige zusätzliche Belas-

tungen und deren politische Umsetzbarkeit beeinflusst.  

Es liegt im Interesse der Länder, die Bemühungen der Kommission um möglichst 

aussagefähige Zahlen zu unterstützen, nur so sind Unterschiede erklärbar. Der Ge-

fahr, dass außerhalb des Verkehrsbereiches eine sachfremde Interpretation statt-

findet, kann nur dadurch begegnet werden, dass die Zahlen vergleichbar gemacht 

und die jeweilige verkehrspolitische Strategie der Länder dargelegt werden. Aus 

diesem Grund sollen hier zunächst die kilometerbezogenen Kosten durch flächen-

bezogene Kosten auf der Basis Quadratmeter Fahrbahn, Brücke und Tunnel, in An-

lehnung an das Bauwerk-Management-System (BMS) und Pavement-Management-

System (PMS), ersetzt werden. 

Das Problem, quantitative und qualitative Aussagen zum Bestand der Verkehrsinf-

rastruktur und deren gegenwärtiger Finanzierung zu erlangen, wurde von der 

Kommission sowohl im Arbeitskreis Straßenbaupolitik der GKVS als auch in der 

GKVS selbst erörtert. Es wurde darauf verwiesen, dass die Erhebung nicht punkt-

scharf, sondern durch Validierung vorhandener Daten erfolgt. Der Arbeitskreises 

Straßenbaupolitik hat dabei angekündigt, dies durch eine abgestimmte Datenerfas-

sung zu unterstützen, die auch eine fachliche Diskussion der Zweckmäßigkeit einer 

längen- bzw. flächenbezogenen Darstellung enthält.  
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Im Ergebnis der ersten Anhörungen erscheint es außerdem dringend notwendig, 

den Zustand der Verkehrsinfrastruktur regelmäßig zu erfassen und deren Verände-

rungen abzubilden. Dafür wurden baulastträgerbezogene Infrastrukturzustandsbe-

richte vorgeschlagen, die einer Standardisierung unterliegen müssen.  

Die Berichte ermöglichen eine Kontrolle des Erfolgs der eingesetzten Mittel und 

schaffen die Basis für vergleichende Betrachtungen. Sie sind gegenüber der Bevöl-

kerung Legitimation für getroffene Entscheidungen und durch nachgewiesenen 

Bedarf auch für notwendige Mehreinnahmen.  

 

VI. Bisheriger Arbeitsprozess und Ausblick 

Die Anhörung erfolgt in den Blöcken verkehrs- und aufgabenträgerübergreifende 

sowie verkehrsträgerbezogene Interessenvertretungen und Institutionen. Weiter-

hin wird die Möglichkeit genutzt, schriftliche Stellungnahmen und Anregungen ein-

zuholen. Im Einzelnen wurden angehört bzw. sind vorgesehen: 

 

1. Verkehrs- und aufgabenträgerübergreifende Interessenvertretungen und Insti-

tutionen 

Anhörung bereits erfolgt: 

x Verband Deutscher Verkehrsunternehmen (VDV) 
x Deutscher Landkreistag (DLT) 
x Bundesverband Güterkraftverkehr Logistik und Entsorgung (BGL) 
x Deutsches Institut für Urbanistik (DIFU) 

U.a. sind weitere Anhörungen in Planung (Stand 21.03.2012): 

x Deutscher Städtetag 
x Deutscher Städte- und Gemeindebund (DStGB) 
x Wissenschaftlicher Beirat des BMVBS 
x Umweltbundesamt (UBA) 
x Umweltverbände (BUND, NABU) 
x ADAC e.V. 
x Verkehrsclub Deutschland e.V. (VCD) 
x Verband der Automobilindustrie (VDA) 
x Hauptverband der Deutschen Bauindustrie e.V. 
x Bundesvereinigung Logistik e.V. (BVL) 
x Deutsches Verkehrsforum e.V. 
x Pro Mobilität e.V. 
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2. Verkehrsträgerbezogene Interessenvertretungen und Institutionen 

Anhörung bereits erfolgt: 

x Deutsche Bahn AG 

x der Bundesverband Öffentlicher Binnenhäfen e.V. (BÖB) 
x der Bundesverband der Deutschen Binnenschiffahrt e.V. (BDB) 
x der Zentralverband der Deutschen Seehafenbetriebe e.V. (ZDS) 

U.a. sind weitere Anhörungen in Planung (Stand 21.03.2012): 

x Verband Deutscher Verkehrsunternehmen (VDV) zum ÖPNV 

x Verband der Bahnindustrie in Deutschland e.V. (VDB) 
x Bundesverband Deutscher Omnibusunternehmer (bdo) 
x Nichtbundeseigene Eisenbahnen (NE-Bahnen) 
x BAG der SPNV-Aufgabenträger 
x Mofair e.V. (Interessenverband mobil und fair) 

Die Notwendigkeit für weitere Anhörungen wird sich aus den Arbeitsfortschritten 

der Kommission und weiterführenden inhaltlichen Anregungen der Länder ergeben. 

 

VII. Weiteres Zeitplanung der Kommissionsarbeit 

Tabelle1: Information zur Zeitplanung der Kommission 

   
21. März 

2012 

Gemeinsame Konferenz der 

Verkehrs- und Straßenbau-

abteilungsleiter (GKVS) 

Vorbereitung der VMK (18./ 

19.04.2012);  

Information zum Zwischenstand der 

Arbeitsgruppe „Zukunft der Verkehrsin-

frastrukturfinanzierung“ 

30. März 

2012 

2. Kommissionssitzung u.a. Bestätigung der präzisierten inhalt-

lichen Zielstellung der Kommission und 

einer vorläufigen Zeitplanung 

18. April 

2012 

Verkehrsministerkonferenz  Vorstellung der Arbeitsweise und Zeit-

planung 

15. Juni 

2012 

3. Kommissionssitzung u.a. Beschluss zur inhaltlichen Gestal-

tung des Abschlussberichtes 

Ende 

Juni 

2012 

 Abschluss der Anhörungen 

   

Ende 

Sept. 

2012 

4. Kommissionssitzung Vorbereitung der VMK  

04. Okt. 

2012 

Verkehrsministerkonferenz Vorstellung der Ergebnisse der Kom-

missionsarbeit 

Dez. 

2012 

 Vorlage des Abschlussberichts 
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VIII.  Ergebnis der 2. Kommissionssitzung vom 30.03.2012 

Nach Diskussion in der Kommissionssitzung vom 30.03.2012 verständigte sich die 

Kommission die folgende Konkretisierungen und Ergänzungen des Arbeitsauftrags 

vom 10.01.2012 vorzunehmen. Der im Folgenden aufgeführte Beschluss wird der 

Verkehrsministerkonferenz am 18./19.04.2012 zur Kenntnisnahme vorgelegt. 

1. Die Verkehrsministerkonferenz nimmt den Zwischenbericht der Kommission 
einschließlich der weiteren Zeitplanung zur Kenntnis.  
 

2. Das Ziel der Kommission ist auch unter Berücksichtigung von Klima- und Res-
sourcenschutz sowie des demographischen Wandels Grundlagen für die not-
wendige, gesellschaftliche Diskussion zur Zukunft der Finanzierung der Ver-
kehrsinfrastruktur in Deutschland (nachhaltige Mobilität) zu schaffen und dar-
über hinaus den nachfolgenden, politischen Entscheidungsprozess vorzuberei-
ten. Dabei hat sie sich zunächst auf den Bereich Straße konzentriert und wird 
sich im weiteren Verlauf auch den Verkehrsträgern Schiene, Wasser sowie dem 
ÖPNV einschließlich der verkehrsträgerübergreifenden Wirkungen widmen. 

 
3. Die Kommission geht bei der Erhebung quantitativer und qualitativer Daten zum 

Bestand der Verkehrsinfrastruktur und deren gegenwärtiger Finanzierung davon 
aus, dass sie nicht punktscharf, sondern durch Validierung vorhandener Daten 
erfolgt. Für die weitere Arbeit werden Daten und entsprechende Erläuterungen 
aus den Arbeitskreisen Straßenbaupolitik und Bahnpolitik der GKVS genutzt. 

 
4. Für künftige politische Entscheidungen und Handlungsoptionen ist ein Werk-

zeugkasten zu entwickeln, der Handlungsoptionen sowohl auf der Einnahmesei-
te als auch auf der Ausgabeseite aufzeigt. Das betrifft sowohl die Ausschöpfung 
bestehender als auch die Schaffung neuer Finanzierungsmöglichkeiten sowie ei-
nen Maßnahmenkatalog zur Kostensenkung (siehe Anlage 2, Abbildung 2, Stell-
schrauben). 

 
5. Im Interesse der gesamtwirtschaftlichen Stabilität und Finanzierbarkeit (steuer- 

und nutzer-finanziert) behält der Grundsatz „Verkehr finanziert Verkehr“ seine 
Gültigkeit. 

 
6. Die Kommission geht davon aus, dass bei nutzerfinanzierten Mitteln eine 

Zweckbindung für Erhalt und Ausbau (Sanierung/ Modernisierung/ Verbesse-
rung) des Infrastrukturangebotes am ehesten geeignet ist, Konsens in der öf-
fentlichen Diskussion bei den weitergehenden Überlegungen zur Verkehrsinfra-
struktur-finanzierung zu erreichen. Mehrmittel sollen ausschließlich der verkehr-
lichen Infrastruktur einschließlich verkehrssteuernder Maßnahmen zugutekom-
men  

 
7. Um den Zustand der Verkehrsinfrastruktur regelmäßig zu erfassen und deren 

Veränderungen abzubilden, wird die Anregung für baulastträgerbezogene Infra-
strukturzustandsberichte, die einer Standardisierung unterliegen müssen, weiter 
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verfolgt. Solche Berichte sind unter weitgehender Nutzung von bereits jetzt re-
gelmäßig erhobenen Daten zu erstellen und sollen eine Kontrolle des Erfolgs und 
eine vergleichende Betrachtung zum sachgerechten Einsatz der Mittel ermögli-
chen. Sie sind gegenüber der Bevölkerung eine permanente Legitimation von 
notwendigen Mehreinnahmen und stellen somit eine Voraussetzung für eine 
bessere Bürgerbeteiligung dar.  

 
8. Zur Optimierung der Nutzung vorhandener Verkehrsinfrastruktur für den Indivi-

dual- und Güterverkehr ist der Einsatz von modernen Telematiksystemen sowie 
Kommunikations- und Informationstechnologien, u.a. zur modalen Vernetzung, 
Stauvermeidung und zeitweiliger Standstreifennutzung zu berücksichtigen.  

 
9. Die Verkehrsministerkonferenz bittet den Vorsitzenden der Kommission, mit den 

Arbeitskreisen bzw. Arbeitsgruppen in Kontakt zu treten, die sich parallel mit 
Fragen der Verkehrs-infrastrukturfinanzierung (u.a. Nachfolgeregelungen zum 
Regionalisierungsgesetz sowie dem Entflechtungsgesetz und dem GVFG-
Bundesprogramm) befassen. Die dortigen Arbeitsergebnisse sind wie die Effizi-
enzinitiative Straßenbau des BMVBS und die des AK Bahnpolitik zur Begrenzung 
von Kostensteigerungen im Schienenverkehr auf Relevanz für die Arbeit der 
Kommission zu prüfen. Weiterhin wird das Angebot der Generaldirektion Ener-
gie und Verkehr der Europäischen Kommission (MOVE) zu einem Fachgespräch 
mit Herrn Generaldirektor Dr. Ruete zur Zukunft der deutschen Infrastrukturfi-
nanzierung aufgegriffen. 



Kommission „Zukunft der Verkehrsinfrastrukturfinanzierung“                                                          | Anhang 

Seite | 140  

ANLAGE 1: 

Zusammenfassung des internationalen Vergleichs „Benchmarking Eu-
ropa“ 

I.    Ausgewählte Fakten / Daten - Positionierung Deutschlands (DE) im 
Vergleich: 

• Anteil der Ausgaben der Privathaushalte für den Verkehr: Vorderfeld  
• Investitionen in die Straßeninfrastruktur je Einwohner: hinteres Mittelfeld 
• Investitionen in die Schieneninfrastruktur je Einwohner: hinteres Mittel-

feld 
• Angaben zu Erhaltungsinvestitionen: für Deutschland nicht verfügbar 
 

II.   Praxis der Verkehrsinfrastrukturfinanzierung in Europa  

a.   Straße 

• Hauptfinanzierungsquellen sind bisher weit überwiegend die allgemeinen 
Haushalte. 

• Kfz.-bezogene Steuern sind in der Regel „allgemeine Steuern“, Zweck-
bindung für Verkehr nur in wenigen Ausnahmen; 3 bis 12 Steuerarten 
(inkl. „Sonstiges“) - in DE sind es 11. 

• Mineralölsteuer weit überwiegend größte Komponente der Kfz.-
bezogenen Steuern. 

• Einnahmen aus Kfz.-bezogenen Steuern je Einwohner: DE im Vorder-
feld. 

• Abgabenanteil an den Verkaufspreisen von Mineral- + Dieselöl: DE im 
hinteren Vorderfeld. 

• Preisunterschiede für Mineral- + Dieselöl begrenzt, Ausnahmen erzeu-
gen „Tanktourismus“. 

• In zahlreichen Ländern Konzessionen mit Mauterhebung für alle Fahr-
zeuge (in DE marginal - F-Modelle) sowie zeit- und/ oder entfernungsab-
hängige Lkw-Maut auf Hauptverkehrsstraßen (DE zählt hier zu den 
„Marktführern“); DE gehört zu den wenigen Ländern ohne / bzw. mit nur 
marginaler Anwendung von Pkw-Maut und/ oder City-Maut. 
 

b.   Schiene 

• In den meisten Fällen erhalten Betreiber Subventionen, „um Defizite 
auszugleichen und die erforderlichen Investitionen in Erhaltung und 
Ausbau der Infrastruktur leisten zu können“.  

• Darüber hinaus werden vielfach „Kompensationen für Leistungen im ein-
zelstaatlichen ökonomischen Interesse“ geleistet. 

• Höhe der Subventionen je Einwohner: DE im vorderen Mittelfeld. 
• Im „Bahn-Musterland“ Schweiz beispielsweise finanziert der Bund bisher 

zahlreiche Maßnahmen aus einem „Fonds zur Finanzierung von Infra-
strukturvorhaben des öffentlichen Verkehrs“; er wird gespeist aus: Lkw-
Maut, Mehrwertsteuer und Mineralölsteuer. 
 

c.   Binnenwasserwege und Häfen  

• Investitionen werden weit überwiegend aus den staatlichen Haushalten 
finanziert. 

• Die „Mannheimer Akte“ von 1868 und die „Belgrader Konvention“ von 
1948 verfügen Abgabenfreiheit im Rheinschifffahrtsgebiet bzw. auf der 
Donau; sie sind internationales Recht, aber nicht sakrosankt. 
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• Kanalabgaben, Schleusenabgaben, Abgaben für Rettungsdienste etc. 
sind in der Regel unmittelbar zweckgebunden; sie machen nur einen ge-
ringen Teil der Gesamtkosten aus.  

• Die Wirtschaft ist für flächendeckende, direkte Benutzungsgebühren 
aufgeschlossen; vorausgesetzt, das gilt auch für die Wettbewerber und 
unter Berücksichtigung der Spezifika der Wasserwege (Wasserwirt-
schaft, Vorfluter, Naturraum, Ökologie, Freizeit etc.). 
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III.  EU-Politik 

Die EU-Politik verfolgt seit den 1990er Jahren eine Umstellung auf Nutzerfi-
nanzierung aller Verkehrsinfrastrukturen aller Trägerebenen („faire und effi-
ziente Bepreisung“, Kombination der Prinzipien „User-Pays“ und „Polluter 
pays“): Grünbuch 1995, Weißbücher 2001 und 2011, Grünbuch Stadtverkehr 
2007, Eurovignette I bis III, „Greening Transport Package”, “Implementing 
Pricing Reforms in Transport“, PROGRESS / CURACAO (City-Maut) etc..  

IV.  ÖPP / PPP 

EU- Kommission, Europäische Investitionsbank, OECD, International Trans-
port Forum etc. empfehlen mit Nachdruck die Nutzung der betreffenden Be-
schaffungsform in allen Verkehrssektoren (einschließlich Schiene) bei dafür 
geeigneten (komplexen) Projekten und projektspezifischen Konditionen; DE 
ist diesbezüglich bisher noch „Entwicklungsland“.52  

                                                           
52

 der ausführliche Bericht „Benchmarking Europa“ liegt der Kommission vor und wird Teil des Abschlussberichts 
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ANLAGE 2 

Erste Darstellung der Finanzierungssäulen und möglicher Veränderun-
gen 

1. Gegenwärtige Finanzierung der Verkehrsinfrastruktur 

Die Säulen der aktuell direkten Finanzierungsquellen für den Bereich Verkehr sind 

in folgender Abbildung 1 dargestellt. Derzeit werden ca. 50 Mrd. €/Jahr eingenom-

men. 

 

Abbildung 1: Säulen der aktuellen Verkehrsfinanzierung 

Das Bild der aktuellen Finanzierung der Verkehrsinfrastruktur erfährt eine Präzisie-

rung durch eine Auswertung bestehender Gutachten zur Wegekostenermittlung 

und -deckung durch Herrn Prof. Böger (VIFG). 

2. Erweiterung der Finanzierungsmöglichkeiten (Stellschrauben) 

 

Abbildung 2: Mögliche Instrumente 

Die Abbildung 2 zeigt bereits praktizierte und darüber hinaus mögliche Handlungs-

instrumente zur Erweiterung der Finanzierungsquellen der Verkehrsinfrastruktur in 

Deutschland. Sie sind auf Grundlage des bisherigen Wissensstands aus den Verglei-
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chen europäischer Länder sowie den Anhörungen von Fachexperten und Anregun-

gen aus der Kommission, dem Bund und den Länder entstanden. Der derzeitige 

Stand stellt weder eine Priorisierung noch eine Präjudizierung der einzelnen Finan-

zierungsmöglichkeiten dar. 

3. Handlungsoptionen auf der Einnahmenseite 

Für mögliche Handlungsfelder auf der Einnahmenseite kommt die Kommission zu 

folgenden Anregungen: 

- Diverse Formen der Nutzerfinanzierung (stärkere nutzerspezifische Anlastung, 

Erweiterung der Mautpflicht auf andere Fahrzeugarten (wie in Abbildung 2 dar-

gestellt)), 

- Mittel-Zweckbindung (z.B. aus dem Bereich Energiesteuer) und 

- Prüfung von weiteren Finanzierungsmöglichkeiten im Bereich der Verkehrsinf-

rastruktur u.a. durch Public Private Partnership-Modelle (PPP/ÖPP) oder einer 

Mitfinanzierung von Verkehrsinfrastruktur durch weitere Trassenbenutzer (z.B. 

denkbare Varianten der Energietrassenverlegung in Bahn-, Bundesautobahn-

Trassen oder im Bereich von Flüssen und Kanälen). 

 

4. Handlungsoptionen auf der Ausgabenseite 

Für mögl. Handlungsfelder auf der Ausgabeseite kommt die Kommission zu folgen-

den Anregungen: 

- Überprüfung von Standards, 

- Sicherung einer vergleichbaren technischen Entwicklung im kommunalen Stra-

ßenbau durch Schaffung eines „Muster-GVFG“, 

- Sicherung einer vergleichbaren Qualität bei der Unterhaltung der Verkehrsinf-

rastruktur durch eine Mittelausreichung auf der Grundlage von Leistungs- und 

Finanzierungsvereinbarungen (LuFV), 

- Prüfen von geeigneten Möglichkeiten zur Erhöhung der Mitteleffizienz (u.a. 

Abschlussbericht des Wissenschaftlichen Beirates), 

- Entwicklung eines Verkehrsinfrastrukturzustandsberichtes sowie 

- Auflösung des Jährlichkeitsprinzips der Haushalte durch Einrichtung von Infra-

strukturfonds. 

 

Diese genannten Aufstellungen sind bisher unbewertet und nicht als vollständig zu 

betrachten, da sie nur den momentanen Arbeitsstand der Kommission darstellen.  

Darüber hinaus muss ebenfalls überlegt werden, bestehende sachgerechte Förde-

rungsmaßnahmen bei den einzelnen Verkehrsträgern fortzuführen, wie z.B. die vom 

Arbeitskreis Bahnpolitik gewünschte Folge-LuFV und deren frühzeitige Diskussion in 

den Ländern
53

. 
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 die ausgewerteten Daten sowie erarbeiteten Handlungsoptionen sind Teil der Kommissionsarbeit 
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ANLAGE 3 

Erste Darstellung zu Steuern und Abgaben aus Verkehr 

 
Abbildung 3: Steuern und Abgaben aus Straßenverkehr 

 
Abbildung 4: Steuern und Abgaben aus Schienenverkehr 
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Abbildung 5: Steuern und Abgaben aus Schifffahrt 
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(2)  Zwischenbericht der Kommission zur VMK am 05.10.2012 in 
Cottbus 

2. Zwischenbericht der Kommission 
„Zukunft der Verkehrsinfrastrukturfinanzierung“ 

zur Verkehrsministerkonferenz am 04./05.10.2012 in Cottbus 

I. Einleitung 

Die Tätigkeit der Kommission wurde auf Grundlage der 3. Kommissionssitzung vom 

15.06.2012 fortgesetzt. Die dort festgehaltenen Zwischenergebnisse wurden zu 

Leitlinien weiterentwickelt, die zusätzlich durch einen mehrheitlichen Trend aus 

den Anhörungen und durch Anregungen externer Berater mitgetragen werden. 

Es besteht ein durchgängiges Problembewusstsein hinsichtlich der Unterfinanzie-

rung aller Verkehrsinfrastrukturen, die zu einem zunehmenden Wertverlust führt 

und deren Funktionstüchtigkeit beeinträchtigt. Hinsichtlich des Finanzierungsbe-

darfs (ohne Berücksichtigung von Lenkungseffekten) wäre das Problem lösbar, 

wenn der Bund und die Länder die erforderlichen Anteile der Einnahmen aus der 

Energie- und Kraftfahrzeugsteuer bedarfsgerecht für die Verkehrsinfrastruktur zur 

Verfügung stellen oder eine angemessene Erhöhung der Haushaltsmittel garantie-

ren würden. Jedoch sind bisher alle Versuche gescheitert (mit Ausnahme der Mittel 

nach GVFG), eine verlässliche Zweckbindung von Einnahmen aus diesen Steuerar-

ten für den Verkehrssektor zu erreichen. 

Demgemäß wird mehrheitlich akzeptiert, dass der Auftrag der Kommission daher 

auch darin besteht, unabhängig von dieser grundsätzlichen Position Finanzierungs-

wege aufzuzeigen, die geeignet sind, die Verkehrsinfrastruktur nachhaltig zu si-

chern. Das betrifft hinsichtlich der Einnahmeseite auch eine stärkere Nutzerfinan-

zierung, wie sie schon von der „Pällmann-Kommission“ im Jahr 2000 vorgeschlagen 

und 2005 teilweise umgesetzt sowie erst jüngst territorial erweitert wurde. Diese 

Orientierung entspricht auch der Tendenz der nachhaltigen EU-Verkehrspolitik. 

Grundsätzlich muss allerdings festgestellt werden, dass die Einführung der Maut für 

schwere Lkw auf Bundesautobahnen aufgrund der gleichzeitigen Absenkung der 

steuerfinanzierten Anteile und der formalen Querfinanzierung der anderen Ver-

kehrträger aus den Einnahmen zu einem schwerwiegenden Vertrauensverlust in die 

Politik in diesem Zusammenhang geführt haben. Das Wort von der „Abzocke“ be-

schreibt die Befürchtung, dass mit einer Erweiterung der Nutzerfinanzierung kein 

Mehrwert für die Verkehrsinfrastruktur erreicht wird, sondern nur ein Element der 

Haushaltskonsolidierung geschaffen werden soll. Vorschläge zur Erweiterung der 

Nutzerfinanzierung treffen damit auf ein schwieriges und politisch vorbelastetes 

Umfeld. 

Aus den Anhörungen wurde deutlich, dass es für die öffentliche Diskussion und die 

erforderliche Akzeptanz bei Betroffenen und den Verkehrspolitikern selbst zwin-

gend notwendig ist, auf diese Vorbelastungen zu reagieren. Das erfordert folgende 

Reaktionen: 
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• rechtliche Sicherung der haushaltsfinanzierten Beträge der Verkehrsinfrastruk-

turfinanzierung, 

• Effizienzsteigerung auf der Ausgabeseite, 

• Transparenz bei der Erfassung des Zustands und der Leistungsfähigkeit der 

Verkehrsnetze sowie der Kostenermittlung und 

• Berücksichtigung aller Baulastträger bei der Verteilung neuer Finanzmittel. 

 

Es erscheint erforderlich, ein gesellschaftliches Bewusstsein dafür zu wecken, dass 

die Infrastruktur aller Verkehrsträger einen hohen gesellschaftlichen und ökonomi-

schen Wert hat, der einen kontinuierlichen Erhaltungsaufwand erfordert und in 

einem Übergangszeitraum auch der Abbau des aufgelaufenen Nachholbedarfes 

finanziell zu sichern ist. Die Bürgerinnen und Bürger müssen möglichst direkt er-

kennen können, dass ein etwaiger Kostenbeitrag einen Mehrwert durch bessere 

Nutzbarkeit der sie täglich umgebenden Verkehrsinfrastruktur erbringt. Für die 

gesellschaftliche Debatte muss ihnen aber auch von der Politik neben einer trans-

parenten Kostenermittlung, ein periodischer Infrastrukturbericht (Netzzustand, 

Leistungsfähigkeit und Stand der Abarbeitung des Nachholbedarfes) zur Verfügung 

gestellt werden. 

 

Für eine Akzeptanz neuer Finanzierungsmodelle bei der Bevölkerung und dem Ge-

werbe erschien es den angehörten Verbänden und Institutionen zielführend, Mittel 

aus neuen Einnahmen vorrangig im Bestandsnetz der Baulastträger (Erhalt und 

Betrieb sowie Nachholbedarf) und für den mit dem Erhalt verbundenen Ausbau 

(z.B. Engpassbeseitigung, Brückensanierung) einzusetzen. Kapazitätssteigernde 

Neu- und Ausbauten müssen grundsätzlich eine politische Entscheidung mit ent-

sprechender Finanzausstattung bleiben, die nicht zulasten der Bestandssicherung 

finanziert werden. 

Eine Akzeptanz der Erweiterung der Nutzerfinanzierung (Gebührenfinanzierung) bei 

der Infrastruktur erfordert zudem eine strikte Orientierung an Leistung und Kosten, 

für ein unter Berücksichtigung der wirtschaftlichen und demografischen Rahmen-

bedingungen definiertes Netz und seine Qualität. 

Die in der 3. Kommissionssitzung besprochene Notwendigkeit, neue Finanzie-

rungsmodelle so variabel zu entwickeln, dass damit auch ein nachhaltiges Verkehrs-

verhalten angeregt werden kann, betrifft gesamtgesellschaftliche Ziele wie wirt-

schaftliche und energiesparende Nutzung der Fahrzeuge, Sicherheit der Transport-

durchführung und Minderung des CO2-Ausstoßes und schließt eine Verkehrsverla-

gerung in Richtung Schiene, Binnenschifffahrt sowie ÖPNV bis hin zum Radverkehr 

ein. Dabei ist der Trend der EU-Verkehrspolitik zwingend zu berücksichtigen. 

Es kann deshalb nicht darum gehen, ausschließlich neue Finanzierungsströme zu 

generieren, sondern diese sind auch jeweils auf ihre Lenkungswirkung für das künf-

tige Verkehrsgeschehen hin zu bewerten. Jedwede Form einer Nutzerfinanzierung 

soll eine nachhaltige Verkehrspolitik sicherstellen. 

Für die politische und wirtschaftliche Steuerung und Sicherstellung einer leistungs-

fähigen Verkehrsinfrastruktur erscheint auch bei anderen Verkehrsträgern eine 
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Zielvereinbarung sachgerecht, wie z.B. die im Schienenbereich angewandte Leis-

tungs- und Finanzierungsvereinbarung. 

Die Eingangsgrößen für den Finanzbedarf wurden in enger Zusammenarbeit mit 

den Arbeitskreisen „Straßenbaupolitik“ (abgeschlossen) und „Bahnpolitik“ (über-

mittelte Zahlen noch in Abstimmung mit den Fragebogenauswertungen) ermittelt. 

Der AK „Straßenbaupolitik“ hat für den Bereich der Bundes- und Landes-/ Staats-

straßen neben der Kostenermittlung eine Darstellungsform entwickelt, die gegen-

wärtig auch auf die kommunalen Hauptverkehrsstraßen übertragen wird. 

Im Unterschied zu dem Bereich der Bundes-, Landes-/Staats- und Kreisstraßen, bei 

dem die Länder entweder als Auftragsverwaltung des Bundes oder in eigener Zu-

ständigkeit über unmittelbares Datenmaterial für den Bau und Betrieb der Straßen 

verfügen, steht den Ländern und Aufgabenträgern für den Bereich der Schiene 

kaum eigenes Datenmaterial zur Verfügung. Der Bedarf an Finanzierungsmitteln für 

die Schieneninfrastruktur und deren Betrieb kann im Wesentlichen nur von den 

Eisenbahnverkehrsunternehmen selber, insbesondere der DB AG und den NE-

Bahnen zur Verfügung gestellt werden. Angaben zur Finanzierung der Infrastruktur 

des schienengebundenen ÖPNV auf der kommunalen Ebene müssen die kommuna-

len Spitzenverbände zur Verfügung stellen. Die Kommission hat hierzu auf der 

Grundlage von Vorarbeiten des AK Bahnpolitik sowohl die DB AG als auch die Ver-

bände und die kommunalen Spitzenverbände um entsprechende Angaben gebeten. 

Im Bereich der DB AG ist nach Auffassung der angehörten Verbände und Institutio-

nen (außer DB Netz AG) sicherzustellen, dass etwaige neue Mittel in die inländische 

Infrastruktur fließen. 

Die Kommission regt an, dass bei Ausscheiden von Schieneninfrastruktur aus dem 

Eigentum des Bundes, der darauf entfallende Anteil der Bundesfinanzierung im 

Rahmen der LuFV nicht bei der DB AG verbleibt. 

Der Abschlussbericht der Kommission „Zukunft der Verkehrsinfrastrukturfinanzie-

rung“ soll Impuls für die notwendige politische und gesamtgesellschaftliche Debatte 

sein. 

 

II. Leitsätze der Kommission 

 

1. Die Sicherstellung einer leistungsfähigen Verkehrsinfrastruktur als Element einer 

nachhaltigen Daseinsvorsorge sowie als Voraussetzung für individuelle Mobilität 

und volkswirtschaftliche Entwicklung ist gemeinsame Aufgabe des Bundes, der 

Länder, der Kommunen, der Verkehrsteilnehmer und anderer Nutznießer. Dabei 

handelt es sich um eine gesellschaftliche Zukunftsinvestition. Diese gemeinschaft-

liche Verantwortung wird derzeit über die Haushalte der Baulastträger getragen. 

 

 

2. Die Verkehrsinfrastrukturen aller Aufgabenträger für Straße, Schiene, Wasserstra-

ßen und ÖPNV sind unter den geltenden Bedingungen der Finanzierung latent un-

terfinanziert. Der laufende Substanzverzehr bedeutet einen Verlust von Volks-

vermögen. Gegenüber dem tatsächlichen Finanzbedarf für die Infrastruktur ver-
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bleibt auf Basis des Jahres 2012 nach Abzug der Steuerfinanzierung über alle Ver-

kehrsträger in Baulastträgerschaft des Bundes, der Länder und der Kommunen ei-

ne Deckungslücke für Erhalt, Betrieb und Nachholbedarf von 7 Mrd. € (1,5 Mrd. € 

Bundes-, Landes-/Staats- bzw. Staatsstraßen; 3 Mrd. € Kommunale Straßen und 

ÖPNV; 0,5 Mrd. € Wasserstraßen; 2 Mrd. € Schiene)
54

. Die darin enthaltenen An-

teile von Kosten des Nachholbedarfs steigen bei weiterer Vernachlässigung über-

proportional stark an. 

 

Die Auswirkungen der Unterfinanzierung haben z.B. durch Beschränkungen von 

Geschwindigkeiten und Tonnagen bereits zu Beeinträchtigungen der Funktionsfä-

higkeit für die Wirtschaft sowie zu Umweltbelastungen geführt. Ein unbeeinfluss-

tes „Weiter so“ ist nicht verantwortbar. 

 

 

3. Die Situation wird u.a. durch die folgenden absehbaren Entwicklungen und ge-

setzliche Rahmenbedingungen noch deutlich verschärft: 

x Einhaltung der Schuldenbremse, 

x Verpflichtung zur Einhaltung europäischer Rechtssetzungen, 

x höhere Anforderungen aus dem Bereich Umwelt (z.B. CO2-Minderung, 

Lärm, Naturschutz), 

x Auslaufen des Entflechtungs- bzw. des Gemeindeverkehrsfinanzierungs-

gesetzes, 

x Revision des Regionalisierungsgesetzes, 

x Auslaufen/Nachverhandlung der LuFV Ende 2013 sowie 

x Reduzierung der Ausbauplanung im Rahmen der Wasserstraßenreform 

(Kategorisierung des Netzes). 

 

 

4. Die bestehende kritische Beeinträchtigung der Funktionsfähigkeit der Verkehrsinf-

rastrukturen aller Baulastträger als Auswirkungen der Unterfinanzierung führt zu 

aufwachsenden Instandhaltungs- und Erhaltungskosten und erfordert einen sich 

ständig erhöhenden Mitteleinsatz. 

 

Im Bereich eines beträchtlichen Anteils der teuren Ingenieurbauwerke (Brücken, 

Tunnel etc.) und von größeren Anteilen der ÖPNV-Infrastruktur wird der aktuelle 

Nachholbedarf zusätzlich durch einen zeitnahen Ablauf der wirtschaftlichen Nut-

zungszeit beeinflusst. 

 

 

5. Die naheliegende klassische Finanzierungsform durch Erhöhung der Haushaltsmit-

tel oder durch Erhöhung der zweckgebundenen Anteile aus Energie- und Kfz-

Steuer für den Verkehrsbereich ist im politischen Raum in den letzten Jahrzehnten 

immer wieder an die Grenzen der Bedürfnisse des Gesamthaushalts gestoßen.  

 

Die Finanzierung der Verkehrsinfrastruktur sollte nach wirtschaftlichen Kriterien 

im Sinne eines Kreislaufes von Einnahmen und Ausgaben unter parlamentarischer 

Beteiligung außerhalb der Haushalte organisiert werden. Zur Sicherstellung einer 
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Der Werteverlust der rund 730.000 km umfassenden Verkehrsinfrastruktur (Straße, Schiene, Wasserstraße) hat  

    in den vergangenen 30 Jahren laut BDI (2012) rund 1/8 seines Vermögenswertes verloren  

     Quellenangabe (Momentaufnahme 2012): Bundes-/Landes-/Staatsstraßen: AK Straßenbaupolitik; Kommunale  

    Straßen und ÖPNV: VDV; Wasserstraße: BMVBS; Schiene: AK Bahnpolitik 
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längerfristig planbaren und flexiblen Finanzierung werden haushaltsunabhängige 

Fonds-Lösungen als sachgerecht angesehen, die eine zugriffsfeste Zweckbindung 

der erforderlichen Mittel sichern. 

 

Die Verteilung der Mittel muss nach noch festzulegenden Regeln auf die Baulast-

träger Bund, Länder und Kommunen vorgenommen werden, wobei die Gelder für 

die Kommunen über die Länder weiterverteilt werden. 

 

Für den Fall, dass eine Erweiterung der Haushaltsfinanzierung sich als nicht durch-

führbar realisieren lässt, ist eine Verbreiterung der Finanzierungsbasis durch eine 

Ausweitung von Elementen der Nutzer-/ Nutznießerfinanzierung in Betracht zu 

ziehen. Dies gilt auch für den ÖPNV/ SPNV (z.B. in Form einer Nahverkehrsabga-

be). 

 

Nutzerfinanzierungen bieten vielfältige Möglichkeiten einer differenzierten Ge-

bührengestaltung, so dass neben dem Finanzierungsziel auch Ziele der Nachhal-

tigkeit verfolgt werden können. Wegen der Erreichbarkeit von wirtschaftlicher Ef-

fizienz, Umweltverträglichkeit und sozialer Ausgewogenheit hat sich auch die EU-

Verkehrspolitik für die Nutzerfinanzierung ausgesprochen. 

 

 

6. Eine Umstellung auf die Nutzer-/ Nutznießerfinanzierung aufgrund der Vorschläge 

der „Pällmann-Kommission“ aus dem Jahr 2000 wurde im Jahr 2005 durch Einfüh-

rung der Lkw-Maut für schwere Lkw ab 12t zGG auf Autobahnen (ab 2012 auch 

auf vierspurigen Bundesstraßen) nur zögerlich und unvollständig umgesetzt. Die 

gleichzeitige Absenkung der haushaltsfinanzierten Anteile an der Verkehrsinfra-

strukturfinanzierung sowie die formale Querfinanzierung der anderen Verkehrs-

träger aus den Einnahmen hat zu einem nachhaltigen Misstrauen aller Akteure 

gegenüber der Politik geführt.  

 

Um das Instrument der Nutzer-/ Nutznießerfinanzierung erneut aufgreifen zu 

können, muss dem offensiv begegnet werden. 

 

Ausgehend von einer strikten Orientierung an Leistung und Kosten, für ein unter 

wirtschaftlichen und demografischen Rahmenbedingungen definiertes Netz und 

seine Qualität, muss eine Rechtsgrundlage geschaffen werden, die sicherstellt, 

dass bei einer erweiterten Nutzerfinanzierung keine gleichzeitige Rückführung 

von Haushaltsmitteln erfolgt. 

 

7. Der Erfolg einer Debatte mit dem Ziel einer Erweiterung der Nutzer-

/Nutznießerfinanzierung kann nur gesichert werden, wenn eine gleichzeitige Aus-

schöpfung der Potenziale zur Kostenreduzierung sowie der Optimierung der Nut-

zung der vorhandenen Verkehrsinfrastrukturen (u.a. durch telematische Systeme) 

erfolgt. Für Kostenreduzierungen bei den Verkehrsinfrastrukturen Straße, Schie-

ne, Wasserstraßen und ÖPNV kommen u.a. in Betracht: 

x Untersuchungen hinsichtlich Standardabsenkungen, 

x Effizienzsteigerung bei Planung (u.a. Netz- und Korridorbezogenheit) und 

Finanzierung  

(u.a. Planungskostenpauschale), 

x Neuausrichtung bei der Priorisierung (z.B. bei Ausbau, Erhaltung und Be-
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trieb), 

x Effizientere Organisationsstrukturen sowie 

x Nutzung von Öffentlich-Privaten-Partnerschaften (u.a. nachhaltige Ver-

knüpfung von Kosten für Bau- und Unterhaltung). 

 

 

8. Die Mittel aus einer Nutzer-/ Nutznießerfinanzierung sind zweckgebunden und 

vorrangig für den Erhalt und Betrieb der Bestandsinfrastruktur zu verwenden. 

Weiterhin sind daraus nachholende Ersatzinvestitionen und qualitätsverbessern-

de Ausbaumaßnahmen sicherzustellen, deren Rang und Reihenfolge politisch zu 

entscheiden ist. Darüber hinausgehende kapazitätserweiternde Neubaumaßnah-

men bleiben als politische Entscheidung grundsätzlich eine Aufgabe der Haus-

haltsfinanzierung. 

 

 

9. Zur politischen und verwaltungstechnischen Steuerung der Verkehrsinfrastruktur-

finanzierung hält die Kommission Zielwerte und ein transparentes Kontroll- und 

Frühwarnsystem für erforderlich. Für die politische und wirtschaftliche Steuerung 

und Sicherstellung einer leistungsfähigen Verkehrsinfrastruktur erscheinen bei al-

len Verkehrsträgern Zielvereinbarungen als sachgerecht, wie z.B. die im Schienen-

bereich angewandte Leistungs- und Finanzierungsvereinbarung. Der Finanzbedarf 

ist dabei auf der Grundlage von Verkehrsprognosen, Netzzustands- und -

leistungsberichten sowie Qualitätszielen bezogen auf alle Baulastträger periodisch 

zu ermitteln und gegenüber den Nutzern sowie den politischen Entscheidungs-

gremien transparent darzustellen. Die bereits vorhandenen Daten liefern hierfür 

eine gute Ausgangsbasis. 

 

 

10. Da die Schieneninfrastruktur gegenwärtig auch über die Regionalisierungsmittel 

finanziert wird, ist eine Verstetigung dieser Mittel unter Berücksichtigung der 

notwendigen Dynamisierung erforderlich. Diese Notwendigkeit betrifft auch das 

Entflechtungs- und das Gemeindeverkehrsfinanzierungsgesetz. 

 

 

11. Für einen fairen Wettbewerb der Verkehrsträger ist eine bundesrechtliche Rege-

lung erforderlich, die sichert, dass für Schienenwege, die aus dem Infrastruktur-

vermögen des Bundes ausscheiden bzw. ausgeschieden sind aber weiter betrie-

ben werden, der auf sie entfallende Anteil der bisherigen Bundesfinanzierung auf 

das jeweilige Bundesland bzw. die betroffenen Bundesländer übertragen wird. Ei-

ne solche Regelung ist neben den nichtbundeseigenen (NE-Bahnen) auch für lan-

deseigene und kommunale Schieneninfrastrukturen anzuwenden. 

 

 

12. Kosteneinsparungen, die durch die dauerhafte Aufgabe von Schieneninfrastruktu-

ren im Rahmen struktureller bzw. demografischer Veränderungen entstehen, sind 

in dem Maße auf die Länder zu übertragen, wie sie für Investitionen in ersetzende 

Verkehrsleistungen z.B. durch Busse erforderlich sind. 

 

13. Das System der Leistungs- und Finanzierungsvereinbarung für die Schieneninfra-

struktur ist unter der Maßgabe einer größeren Transparenz und stärkerer Länder-

beteiligung fortzuführen. Dabei verkennt die Kommission nicht, dass eine Weiter-

entwicklung zu Zielwerten und einem transparenten Kontroll- und Frühwarnsys-
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tem erforderlich ist und geprüft werden muss, inwieweit der derzeitige Finanzie-

rungsrahmen ausreichend oder zu erweitern bzw. zu dynamisieren ist. Zur politi-

schen und wirtschaftlichen Steuerung scheint auch im Bereich der nichtbundesei-

genen sowie der landes- und kommunalen Schieneninfrastrukturen das Instru-

ment der Leistungs- und Finanzierungsvereinbarung sinnvoll. 

 

 

III. Mögliche Lösungen für Einsparungen und die Erweiterung der 
Finanzierungsbasis 

 

1. Zu Einsparungen können folgende Maßnahmen dienen: 

x Anpassung der Planung (u.a. durch Netz- und Korridorbezogenheit), 

x Priorisierung (z.B. bei Ausbau, Erhaltung und Betrieb) sowie Änderung der Or-

ganisation, 

x Finanzierung (u.a. auf Grundlage von Planungskostenpauschalen), 

x Schaffung von Anreizmechanismen, die Zeit und Kosteneinsparungen beloh-

nen sowie 

x Optimierung der Beschaffung (Zeitpunkt und Losgrößen). 

 

Darüber hinaus sollten auch die Vorschläge des Wissenschaftlichen Beirates des 

BMVBS aus der Studie „Strategieplanung Mobilität und Transport – Forderungen 

für die Bundesverkehrswegeplanung„ (2009) herangezogen werden. 

 

2. Die Finanzmittel der Verkehrsinfrastruktur-Fonds (aus Steuern oder Gebühren) 

sind auf Bund, Länder und Kommunen nach einem transparenten Mechanismus 

zu verteilen. 

 

 

3. Für die Speisung einer haushaltsunabhängigen Fonds-Lösung kommen insbeson-

dere folgende Finanzierungselemente in Betracht : 

 

Bereits vorhandene Finanzierungselemente 

x Energiesteuer  

x Kfz-Steuer  

x Lkw-Maut  

 

Erweiterung der Finanzierungsbasis  

(Einsatz der Finanzierungselemente ist nach nationalem und EU-Recht möglich): 

x Ausweitung der Erhebung direkter Straßenbenutzungsgebühren von schwe-

ren Lastkraftwagen: 

o Einbeziehung aller Fahrzeugklassen � 12t zGG (u.a. Busse) auf Bundesau-

tobahnen und ausgewählten Bundesstraßen 

o Aktualisierung der Mautsätze gemäß der Fortschreibung der  Wegekos-

tenrichtlinie 

o Einbeziehung der Gewichtsklassen 7,5 t bis < 12 t zGG 

o Einbeziehung der Gewichtsklassen 3,5 t bis 7,5 t zGG 
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o Ausweitung auf alle Bundesstraßen (ggf. zunächst zeitabhängig) 

o Ausweitung auf alle Landes-/Staatsstraßen (ggf. zunächst zeitabhängig)  

o Ausweitung auf Kreis- und kommunale Hauptverkehrsstraßen (ggf. zu-

nächst zeitabhängig) 

x Infrastrukturabgabe für alle übrigen Kfz (Gebührenerhebung) 

 

4. Eine Ausweitung der Nutzerfinanzierung auf alle überörtliche Straßen sowie örtli-

che Hauptverkehrsstraßen kann beispielsweise in Form von „Infrastrukturabga-

ben“ schrittweise und mit differenzierten Kompensationsmechanismen erfolgen  

 

Für örtliche Nebenstraßen sind die Möglichkeiten nach dem Baugesetzbuch und 

dem Kommunalrecht auszuschöpfen. Für die Erweiterung der Finanzierungsbasis 

des ÖPNV sind u.a. Möglichkeiten zur Erhebung von Nahverkehrsabgaben (Nutz-

nießer), die Einführung von City-Maut-Systemen und die Beteiligung von Nutz-

nießern zu prüfen. 

 

 

5. Für in- und ausländische Pkw kann die Einführung von zeitabhängigen „Infrastruk-

turabgaben“ für eine Übergangszeit erfolgen. Gleichzeitig ist aufzuzeigen, dass 

solche Abgaben in zeit- und entfernungsabhängige Gebührensysteme übergelei-

tet werden sollen. Dies entspricht im Übrigen auch den Grundsätzen der EU-

Verkehrspolitik. 

 

6. Für Nutzungsentgelte für die Schieneninfrastruktur (Trassen und Stationspreise) 

ist im Rahmen der Regulierung eine Prüfungs- und Genehmigungspflicht durch 

die Bundesnetzagentur einzuführen, die Kosten und Einnahmepositionen voll-

ständig umfasst. 

Für die Erweiterung der Finanzierungsbasis der bundeseigenen Schieneninfra-

struktur kommt ein Verzicht des Bundes auf eine Gewinnabführung der DB AG in 

Betracht. 

Eine weitere Einnahmequelle würde sich über eine Nahverkehrsabgabe für den 

ÖPNV/SPNV realisieren lassen.  

 

7. Erweiterung der Finanzierungsbasis durch Mitfinanzierung anderer Nutznießer 

(z.B. Energie, Telekommunikation).  

 

8. Für eine nachhaltige Verbesserung der Situation im Bereich der Wasserstraßen ist 
es erforderlich, eine Initiative zur Aufhebung der Mannheimer Akte zu ergreifen 

und die vorhandenen Möglichkeiten der Belgrader Konvention zu nutzen und Be-

nutzer-sowie Nutznießergebühren zu ermöglichen. 
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IV. Instrumentenkasten, Bewertungskriterien und erste Abschät-
zungen 

Siehe Anlage 1. 

V. Weiterer Zeitplan der Kommission 

   
07. Sept. 

2012 

4. Kommissionssitzung Vorbereitung der VMK  

17. Sept. 

2012 

Gemeinsame Konferenz der Ver-

kehrs- und Straßenbau-

abteilungsleiter 

Vorbereitung der VMK 

05. Okt. 

2012 

Verkehrsministerkonferenz Mündliche Darstellung zum 

bisherigen Stand der Ergeb-

nisse der  

Kommissionsarbeit 

 ggf. 5. Kommissionsitzung  
 ggf. Sonder-

Verkehrsministerkonferenz 
 

 ggf. 6. Kommissionsitzung  
Dez. 2012 Pressekonferenz  Übergabe des Abschlussberichts 

 

VI. Inhaltsverzeichnis über wichtige Aktivitäten der Kommission 

 

Anhörungen und Stellungnahmen 

x Deutscher Landkreistag (DLT) 

x BÖB e.V., ZDS e.V., BDB e.V. 

x BGL e.V. 

x DB Netz AG 

x Generaldirektor Dr. Mathias Ruete (MOVE)  

x BAG-SPNV e.V. und VDV e.V. 

x Bundesverband Deutscher Omnibusunternehmer e.V. 

(bdo) 

x Deutsches Verkehrsforum e.V. 

x Pro Mobilität e.V. 

x Umweltbundesamt  

x ADAC e.V. 

x VDA e.V. 

x Stellungnahme Deutscher Städte- und Gemeindebund 

(DStGB) 

x Stellungnahme Bundesvereinigung Logistik e.V.(BVL)  

 

 
02.02.2010 

13.02.2012 

13.02.2012 

02.03.2012 

20.04.2012 

10.05.2012 

11.05.2012 

11.05.2012 

11.05.2012 

11.05.2012 

25.05.2012 

25.05.2012 

10.07.2012 

17.07.2012 

 

Erörterungen 

x Arbeitskreis Straßenbaupolitik 

x Bundesverkehrsminister Dr. Peter Ramsauer 

x Arbeitskreis Straßenbaupolitik 

 

 
09.02.2012 

22.05.2012 

28.06.2012/ 

17.07.2012 
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x Toll Collect GmbH 

x Arbeitskreis Bahnpolitik 

x Staatssekretär Rainer Bomba 

x NABU - Naturschutzbund Deutschland e.V. 

x Bundesverkehrsminister Dr. Peter Ramsauer 

x Generaldirektor Dr. Mathias Ruete (MOVE)  

x IBM Deutschland GmbH  

x Kommunale Spitzenverbände (DStGB, DLT, DST) 

 

01.08.2012 

08.08.2012 

13.08.2012 

29.08.2012 

05.09.2012 

06.09.2012 

17.09.2012 

20.09.2012 

 

 

Kommissionstermine 

x 1. Kommissionssitzung 

x Gemeinsame Konferenz der Verkehrs- und Straßenbau-

abteilungsleiter  

x 2. Kommissionssitzung 

x Verkehrsministerkonferenz 

x 3. Kommissionssitzung 

x 4. Kommissionssitzung 

x Gemeinsame Konferenz der Verkehrs- und Straßenbau-

abteilungsleiter  

x Verkehrsministerkonferenz 

 

 
10.01.2012 

21.03.2012 

30.03.2012 

20.04.2012 

15.06.2012 

07.09.2012 

18.09.2012 

05.10.2012 

 

Sitzungen/Arbeitsklausuren (mit Beratern) 

x I. Arbeitsgruppen-Sitzung 

x II. Arbeitsgruppen-Sitzung  

x III. Arbeitsgruppen-Sitzung 

x VI. Arbeitsgruppen-Sitzung 

x Klausur-Tagung 

x V: Arbeitsgruppen-Sitzung 

x Klausur-Tagung Endbericht 

 
13.04.2012 

20.04.2012 

10.05.2012 

25.05.2012 

22./23.06.2012 

14.08.2012 

geplant 
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Anlage 1 

Instrumentenkasten, Bewertungskriterien und erste Abschätzungen 

Energiesteuer 

Zweckbindung: Durch Straßenbaufinanzierungsgesetz StrFinG vom 28.03.1960 in 

Art. 1 festgelegt. Wird jährlich durch Haushaltsbeschluss aufgehoben. 

Erhebungskosten: Die geringsten Erhebungskosten von allen Einnahmequellen. 

Kostenabhängigkeit: Die Einnahmen sind wegen ihrer Verbrauchsabhängig nicht 

unmittelbar nutzungsbezogen. 

Umsetzbarkeit: Sehr einfache, allein durch den Bund umsetzbar. Keine Zustimmung 

des Bundesrats notwendig. 

Anspruch weiterer Baulastträger: Als reine Bundessteuer können von anderen 

Baulastträgern keine Ansprüche geltend gemacht werden. 

Auskömmlichkeit: Die Höhe kann zwar dem Mittelbedarf angepasst werden, hängt 

aber vom Vorbrauch an Otto- und Dieselkraftstoff und nicht von der Nutzung ab. 

Rechtskompatibilität: National und EU-seitig gegeben. 

Lenkungswirkung: Geringfügig, abhängig von der Erhöhung. 

____________________________________________________________________ 

Kraftfahrzeugsteuer 

Zweckbindung: Seit 01. Juli 2009 Bundessteuer. Eine direkte Zweckbindung ist nicht 

gegeben. 

Erhebungskosten: Geringste Erhebungskosten nach der Energiesteuer.  

Kostenabhängigkeit: Die Einnahmen sind nicht nutzungs- und nur bedingt ver-

brauchsabhängig und damit nicht unmittelbar auf die Nutzung der Verkehrsinfra-

struktur bezogen.  

Umsetzbarkeit: Sehr einfach, allein durch den Bund umsetzbar. Keine Zustimmung 

des Bundesrats notwendig. 

Anspruch weiterer Baulastträger: Als reine Bundessteuer können von anderen 

Baulastträgern keine Ansprüche geltend gemacht werden. 

Auskömmlichkeit: Die Höhe kann zwar dem Mittelbedarf angepasst werden. Hängt 

aber vom jeweiligen Kfz-Bestand ab.  

Rechtskompatibilität: National und EU-seitig gegeben. 

Lenkungswirkung: Geringfügig, abhängig von der Erhöhung. 

____________________________________________________________________ 
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Ausweitung Lkw-Maut auf alle Bundestraßen 

Zweckbindung: Derzeit werden die Mittel direkt dem EPl 12 zugewiesen. Keine 

langfristige Sicherheit ohne Anpassung des gesetzlichen Rahmen (BFStrMG). 

Erhebungskosten: Die Erhebungskosten sind bei Fortschreibung derzeitigen Tech-

nik sehr hoch. 

Kostenabhängigkeit: Die Einnahmen sind nur bedingt nutzungsabhängig, da nicht 

von Achslast sondern von Emissionsklassen abhängig. 

Umsetzbarkeit: Zustimmung des Bundesrats notwendig. 

Anspruch weiterer Baulastträger: Da die Einnahmen nur auf Infrastruktur des Bun-

des erhoben wird können andere Baulastträger keine Ansprüche geltend machen. 

Auskömmlichkeit : Auskömmlich, aber nur für Straßen in der Baulast des Bundes. 

Rechtskompatibilität: National und EU-seitig gegeben. 

Lenkungswirkung: Zunahme von Ausweichverkehren über das nachgeordnete Stra-

ßennetz. 

____________________________________________________________________ 

Ausweitung Lkw-Maut auf alle Straßen 

Zweckbindung: Da ein direkter Leistungsbezug hergestellt werden kann ist eine 

Zweckbindung einfach möglich. Schaffung eines entsprechenden gesetzlichen Rah-

mens. 

Erhebungskosten: Die Erhebungskosten sind bei Fortschreibung derzeitigen Tech-

nik vergleichsweise sehr hoch. 

Kostenabhängigkeit: Bei entsprechender Ausgestaltung und direktem Kostenbezug 

entsteht eine eindeutige Kostenabhängigkeit, damit ist die Zweckbindung sicherzu-

stellen. 

Umsetzbarkeit: Komplexe Umsetzung aufgrund der vielen mit einzubeziehendem 

Baulastträger. Aber großer Anreiz für alle mitzumachen. 

Anspruch weiterer Baulastträger: Sichergestellt, da auf allen Straßen erhoben. 

Auskömmlichkeit: Auskömmlich für alle Straßen aller Baulastträger 

Rechtskompatibilität: National und EU-seitig gegeben. 

Lenkungswirkung: Hohe Lenkungswirkung, bei progressiver Staffelung der Mauts-

ätze des nachgeordneten Straßennetzes.  

____________________________________________________________________ 
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Infrastrukturabgabe aller übrigen Kraftfahrzeuge 

(Übergangslösung: zeitabhängig; längerfristig: entfernungsabhängig) 

Zweckbindung: da ein direkter Leistungsbezug hergestellt werden kann ist eine 

Zweckbindung einfach möglich. Schaffung eines entsprechenden gesetzlichen Rah-

mens. 

Erhebungskosten: Bei zeitabhängiger Variante gering. Bei später eizuführender 

entfernungsabhängigen Variante hoch. 

Kostenabhängigkeit: Bei entsprechender Ausgestaltung und direktem Kostenbezug 

entsteht eine eindeutige Kostenabhängigkeit, damit ist die Zweckbindung sicherzu-

stellen  

Umsetzbarkeit: Zeitabhängige Lösung ist einfach umzusetzen, entfernungsabhängig 

über Migrationspfad. 

Anspruch weiterer Baulastträger: Anspruch ist gegeben. 

Auskömmlichkeit: Die Höhe kann dem Mittelbedarf angepasst werden. 

Rechtskompatibilität: National und EU-seitig gegeben. 

Lenkungswirkung: Staffelung nach Fahrzeug-/Schadstoffklassen; berücksichtigt 

Umweltstandards. 

____________________________________________________________________ 

City-Maut  

Zweckbindung: Da ein direkter Leistungsbezug hergestellt werden kann ist eine 

Zweckbindung einfach möglich. Voraussetzung: Schaffung eines gesetzlichen Rah-

mens. 

Erhebungskosten: Bei den derzeitigen technischen Anforderungen an das System 

sehr hoch. 

Kostenabhängigkeit: Bei entsprechender Ausgestaltung und direktem Kostenbezug 

entsteht eine eindeutige Kostenabhängigkeit, damit ist die Zweckbindung sicherzu-

stellen. 

Umsetzbarkeit: Sehr komplexe Umsetzung aufgrund der meist schwierigen bauli-

chen Voraussetzungen. 

Anspruch weiterer Baulastträger: keine.  

Auskömmlichkeit: Verstärkung der Einnahmesituation für innerstädtische Ver-

kehrsinfrastrukturen. 

Rechtskompatibilität: National und EU-seitig gegeben. 

Lenkungswirkung: Entzerrung des innerstädtischen Verkehrs in Stoßzeiten. 

____________________________________________________________________ 
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Nahverkehrsabgabe 

Zweckbindung: Zweckgebunden für den ÖPNV  

Erhebungskosten: Üblicher Verwaltungsaufwand. 

Kostenabhängigkeit: Die Einnahmen sind nicht nutzungs-, und nur bedingt ver-

brauchsabhängig, dadurch keine direkte Relation zu den tatsächlichen Kosten. 

Umsetzbarkeit: Über Verwaltungsapparat realisierbar. 

Anspruch weiterer Baulastträger: Keine. 

Auskömmlichkeit: Verstärkung der Einnahmesituation für den ÖPNV. 

Rechtskompatibilität: National und EU-seitig gegeben. 

Lenkungswirkung: Verbesserster ÖPNV vermindert Individualverkehr. 

____________________________________________________________________ 
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Anlage C Bestandsnetz der Verkehrsinfrastruktur 

Definition 

Unter dem Bestandsnetz der Verkehrsinfrastruktur sind die gebauten Verkehrswe-

ge zu sehen, die in unmittelbarem Zusammenhang mit der Nutzung durch das je-

weilige Verkehrsmittel zu verstehen sind. Dies schließt entsprechende Ingenieur-

bauwerke ein, bestimmte bauliche Nebenanlagen gleichwohl aus. Allen Bauwerken 

ist gemein, dass sie für den sicheren Betrieb unerlässlich sind. 

Im Einzelnen sollen folgende Bestimmungen gelten: 

 

Tabelle 8: Bestandsnetz der Verkehrsinfrastruktur 

Verkehrsträger Netzzugehörigkeit i.e.S. 

Straße 

Straßenkörper, d.h. Straßengrund, Straßenunterbau, 

Straßenoberbau, Brücken, Tunnel, Durchlässe, Gräben, 

Entwässerungsanlagen, Böschungen, Stützmauern, 

Lärmschutzanlagen, Trenn-, Seiten-, Rand- und 

Sicherheitsstreifen, Haltestellenbuchten für den 

Linienverkehr, Rad- und Gehwege, wenn sie im 

unmittelbaren räumlichen Zusammenhang im 

Wesentlichen mit der für den Kraftfahrzeugverkehr 

bestimmten Fahrbahn gleichlaufen, für die 

Verkehrssicherheit relevante Verkehrszeichen, 

Lichtzeichen- und Telematik-Anlagen  

Schiene 

Schienenprofile, Schwellen, Schienenbefestigungen, 

Schotterbett, Unterbau, Brücken, Tunnel, Durchlässe, 

Gräben, Entwässerungsanlagen, Böschungen, Stützmauern, 

Lärmschutzanlagen, Fahrdraht, Signalanlagen und 

Sicherheitstechnik, Bahnsteige sowie weitere ortsfeste 

Anlagen, die die in unmittelbarem Zusammenhang mit der 

Nutzung durch das jeweilige Verkehrsmittel zu verstehen 

sind und für den Betrieb notwendig sind.  

Wasserstraße 

technischen Anlagen zur Gewährleistung der Schifffahrt 

und für ihren sicheren Betrieb wie Schiffsschleusenanlagen, 

Schleusenkammern, Wehranlagen, Sperrwerke, Brücken 

über Bundeswasserstraßen in Unterhaltungslast der WSV, 

Kanalbrücken, Buhnen und Schifffahrtszeichen, sowie 

Fahrtröge bei Kanälen  

  



Kommission „Zukunft der Verkehrsinfrastrukturfinanzierung“                                                          | Anhang 

Seite | 162  

Anlage D Protokolle der Anhörungen und Stellungnahmen 

Die Protokolle der im Rahmen der Kommissionsarbeit angehörten Verbände und 

Institutionen sind bei der Geschäftsstelle der VMK auf Anfrage einsehbar: 

x ADAC e.V. 

x Bundesarbeitsgemeinschaft der Aufgabenträger des SPNV e.V.  

              (BAG-SPNV) 

x Bundesverband der Deutschen Binnenschiffahrt e.V. ( BDB) 

x Bundesverband Deutscher Omnibusunternehmer e.V. (bdo) 

x DB Netz AG 

x Bundesverband Öffentlicher Binnenhäfen e.V. (BÖB ) 

x Bundesvereinigung Logistik e.V. (BVL) 

x Deutscher Landkreistag (DLT) 

x Deutscher Städte- und Gemeindebund (DStGB) 

x Deutsches Verkehrsforum e.V. 

x Generaldirektion der Europäischen Kommission für Mobilität und   

              Verkehr (GD MOVE), Generaldirektor Dr. Matthias Ruete  

x Pro Mobilität e.V. 

x Verband der Automobilindustrie e.V. (VDA) 

x Verband Deutscher Verkehrsunternehmen e.V. (VDV) 

x Umweltbundesamt 

x Zentralverband der deutschen Seehafenbetriebe e.V. (ZDS) 
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Anlage E Weitere inhaltliche Arbeitspapiere und Gutachten 

Die weiteren inhaltlichen Arbeitspapiere und Gutachten der sind bei der Geschäfts-

stelle der VMK auf Anfrage einsehbar: 

x Analyse der Finanzierungssituation Straße  

x Ausarbeitung zur Themenstellung Wasserstraße 

x Benchmarking“ Europa“ - Grundlagen/Ausgangslage 

x Entwicklung der Verwendung der Mineralölsteuereinnahmen 

x Entwicklung der Situation der Verkehrsinfrastruktur seit „Pällmann“ 

x Europäischer Vergleich von City Maut Modellen 

x Kurzgutachten Öffentlich-Private Partnerschaften  

x Leistungs- und Finanzierungsvereinbarung (LuFV) Straße 

x Mautkonzepte/Mauttechnologien 

x Migration/mögliche Umsetzungsstufen  

x Netzzustands- und Leistungsbericht Straße 

x Organisation und Reform der Bewirtschaftung des Straßenbestandsnetzes  

x Rechtsgutachten zu den Finanzierungsinstrumenten 

x Stärkung der finanziellen Basis des ÖPNV 

x Themenkomplex Telematik 

x Verkehrsbezogene Steuern und Abgaben 

x Verkehrsinfrastrukturfinanzierung- Einordnung der Problemlage 

x Wegekostengutachten 
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